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Sie lesen in dieser Ausgabe

Englisch ist heute die welt-
umspannende Sprache, die
Menschen verbindet. Trotz-
dem sollten wir uns den
Blick und vor allem das Ge-
fühl dafür bewahren, dass
die jeweilige Volkssprache
auch ein Stück Gemein-
schaft und Gemeinsamkeit
stiftet, meint die Vorzim-
merperle. Seite 11
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Mehr Wissen setzt Energie frei. Am 26. Juni 2014 ist es
wieder soweit: Die Bayerische GemeindeZeitung lädt
wie jedes Jahr zum großen Energie-Info-Tag für alle
kommunalen Entscheider in Bayern. Im Garchinger
Bürgerhaus treffen die Profis der Kommunalpolitik auf
die Profis der Energie-Branche. Bitte merken Sie den
Termin schon heute vor. 

Vormerken!

26. Jun
i 

2014

Ministerpräsident Horst Seehoferüberreicht Hans Schaidingerden
bayerischen Porzellanlöwen. Bild: Stadt Regensburg, Peter Ferstl 

Verabschiedung von Bürgermeistern und Landräten:

Anerkennung
und Respekt

Großes Stühlerücken in Bayerns Rathäusern und
Landratsämtern: Am 30. April endeten die Amtszei-
ten der scheidenden Bürgermeister und Landräte, am
1. Mai traten die Nachfolger ihre neuen Jobs an. Eini-
ge besonders verdienstvolle und herausragende Per-
sönlichkeiten des kommunalen Lebens wurden von
Innenminister Joachim Herrmann und Ministerprä-
sident Horst Seehofer feierlich verabschiedet. 

Nach 37 Jahren ging im Land-
kreis Dachau eine Ära zu Ende.
Innenminister Joachim Herrmann
verabschiedete den Dachauer
Landrat Hansjörg Christmann in
den Ruhestand: „Wer hätte daran
gedacht, dass der damals jüngste
Landrat in Bayern einmal als der
Dienstälteste ausscheiden würde.
Hansjörg Christmann ist ein Voll-
blutpolitiker. Sein Amt verstand er
nicht nur als Beruf, sondern als
Berufung. Große Anerkennung
und Respekt verdienen sein uner-
müdliches Engagement zum Woh-
le der Bürgerinnen und Bürger des
heutigen Vorzeigelandkreises.
Dafür gebührt ihm der Dank der
gesamten bayerischen Staatsregie-
rung“, betonte Herrmann. 

Vorzeigelandkreis

Mit großer Leidenschaft habe
sich der gelernte Jurist in den
Dienst der kommunalen Selbst-
verwaltung gestellt, so Herrmann.
Der Landkreis Dachau sei heute
ein zukunftsfähiger Vorzeigeland-
kreis. Mittlerweile gibt es im
Landkreis Dachau vier Realschu-

len und drei Gymnasien. Prioritä-
ten wurden unter Christmann
aber nicht nur beim Schulbau,
sondern auch beim Ganztagsan-
gebot gesetzt. Der Landkreis
Dachau ist heute ein hervorragen-
der Wirtschaftsstandort. Er zählt
bei aktueller Arbeitslosenquote
von 2,6 Prozent derzeit zu den 30
wirtschaftsstärksten Landkreisen
und Städten Deutschlands. Die
Verschuldung des Landkreises ist
deutlich unterdurchschnittlich.

Besonderes Augenmerk legte
Christmann, der als Präsident auch
16 Jahre lang ehrenamtlich den
Bayerischen Sparkassenverband
leitete, auf den Ausbau des öffent-
lichen Personennahverkehrs. „Be-
reits 1982 hat der Landkreis Dach-
au zukunftsweisend sein Bussy-
stem in den Münchner Verkehrs-
und Tarifverbund integriert. Das
Verkehrsangebot beträgt heute ge-
messen an Buskilometern 3,3 Mil-
lionen Kilometer. Der Landkreis
verfügt nicht nur über eine moder-
ne Busflotte, sondern setzt dabei
auch auf hohe Umweltstandards“,
erklärte der Kom- mu-
nalminis- ter. 

hielt 2005 die Auszeichnung der
Bayerischen Staatsregierung für fa-
milienfreundliche Verwaltung. 

Großer Einsatz

Maßstäbe setzte Denzler auch
in der Haushaltswirtschaft. Der
Landkreis Bamberg führte als
dritter bayerischer Landkreis die
doppelte kommunale Buch-
führung ein. Herrmann: „Denz-
lers besonderem Augenmerk gal-
ten auch die regionalen Straßen-
bauprojekte. Mit großem Enga-
gement setzte er sich u. a. für den
Ausbau der A 70 der B 173 und
der B 22 ein, ebenso für den Bau
der Ortsumgehungen Unterneu-
ses, Memmelsdorf und Treppen-
dorf.“ Groß war sein Einsatz auch
bei kommunalen Investitionen in
Schulen, insbesondere beim Aus-

bau von Ganztagsangeboten. 
Seit 2003 ist Denzler Bezirks-

tagspräsident von Oberfranken
und seit 2005 stellvertretender
Ratsvorsitzender der europäi-
schen Metropolregion Nürnberg. 

Zwölf Jahre lenkte Hermann
Steinmaßl die Geschicke des
Landkreises Traunstein. Im Rah-
men seiner Verabschiedung in den
Ruhestand zeichnete ihn Minister
Herrmann mit der Kommunalen
Verdienstmedaille in Silber aus. 

Vor seiner Wahl zum Landrat
war der Ingenieur und frühere
Landtagsabgeordnete fast ein
Vierteljahrhundert lang Mitglied
des Gemeinderats von Fridolfing
und Kreisrat im Landkreis Traun-
stein. „Eine bestmögliche und lei-
stungsstarke Versorgung mit
Krankenhausleistungen im Land-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kommunalwerkstatt des Bayerischen Gemeindetags:

Klartext in 
Bad Wiessee

44. Fachtagung für Führungskräfte 
der Versorgungs- und Entsorgungswirtschaft

Vier Tage lang standen in Bad Wiessee auch heuer
Fachleute aus Ministerien, Ämtern und der privaten
Wirtschaft zu aktuellen technischen, rechtlichen und
organisatorischen Fragen der Versorgungs- und Ent-
sorgungswirtschaft Rede und Antwort. Veranstaltet
wurde die Fachtagung für Führungskräfte von der
Service GmbH des Bayerischen Gemeindetags für
Kommunen (ipse).

Erneut wurde ein hochkarätig
besetztes Vortragsprogramm zu-
sammengestellt. Auf der Tages-
ordnung standen unter anderem
personelle und organisatorische
Anforderungen an Wasserversor-
ger, die Änderung des Kommunal-
abgabengesetzes 2014, kritische
Infrastrukturen, Kosten der Lösch-
wasserversorgung und Straßenent-
wässerung, Energiemanagement
nach EN ISO 50001 sowie inter-
kommunale Zusammenarbeit. 

Wasserwirtschaft

Erwartungen des Verbandes
kommunaler Unternehmen an die
Bundesregierung zeigte Gunnar

Braun, VKU-Geschäftsführer
(Landesgruppe Bayern) auf. Mit
Blick auf das Freihandelsabkom-
men EU–USA(TTIP), das derzeit
von der Europäischen Kommissi-
on verhandelt wird, betonte Braun,
dass die Regelungen wesentliche
Fragen der kommunalen Wasser-
wirtschaft betreffen können. Das
bei der Dienstleistungskonzessi-
onsrichtlinie Erreichte dürfe durch
das Freihandelsabkommen nicht
unterlaufen werden. Eine Ausnah-
meregelung von Liberalisierungs-
verpflichtungen des TTIPwäre für
die kommunale Wasserwirtschaft
die beste Lösung. 

Beim Thema Fracking stellt der
VKU folgende klare Forderungen:
1. Vorrang des Schutzes der Trink-
wasserversorgung und deren ge-
nutzter Ressourcen vor der Er-
schließung unkonventioneller Bo-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kleiner CSU-Parteitag in Nürnberg:

Europaplan 
einstimmig verabschiedet

„Wir kämpfen für ein maximal starkes Bayern in
Europa. Wir sind überzeugte Europäer - und gera-
de deshalb sind wir für ein besseres Europa“, stellte
CSU-Generalsekretär Andreas Scheuer auf dem
kleinen CSU-Parteitag in Nürnberg klar. Im Mittel-
punkt stand die Verabschiedung des Europaplans,
mit dessen Inhalten die CSU goldrichtig liege, so
Parteichef Horst Seehofer. 

„Brüssel muss die kommunale
Selbstverwaltung achten“, lautet
eine der Forderungen. „Ein zen-
tralistischer Durchgriff europäi-
scher Apparate auf Bayern und
unsere Kommunen ist mit unse-
rem föderalen und freiheitlichen
Selbstverständnis nicht verein-
bar.“ Die Daseinsvorsorge müsse
auch weiterhin in der Hand der
Kommunen bleiben. Alles, was
die Menschen vor Ort angeht –
vom Nahverkehr bis zum Trink-
wasser – solle vor europäischen
Eingriffen geschützt werden.

Darüber hinaus will die CSU
den Ausschuss der Regionen stär-
ken. Diese Vertretung der Regio-
nen auf europäischer Ebene sei
auf bayerische Initiative hin ge-
schaffen worden. „Wir wollen,
dass die starken und aktiven Re-
gionen in diesem Gremium mehr
Gewicht erhalten, und streben ei-
ne Aufstockung der bayerischen
Mandate an. Der Ausschuss der
Regionen soll künftig dagegen
einschreiten können, wenn EU-
Organe gegen das Subsidiaritäts-
prinzip verstoßen.“ 

„Wir sind für das Freihandels-

abkommen der EU mit den
USA“, lautet ein weiterer Stand-
punkt. Damit entstehe ein neues
Schwergewicht in der Weltwirt-
schaft und ein neuer Impulsge-
ber für Wachstum, Beschäfti-
gung und Wohlstand. Das Ex-
port-Land Bayern werde davon
besonders profitieren. „Wir wol-
len Verhandlungen auf Augen-
höhe, mit beiderseitigem Re-
spekt und in größtmöglicher
Transparenz. Der offene Dialog
über den Verhandlungsverlauf
durch die EU muss deutlich in-
tensiver werden. Wir sind für
mehr Information der Bevölke-
rung und für mehr Beteiligung
der nationalen Parlamente.“ 

Hohes Schutzniveau

In diesem Zusammenhang
weist die CSU allerdings darauf
hin, „dass unsere hohen europäi-
schen Schutzniveaus nicht ver-
handelbar sind“. Im Umwelt,-
Verbraucher-, Tier-, Gesundheits-,
Daten- und Arbeitnehmerschutz
dürfe es keine Absenkung der be-
währten und hohen Schutzstan-

dards durch das Freihandelsab-
kommen geben. „Eine Locke-
rung unserer strikten Regeln etwa
gegen Gentechnik oder gegen
Hormonfleisch kommt nicht in
Frage. Die kommunale Daseins-
vorsorge muss auch im Freihan-
delsabkommen geschützt blei-
ben. Unser bayerisches Trinkwas-
ser ist kein Fall für Brüssel und
erst recht kein Fall für Amerika.“

Regionalförderung

„Wir wollen eine unbürokrati-
sche Regionalförderung. Wir set-
zen uns weiter für eine wirksame
Begrenzung des Fördergefälles an
den Grenzen zu unseren Nachbar-
staaten ein“, lautet eine weitere
Forderung im Europaplan. Zu-
dem soll für überschuldete Staaten

(Fortsetzung auf Seite 4)

18 Jahre lang lenkte Dr. Günther
Denzler die Geschicke des Land-
kreises Bamberg. „Günther Denz-
ler war und ist ein leidenschaftli-
cher Kommunalpolitiker. Mit ihm
verliert der Landkreis eine heraus-
ragende Persönlichkeit, einen
äußerst versierten Kommunalpoli-
tiker und echten Fachmann, der es
stets verstand, Ideen und Konzepte
voranzubringen und in die Tat um-
zusetzen“, stellte Minister Herr-
mann fest. 

Dienstleistungen

Zu den Hauptanliegen des ge-
lernten Juristen und Politikwissen-
schaftlers zählten die Förderung
des wirtschaftlichen Wohls des
Landkreises, die Stärkung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit und
die Fortentwicklung des Landrat-
samtes zu einem modernen Dienst-
leistungsunternehmen - dieses er-
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Albin Steiner

85120 Hepberg
am 24.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Drexler

94344 Wiesenfelden
am 19.5.

Bürgermeister Kurt Back
97724 Burglauer

am 20.5.

Bürgermeister
Wunibald Koppenhofer

85116 Egweil
am 25.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erwin Seiler

86753 Möttingen
am 26.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Henninger

91607 Flachslanden
am 22.5.

Bürgermeister Werner Langhans
90530 Wendelstein

am 25.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Zita Baur

97778 Fellen
am 19.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

„Stirbt die 
Dorfwirtschaft, 
stirbt der Ort!“

CSU-Fraktion macht sich für Erhalt stark

„Das Wirtshaus mit seiner Tradition und gesellschaftlichen Be-
deutung ist aus Bayern nicht wegzudenken. Es ist ein fester Be-
standteil unserer gelebten bayerischen Kultur und prägt die
Identität und das Zusammenleben in unseren Gemeinden. Des-
halb fordert der Wirtschaftsausschuss auf Initiative der CSU-
Fraktion die Staatsregierung auf, zu überprüfen, wie dem ‚Wirts-
haussterben‘ effektiv entgegengewirkt werden kann“, erklärte
Ulrike Scharf, Mitglied des Ausschusses für Wirtschaft und Me-
dien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie
im Bayerischen Landtag.

„Gastwirte können mit neuen
Konzepten und kreativen Ideen
selbst einen wesentlichen Bei-
trag zum Erhalt unserer Wirts-
häuser leisten“, so Scharf, die
selbst mittelständische Unter-
nehmerin ist. Bestärkt sehen sich
die CSU-Abgeordneten durch
den Betriebsvergleich des Deut-
schen Wirtschaftswissenschaftli-

chen Instituts für Fremdenver-
kehr und die Studie „Genuss mit
Geschichte? Die Wirtshauskultur
in Bayern im Wandel“ und den
darin aufgezeigten best-practice-
Beispielen.

Rahmenbedingungen

Anhand dieser Erfahrungen

zeige sich, dass es auch eine un-
ternehmerische Aufgabe des je-
weiligen Wirtes sei, für den Fort-
bestand des eigenen Betriebes zu
sorgen. „Gleichzeitig müssen
wir von politischer Seite aber
weiterhin die richtigen Rahmen-
bedingungen sicherstellen“, er-
gänzte Klaus Stöttner, touris-
muspolitischer Sprecher der
CSU-Fraktion.

Bürokratieabbau

Der von der CSU initiierte An-
trag ziele daher auch darauf ab,
die Bürokratie für Dorfwirtschaf-
ten spürbar abzubauen. „Damit
Dorfwirtschaften erhalten blei-
ben und sich deren Betrieb für
Besitzer oder Pächter wieder
lohnt, müssen die Vorschriften
und der bürokratische Aufwand
spürbar reduziert werden“, so
Stöttner weiter.

Die Ergebnisse der Studie
müssten auch dahingehend ge-
prüft werden, ob einzelne Maß-
nahmen zur Unterstützung der
Dorfwirtschaften im Rahmen
der Städtebauförderung oder
Dorferneuerung umgesetzt wer-
den können. 

Neuer Datenreport:

Soziale Lage in Bayern 2013
Der vom Bayerischen Sozialministerium veröffentlichte Daten-
report „Soziale Lage in Bayern 2013“ wartet mit überzeugenden
Eckdaten wie hoher Wohlstand, beste Teilhabechancen und eine
herausragende Arbeitsmarktsituation auf. Bayerns Sozialmini-
sterin Emilia Müller bezeichnete den Sozialbericht als „großar-
tigen Erfolg für gleichwerte Lebensverhältnisse in Bayern“. 

Wirtschaftliche Stärke und so-
ziale Teilhabegerechtigkeit gin-
gen wie in keinem anderen Bun-
desland Hand in Hand. „Auf die-
sem Weg wollen wir auch in Zu-
kunft weitergehen“, betonte die
Ministerin. Bei all den guten
Zahlen gelte es jedoch diejeni-
gen Gruppen im Blick zu behal-
ten, denen es trotz der guten La-
ge in Bayern besser gehen könn-
te. „Ich bin zuversichtlich, dass
wir die Armutsgefährdung älte-
rer Menschen, von der besonders
Frauen betroffen sind, auch
durch die ‘Mütterrente zielgenau
bekämpfen“, erklärte Müller.

Bundesweit Spitze

So genießen Bayerns Bürger
den höchsten Wohlstand aller
Bundesländer: Das mittlere Wohl-
standsniveau liegt sechs Prozent
über dem gesamtdeutschen
Schnitt. Mit 22.100 Euro im Jahr
haben Bayerns Einwohner das
höchste Durchschnittseinkommen
(bundesweit: 19.900 Euro). 

Auch verfügen die Privathaus-
halte im Freistaat über ein hohes
Privatvermögen, d. h. ein durch-
schnittliches Nettogesamtvermö-
gen - einschließlich Immobilien -
von 71.200 Euro (aktuellste Daten
für das Jahr 2008). Zum Vergleich:
Im früheren Bundesgebiet beträgt
das Privatvermögen 39.800 Euro,
in Deutschland insgesamt 32.000
Euro. Das bedeutet für viele Men-
schen auch eine überdurchschnitt-
liche Alterssicherung in Bayern im
Vergleich zu Westdeutschland.

Die Zahl der von Armut be-
drohten Menschen konnte leicht
verringert werden und lag im
Jahr 2012 mit 11,2 Prozent um
0,2 Prozentpunkte unter dem
Wert von 2005, während sie bun-
desweit im gleichen Zeitraum
von 14,7 Prozent auf 15,2 Pro-
zent gestiegen ist.

Ein Hauptgrund für diese Ent-
wicklung ist die gute Arbeits-
marktsituation in Bayern: Die Er-
werbstätigenquote war in Bayern
mit rund 76,2 % die höchste unter
den Bundesländern (Deutsch-
land: 72,6 %, jeweils 2012). Die
Erwerbstätigenquote der Frauen
in Bayern erhöhte sich allein im

Zeitraum 2000 bis 2012 von 62,3
% auf 70,8 %, bei den Männern
kam es zu einem Anstieg von
78,5 % im Jahre 2000 auf 81,6 %.
Auch die Erwerbstätigenquote
der 55- bis unter 65-Jährigen war
in Bayern mit 63,4 % höher als
im Bundesgebiet (61,2 %) und
erheblich höher als die durch-
schnittliche Quote von 48,9 % in
der Europäischen Union.

Wohlstandsverteilung

Davon profitieren laut Sozial-
report beispielsweise auch Men-
schen mit Migrationshinter-
grund, deren Erwerbstätigenquo-
te in Bayern mit 70,9 Prozent
deutlich über dem westdeut-
schen Schnitt (64,9 Prozent)
liegt. Der Wohlstand ist dabei
gleichmäßig über alle bayeri-
schen Regierungsbezirke ver-
teilt. So beträgt die Spanne beim
mittleren Wohlstandsniveau zwi-
schen den Regierungsbezirken
nur maximal drei Prozentpunkte. 

Von Überschuldung betroffen
waren in Bayern 2012 lediglich
7,0 % aller Privatpersonen,
während  die Quote bundesweit
bei 9,6 % lag.

In Bayern leben die meisten
Menschen (53 %) in Familien.
Neben Baden-Württemberg ist
dies der höchste Wert im Bun-
desvergleich. Die Bevölkerungs-
struktur verändert sich dennoch:
Auch in Bayern gibt es immer
weniger Haushalte mit Kindern
und immer mehr Einpersonen-
haushalte und Mehrpersonen-
haushalte ohne Kinder. Mit ei-
nem Anteil von 40,3 % ist der
am meisten verbreitete Haushalt-
styp der Einpersonenhaushalt,
gefolgt von den Mehrpersonen-

haushalten ohne Kinder (Anteil
32,1 %). In 27,6 % der Haushal-
te lebten Kinder. 

Bevölkerungswachstum

Die demografischen Herausfor-
derungen liegen für Bayern bei
den alters- und regionenbezoge-
nen Veränderungen. Während der
letzten 10 Jahre hatte Bayern
(nach dem Stadtstaat Hamburg)
mit 2,2 % das stärkste Bevölke-
rungswachstum aller Bundeslän-
der. Die Gesamtbevölkerung steigt
voraussichtlich auf 12,69 Mio.
Einwohner in 2021 und beginnt
danach langsam bis 2031 auf rund
12,61 Mio. Einwohner zu sinken. 

Zum 1. März 2013 haben die
Eltern von rund 80.000 Kindern
unter 3 Jahren im Freistaat eine
Betreuung in Kindertagesein-
richtungen oder in öffentlich ge-
förderter Kindertagespflege in
Anspruch genommen. Der An-
teil der Kinder in dieser Alters-
gruppe entsprach 24,8 % mit ei-
ner regionalen Spannbreite von
11,3 bis 40 % (bundesweit 29,3
% wegen sehr hoher Quoten in
Ostdeutschland). Im Zeitraum
2006 bis 2013 hat sich die Quote
in Bayern verdreifacht – mit
weiterhin steigender Tendenz.

Jeder siebte Asylbewerber
kommt nach Bayern

Etwa jeder siebte Asylbewer-
ber (ca. 15 %), der im Jahr 2011
in der Bundesrepublik Asyl bean-
tragte, wurde in einer Aufnahme-
einrichtung in Bayern unterge-
bracht. Bayern gab im Jahr 2011
etwa 113,5 Mio. Euro für Asylbe-
werber und weitere Leistungsbe-
rechtigte nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz aus. Die Ausga-
benquote lag bei 12,5 % und da-
mit wesentlich unter der Aufnah-
mequote von 15 % (ähnlich z.B.
in Baden-Württemberg, Hessen,
Rheinland-Pfalz). DK

Digitalisierung:

Bayern soll Vorreiter
der digitalen Entwicklung sein 

Großraum München europäisches Spitzenzentrum vor London und Paris
Bayern muss in der digitalen Welt die Marktlücken finden, in de-
nen es eine globale Spitzenposition besetzen kann. Diese Forde-
rung haben Thomas Kreuzer, Vorsitzender der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag, und Markus Blume, Vorsitzender der Ar-
beitsgruppe Digitalisierung und Medien seiner Fraktion, erho-
ben. „Bayern soll auch im digitalen Zeitalter ein führender Inno-
vations- und Produktionsstandort bleiben. Dafür müssen wir die
neuen digitalen Möglichkeiten gezielt in den Bereichen gewinn-
bringend nutzen, in denen Bayern bereits heute führend ist oder
in Zukunft werden kann“, so Kreuzer.

Blume unterstrich die Bedeu-
tung einer Digitalisierungsoffen-
sive für Bayern. „Die CSU-Frak-
tion hält den heutigen IT-Gipfel
der Bayerischen Staatsregierung
für sehr wichtig.“ Deshalb hat die
CSU-Fraktion mit Dr. Bernhard
Rohleder, dem Hauptgeschäfts-
führer des Verbandes der IT-, Te-
lekommunikations- und Neue-
Medien-Branche BITKOM e.V.,
über die Chancen und Herausfor-
derungen der digitalen Revoluti-
on gesprochen. 

Rohleder lobte die Bayern,
denn kein anderes Bundesland sei
bei der Digitalisierung konzeptio-
nell so gut aufgestellt wie Bayern.
Die CSU-Fraktion sei Vorreiterin
beim Innovationsthema Digitali-
sierung. „Mit unserer Klausurta-
gung unter dem Motto ‚Bayern
3.0‘ haben wir bereits 2012 in
Kloster Banz die Digitalisierung
auf die landespolitische Agenda
gesetzt. Die Fraktion wird in den
kommenden Wochen gemeinsam
mit der Bayerischen Staatsregie-
rung eine Digitalisierungsoffensi-
ve erarbeiten, deren erste Schritte
auch schon im Doppelhaushalt
2015/2016 Wirklichkeit werden“,
betonte Kreuzer. 

Besonders freute Blume, dass
Bayern bei der bevorstehenden
politischen Kraftanstrengung auf
erste Erfolge aufbauen könne,
wie jetzt eine neue Studie be-
stätigt: „Der neuesten EU-Kom-
missionsstudie zufolge ist Mün-
chen der europäische IT-Leucht-
turm. Mit 100 von 100 mögli-
chen Punkten erreichte München
den ersten Platz, vor London und
Paris.“ Die Studie bewertete die
Regionen unter anderem mit
Blick auf Forschung und Ent-
wicklung, Internationalisierung
und regionale Vernetzung. Mün-
chen als führende Region für die
Informations- und Kommunika-
tionstechnologie zeichnet sich
durch hochkarätige Bildungs-
und Forschungseinrichtungen,
eine langfristige Forschungs- und
Innovationspolitik mitsamt einer
Ausgründungskultur und eine
seit langem etablierte Industrie-
struktur aus. „Das europäische
‚Silicon Valley‘ liegt eindeutig
im bayerischen Isartal“, so Blu-
me abschließend. 

„Ludwig der Bayer.
Wir sind Kaiser!“ 
Bayerische Sparkassenstiftung fördert erneut 

eine Bayerische Landesausstellung 

Mit 100.000 Euro fördern die Sparkasse Regensburg und alle
weiteren oberpfälzischen Sparkassen gemeinsam mit der
Bayerischen Sparkassenstiftung neuartige Vermittlungsformen
für kulturelle Inhalte. Dreidimensionale Projektionen, die ohne
Spezialbrille räumlich sichtbar sind, stellen dem Publikum an-
lässlich der Landesausstellung 2014 den ersten Wittelsbacher
auf dem Kaiserthron vor. Die Technologie wird weltweit erst-
mals im musealen Bereich eingesetzt. Ab 16. Mai 2014 ist sie in
der St. Ulrich Kirche am Regensburger Dom zu sehen und wird
später Bestandteil des Museums der Bayerischen Geschichte
werden. Wie die 3D-Technik funktioniert erläutert ein Film auf
der Facebook-Seite der Bayerischen Sparkassenstiftung
(www.facebook.com/BaySpaSt). 

Gemeinsam mit den Förder-
partnern will die Sparkassenstif-
tung so Geschichte lebendiger
erzählen und gleichzeitig mit ei-
nem beeindruckenden Museums-
erlebnis aufzeigen, inwiefern uns
die Vergangenheit auch heute
noch betrifft. Geld ist dabei zwar
eine notwendige, keinesfalls
aber eine hinreichende Bedin-
gung für den Projekterfolg.

Weitreichendes Engagement

Gerade deshalb engagiert sich
die Bayerische Sparkassenstif-
tung weit über die Ausreichung
von Projektmitteln hinaus für die
Vorhaben ihrer Förderpartner.
Dieses weiterreichende Engage-
ment betrachtet die Stiftung als
wesentlich für die Zukunft, den
Zusammenhalt und die Lebens-
qualität in unserer Gesellschaft.
Denn wir entwickeln uns auch
heute auf dem historisch gewach-
senen Fundament bayerischer
und europäischer Kultur. Das
Schicksal Ludwig des Bayerns

und der Stadt Regensburg sind
eindrucksvolle Beispiele dafür.

Eigene Vorschläge

Nicht immer wartet die Bayeri-
sche Sparkassenstiftung darauf,
dass ihr ein interessantes Projekt
vorgestellt wird. Immer wieder
unterbreitet sie kompetenten För-
derpartnern eigene Vorschläge.
Ein Beispiel hierfür ist die Smart-
phone- Applikation Mainlimes
Mobil, die bei Aktivierung vor Ort
auf die Reste der Bodendenk-
mäler des römischen Grenzwalls
entlang des Mains hinweist und
Informationen dazu liefert.

„Grenzgeschichten“

Bei dem am 21. Mai 2014 in
Passau startenden Projekt „Grenz-
geschichten“ ist die Bayerische
Sparkassenstiftung gemeinsam mit
der Stiftung Zuhören Projektträger.
Sparkassen aus der Oberpfalz und
Niederbayern gehören hier eben-
falls zu den Förderern. 

Sicherheit in Deutschland stärken
Innenexperten der CDU/CSU-Fraktionen verabschieden gemeinsame Erklärung

„Extremisten dürfen sich auf keinen Fall in der Mitte der Ge-
sellschaft breit machen“, erklärte Manfred Ländner, der stell-
vertretende Vorsitzende des Arbeitskreises für Kommunale Fra-
gen, Innere Sicherheit und Sport der CSU-Fraktion im Bayeri-
schen Landtag, am Rande der Konferenz der innenpolitischen
Sprecher von CDU/CSU in Bund und Ländern in Erfurt. 

Gerade in Bayern, seit Jahren
das sicherste Land im Vergleich
aller Bundesländer, müsse der
seit jeher hohe Sicherheitsstan-
dard erhalten bleiben. Diesen ho-
hen Standard habe man vor al-
lem der hervorragenden Arbeit
der Polizei zu verdanken. 

Um den Schutz der Menschen
in Deutschland zu stärken, haben
die innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Fraktionen eine ge-
meinsame Erklärung abgegeben,
in der sie in drei zentralen Punkten
Vorschläge dazu machen.

So fordern die Sprecher, dass es
Links- und Rechtsextremisten, die
bereits auffällig geworden sind,
mit allen rechtsstaatlichen Mög-
lichkeiten erschwert werden müs-
se, sich in öffentliche Ämter
wählen zu lassen. „Wer gegen die
demokratische Grundordnung
eintritt, darf in keinem Falle die
Geschicke unserer Kommunen
mitgestalten dürfen“, erklärte
Ländner den Vorschlag der Kon-
ferenz. Weitere Punkte der Er-

klärung sind die Forderung nach
einer bundesweiten Gesetzes-
grundlage zur Vorratsdatenspei-

cherung und die Abschaffung des
Richtervorbehalts bei der Blutent-
nahme von mutmaßlichen Alko-
holsündern im Straßenverkehr.
„Bayerns Polizisten können sehr
wohl selbst entscheiden, wann ei-
ne Blutentnahme von Nöten ist“,
begründete Ländner die Initiative
der Sprecher. 

Der Bayerische Landkreistag 
mit neuem Internetauftritt 

Mit Beginn der neuen Kommunalwahlperiode am 1. Mai 2014
startete der Bayerische Landkreistag seinen Internetauftritt unter
www.bay-landkreistag.de neu. Die Internetseite bietet ein neues
Design, verbesserte Funktionen und trägt durch eine intuitive Be-
nutzerführung dazu bei, dass Inhalte noch schneller aufgefunden
werden können. 

Am deutlichsten kommen die-
se Änderungen auf der Startseite
zum Ausdruck. Im oberen Be-
reich informiert eine animierte
Galerie über wichtige Themen
des Bayerischen Landkreistags.
Darüber hinaus wird auf aktuelle
Mitteilungen (insbesondere Pres-
semitteilungen) und kommende
Termine hingewiesen. Diese kön-
nen auch als sog. RSS-News
abonniert werden. Die neue inter-
aktive Landkreiskarte informiert

insbesondere über die Landrätin-
nen und Landräte sowie die Er-
reichbarkeiten des jeweiligen
Landratsamts. 

An den bewährten Inhalten des
bisherigen Internetauftritts wurde
festgehalten. So informiert die In-
ternetseite auch weiterhin über die
Aufgaben, Gremien, Versamm-
lungen und Tagungen des Bayeri-
schen Landkreistags sowie über
die Geschäftsstelle mit ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Entscheidungen, die in Berlin
getroffen werden, erscheinen
auf den ersten Blick oft „weit
weg“. Doch sie betreffen viel-
fach auch direkt die Kommunen
vor Ort. Natürlich ist es die
Kommunalpolitik, die die Wei-
chen für die Gemeinden stellt.
Doch viele richtungsweisende
Gesetze und Richtlinien werden
im Deutschen Bundestag in
Berlin getroffen. So zum Bei-
spiel in der Finanz- und Haus-
haltspolitik. Daher ist eine Zusammenarbeit zwi-
schen Kommunen und den gewählten Vertretern in
Berlin notwendig und wichtig. Denn nur so ist es
möglich, gemeinsame Interessen richtig zu posi-
tionieren und an den entsprechenden Stellen zu
platzieren.

Nach der größten Wirtschaftskrise des vergan-
genen Jahrhunderts hat sich die Wirtschafts- und
Finanzpolitik positiv entwickelt. Dazu trug nicht
zuletzt eine Neuausrichtung der Bundesregierung
bei. In den Jahren der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise legte sie ein milliardenschweres
Konjunkturprogramm auf. So kam es, dass vie-
le Gemeinden und Landkreise in den vergange-
nen Jahren sogar investieren konnten. 

Die Bundesregierung förderte die Sanierung
öffentlicher Gebäude zur Energieeinsparung,
gerade bei Kitas und Schulen. Dies kurbelte
auch die Konjunktur vor Ort an und war gut für
das Handwerk. Seit dem Jahr 2011 wachsen
dank der Konjunkturmaßnahmen der Bundesre-
gierung die Einnahmen der Landkreise und
Kommunen wieder. So kam es, dass vor zwei
Jahren die Kommunen bundesweit erstmals
nach Beginn der Wirtschaftskrise wieder mehr
Einnahmen als Ausgaben hatten. Im Vorjahr
wurde ein Überschuss von 3,5 Milliarden Euro
erzielt. Deutschland ist somit aus den roten
Zahlen gelangt. 

Wichtig ist es, diese Entwicklung zu stabilisieren.
Es muss das Ziel der Bundesregierung sein, die
Kommunen darin zu unterstützen, dass diese in
Deutschland ihre vielfältigen Aufgaben auch in Zu-
kunft ohne Probleme erfüllen können. Auch die
Wirtschaft muss gestärkt werden, denn sie kurbelt
die Steuereinnahmen an. Außerdem müssen die Ar-
beitslosenquoten niedrig gehalten werden, damit

die Kosten für die Sozialausga-
ben gesenkt werden. 

Natürlich gibt es auch hoch
verschuldete Kommunen. Laut
Grundgesetz müssen die Län-
der und der Bund ihren Kom-
munen genügend Finanzmittel
zur Verfügung stellen, damit
diese ihre Aufgaben erfüllen
können. Die Gelder müssen un-
verzüglich an die Gemeinden
weitergegeben werden. Nicht
immer ist das in der Vergangen-
heit passiert. Das muss drin-
gend geändert werden. 

Die Bundesregierung hat in
den vergangenen Jahren viel getan, um die Ge-
meinden zu entlasten. Seit diesem Jahr trägt der
Bund die Kosten für die Altersgrundsicherung
komplett, was eine Entlastung von rund 5 Milli-
arden Euro für die Kommunen bedeutet. Außer-
dem unterstützt der Bund, dass Betreuungsplätze
für unter Dreijährige geschaffen werden können.
Investiert wurden hier rund 5,5 Milliarden Euro.
Bedürftige Kinder erhalten ein Bildungspaket
mit Inhalten, für die sonst die Kommunen zu-
ständig sind. Außerdem kommt der Bund für
28,2 Prozent der anfallenden Wohnkosten von
Hartz IV-Empfängern auf. 

Als Haushaltspolitiker bin ich für den Etat des
Bundesfamilienministeriums verantwortlich. In
dieser Funktion ist es mir gelungen, den drohen-
den Einstellungsstopp beim Bundesfreiwilligen-
dienst zu verhindern. So konnte zum einen jun-
gen Freiwilligen eine Zusage erteilt werden und
zum anderen haben wir damit die Gemeinden
vor großen Schwierigkeiten bewahren können.

Auch im neuen Koalitionsvertrag sind zahl-
reiche Entlastungen für Kommunen enthalten.
So stützt der Bund die Gemeinden, indem er
Aufgaben zur Eingliederung von Menschen mit
Behinderungen übernimmt. Durch das Bundes-
teilhabegesetz werden hier rund 5 Milliarden
Euro vom Bund übernommen - sonst hätten die
Gemeinden dafür aufkommen müssen. Außer-
dem wird mit 6 Milliarden Euro kräftig in Bil-
dung investiert. 

Zusätzlich werden Mittel in Höhe von 600 Mil-
lionen Euro zur Förderung des Städtebaus be-
reitgestellt. Wichtig ist, dass der Bund seinen Bei-
trag leistet, wenn Gemeinden Aufgaben überneh-
men, die eigentlich Sache des Bundes wären.
Dafür setze ich mich als Mitglied des Haushalts-
ausschusses mit ganzer Kraft ein. Und so ist es
mir gerade als ehemaliger Bürgermeister und
Kommunalpolitiker ein besonderes Anliegen,
dass Bundespolitik und Kommunalpolitik ge-
meinsam an den Stellschrauben drehen, um so
das Beste für die Bürgerinnen und Bürger vor
Ort in unseren Gemeinden zu erzielen.

Ihr Alois Rainer, MdB

KolumneGZ Alois Rainer

Bundespolitik 
zum Wohle 

der Kommunen

Tag der Kommunalwirtschaft 2014:

Garant der Daseinsvorsorge 
Zum zweiten Mal nach der erfolgreichen Premiere 2012 in Fil-
derstadt fand auf Initiative der kommunalen Spitzenverbände
Deutschlands und des Verbandes kommunaler Unternehmen
e.V. der Tag der Kommunalwirtschaft statt, dieses Mal in der
niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover. Sein Motto:
„Gemeinsam. Nachhaltig. Leben – Wachstum durch Wert-
schöpfung vor Ort“. Mehr als 300 Teilnehmer aus Städten, Ge-
meinden und Kreisen sowie aus Ministerien und kommunalen
Unternehmen wohnten der Veranstaltung bei. 

„Überall in Deutschland ste-
hen die Kommunen vor großen
wirtschaftlichen Herausforde-
rungen. Gleichzeitig droht das
enge Finanzkorsett ihrer Haus-
halte den Bewegungsspielraum
mehr und mehr einzuschränken.
Umso wichtiger sind verlässli-
che kommunalwirtschaftliche
Unternehmen, die initiativ und
selbstverantwortlich unter der
Steuerung durch ihre kommuna-
len Träger die Aufgaben der Da-
seinsvorsorge in unseren Städten
und Gemeinden wahrnehmen“,
machte Niedersachsens Mini-
sterpräsident Stephan Weil in ei-
nem Grußwort deutlich. 

Verantwortung

Eine besondere Verantwor-
tung liegt hier aus seiner Sicht
darin, zu einem innovativen Um-
gang mit Energie zu gelangen.
Die Energieversorgung werde
zukünftig nahezu vollständig
von erneuerbaren Energien ge-
deckt werden. Und mit intelli-
genten Stromnetzen werde es
möglich sein, diese auch effizi-
ent zu nutzen. Diese Veränderun-
gen brächten auch Chancen für
die kommunale Wirtschaft mit
sich, erklärte Weil. 

In insgesamt acht Strategieforen
konnten sich Verantwortliche der
kommunalen Wirtschaft ressortü-

bergreifend mit knapp 50 Referen-
ten aus der Kommunalpolitik und -
wirtschaft, der Europa-, Bundes-
und Landespolitik, der Wissen-
schaft, den Gewerkschaften und
der Privatwirtschaft über die rele-
vanten Zukunftsthemen informie-
ren und austauschen. Der Fokus
lag hierbei unter anderem auf den
Themen „Kommunalwirtschaft -
Wachstum durch Wertschöpfung
vor Ort“, „Die Energiewende -
Herausforderung und Chance für
Städte und Stadtwerke“, „Perso-
nalwirtschaftliche Folgen des de-
mographischen Wandels - Strategi-
en zur Gewinnung von Fach- und
Führungskräften für Kommunen
und kommunale Unternehmen“,
„Wachsende und schrumpfende
Kommunen - Infrastrukturen an-
passen“, „Die kommunale Abfall-
wirtschaft als Akteur der lokalen
Kreislaufwirtschaft“, „Zukünftige
Strukturen der Wasserwirtschaft“,
„E-Mobility in Deutschland“ so-
wie „Rechte und Pflichten von
Aufsichtsräten“. 

Wie können Städte, Gemein-
den und Kreise die Energiewen-
de mit den kommunalen Unter-
nehmen aktiv gestalten und den
effizienten Umgang mit Energie
weiter vorantreiben? Diese Fra-
gen bestimmten eine Gesprächs-
runde mit Ministerpräsident Weil
und den Präsidenten bzw. Vize-
präsidenten der kommunalen

Spitzenverbände und des Ver-
bandes kommunaler Unterneh-
men (VKU).

„Die Veränderungen in der En-
ergiewirtschaft sind für die kom-
munalen Unternehmen und ihre
Träger, die Städte, Gemeinden
und Kreise eine ebenso große
Herausforderung wie auch eine
Chance“, hoben dabei Dr. Ulrich
Maly, Präsident Deutscher Städ-
tetag, Bernhard Reuter, Vizepräsi-
dent Deutscher Landkreistag, Ro-
land Schäfer, Vizepräsident Deut-
scher Städte- und Gemeindebund,
sowie Ivo Gönner, Präsident des
Verbandes kommunaler Unter-
nehmen (VKU) hervor. Die
Energieversorgung werde künf-
tig deutlich mehr auf dezentralen
Strukturen beruhen. Deshalb sei-
en Kommunen und Stadtwerke
der geborene Partner für eine de-
zentrale Energieversorgung der
Zukunft. 

Verlässlichkeit

Die Diskutanten wiesen aller-
dings darauf hin, dass die Kom-
munen sowie ihre Stadtwerke
dafür auch Verlässlichkeit bei den
gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen benötigen: „Nach der EEG-
Reform brauchen wir rasch den
nächsten Schritt für ein neues En-
ergiemarktdesign, insbesondere
den Einstieg in einen Kapazitäts-
oder Leistungsmarkt und eine
Veränderung der Anreizregulie-
rung für mehr und schnellere In-
vestitionen für ein intelligentes
Verteilnetz.“ Nur durch einen Ka-
pazitätsmarkt sei mittelfristig eine
sichere, nachhaltige und bezahl-
bare Energieversorgung zu ge-
währleisten. DK

Hanns-Seidel-Stiftung 
zukunftsfähig gestaltet

Der scheidende Vorsitzende Hans Zehetmair bilanziert Amtsperiode 2004 bis 2014

Ursula Männle, frühere bayerische Staatsministerin für Bun-
desgelegenheiten, ist die neue Vorsitzende der CSU-
nahen Hanns-Seidel-Stiftung. Der bisherige Amtsinhaber,
Staatsminister a.D. Hans Zehetmair, hat sein Amt nach zehn
Jahren zur Verfügung gestellt. Die Mitgliederversammlung
wählte am vergangenen Montag in München den gesamten
Stiftungsvorstand für die Dauer von vier Jahren neu. 

„Für mich geht ein Traum in
Erfüllung“, erklärte die neu ge-
wählte Vorsitzende und kündig-
te als weitere inhaltliche Akzen-
te „die Mitwirkung an der Neu-
justierung der Rolle Europas
und Deutschlands infolge der
internationalen Konflikte, die
Auswirkungen der zunehmen-
den Individualisierung auf die
Gesellschaft und die Fragen der
Verantwortung für die nachfol-
genden Generationen“ an.

Weltweit im Dienst 
von Demokratie, Frieden
und Entwicklung

Hans Zehetmair konnte am 1.
März 2004 von Vorgänger Al-
fred Bayer eine gut aufgestellte
politische Stiftung als Vorsitzen-
der übernehmen und diese konti-
nuierlich in Leistung und Re-
nommee ausbauen. Die Hanns-
Seidel-Stiftung gilt heute als eine
Einrichtung mit national sowie
international gutem Ruf, die in
über 60 Ländern weltweit im
Dienst von Demokratie, Frieden
und Entwicklung tätig ist.

Mehr Profilbildung hatte Hans
Zehetmair bei Amtsantritt ver-
sprochen und diesen Ansatz so-
gleich in drei thematischen Leit-
linien formuliert: Die Bedeutung
von Wertorientierungen in unse-
rer Zeit, das Verhältnis von Bür-
gern und Staat sowie das Span-
nungsfeld von Globalisierung
und Regionalisierung. Diese
Leitlinien als Fundament waren
Rahmen für die nachhaltige Ge-

staltung der Stiftungsarbeit. So
wurde der multiperspektivische
und interdisziplinäre Projektan-
satz systematisch verstärkt, die
Akzente am gesellschaftspoliti-
schen Wandel orientiert und Pro-
blemlösungen für Zukunftsfra-
gen erarbeitet. Es wurden neue
Reihen eingeführt (z.B. Forum
XXI – Visionen für eine humane
Zukunft), bewährte mit neuer
Zielgruppenfokussierung fortge-
setzt oder neue Zielgruppen er-

schlossen (z.B. Werte- und Reli-
gionsdialog).

Steigende Teilnehmerzahlen

Ob Kreuther Föderalismustage,
das jährlich festgelegte Schwer-
punktthema (2014: Europa) oder
der überaus erfolgreiche Schüler-
zeitungspreis DIE RAUTE – die
Innovationen der vergangenen
Jahre tragen Früchte, die sich in
steigenden Teilnehmerzahlen mes-
sen lassen (weltweit 6.129 Veran-
stal-tungseinheiten mit 259.776
Teilnehmern in 2013). 

Die Bildungszentren in Wild-
bad Kreuth und Kloster Banz so-
wie das Konferenzzentrum am
Stiftungssitz in München gelten

Vorschläge zur Pflege:

Zuwendung wichtiger
als Schreibarbeit 

Dokumentation auf Mindestmaß reduzieren

Die Staatsregierung soll sich dafür einsetzen, die Dokumentation
in sämtlichen Pflegeeinrichtungen Bayerns auf ein Mindestmaß
zu reduzieren. Das forderte die CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag nach einem Gespräch mit Fachleuten aus dem Bereich
der Pflege und Pflegedokumentation.

„Das Pflegepersonal sollte sei-
ne kostbare Zeit in größtmögli-
chem Umfang den Pflegebedürf-
tigen widmen. Die Zeit, die we-
gen der Dokumentation von der
eigentlichen Pflege abgeht, müs-
sen wir auf ein absolutes Min-
destmaß reduzieren“, so Bern-
hard Seidenath, der Vorsitzende
des Arbeitskreises Gesundheit
und Pflege der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag. Tatsächlich
werde in den meisten Pflegeein-
richtungen über eine als überbor-
dend empfundene Bürokratie ge-
klagt.

Der modellhaft erprobte Ansatz
„ReduDok“ könne ein wichtiger

Baustein sein, um zu einer mög-
lichst unbürokratischen Pflege zu
kommen. Ziel der CSU-Fraktion
sei es, Pflegebedürftige vollstän-
dig in den Mittelpunkt zu stellen
und die Professionalität der Pfle-
ge zu betonen. Auch die Empfeh-
lungen aus einem Praxistest im
Auftrag des Bundesministeriums
für Gesundheit könnten zur Ver-
einfachung der Pflegedokumen-
tation herangezogen werden.

Seidenath und seine Fraktions-
kollegen machten deutlich, dass
bei Heimnachschauen die Ergeb-
nisqualität der Pflege deutlich
höher zu werten sei als die Güte
der Pflegedokumentation. 

als Leuchttürme der politischen
Bildungsarbeit in Deutschland,
erfreuen sich gleichzeitig in der
externen Vermarktung großer Be-
liebtheit. 

Neues Büro in Berlin-Mitte

Eine grundsätzliche Neuaus-
richtung der Stiftungsaktivitäten in
der Bundeshauptstadt konnte dort
2006 mit einem neuen Büro in
Berlin-Mitte eingeleitet werden.

Das Interesse am Know-how
der Hanns-Seidel-Stiftung bewegt
sich auf hohem Niveau. Das bele-
gen zum einen renommierte Ko-
operationspartner, zu denen die
Bayerische Akademie der Wissen-
schaften, die Georgetown Univer-
sity Washington D.C., der German
Marshall Fund und viele andere
Think Tanks gehören, aber auch
zahlreiche Staatspräsidenten, die
den direkten Kontakt zur Stiftung
suchen oder auf Deutschlandreise
in München in der Stiftungszentra-
le Station machen.

Zu den hochrangigen Ge-
sprächspartnern des Vorsitzen-
den der Hanns-Seidel-Stiftung
zählen auch Persönlichkeiten
wie der ehemalige US-Außen-
minister Henry Kissinger oder
Myanmars Oppositionsführerin
Aung San Suu Kyi.  

Die Weiterentwicklung der
ideellen Förderung im Bereich
Stipendiaten/Begabtenförderung
und die Etablierung weiterer
Programme, z.B. für Stipendia-
ten mit Migrationshintergrund
oder MINT-Fächer, hat in Ver-
bindung mit der Bildungsoffen-
sive der Bundesregierung einen

signifikanten Ausbau bewirkt –
von 400 Stipendiaten im Jahr
2004 auf 1.200 im Jahr 2014.  

Innovatives Haus

Staatsminister a.D. Hans Zehet-
mair bilanziert: „Ein Jahrzehnt an
der Spitze der Hanns-Seidel-Stif-
tung hat mir stets große Freude be-
reitet. Die Arbeit in einem innova-

tiven Haus mit weltweiten Kon-
takten und der Aufgabenstellung,
zukunftsorientierte Problemlösun-
gen zu erarbeiten, empfinde ich als
große Bereicherung nach meiner
aktiven Politikerlaufbahn. Mein
Dank gilt den Vorstandskollegen,
den Mitgliedern, dem Hauptge-
schäftsführer und der gesamten
Belegschaft für zehn Jahre Treue
und gutes Miteinander! 

Die Hanns-Seidel-Stifung weiterhin in guten Händen: Minis-
terpräsident Horst Seehofer gratulierte der neuen Vorsitzen-
den Ursula Männle. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
kreis lag ihm ganz besonders am
Herzen“, hob der Innenminister
hervor. Zu diesem Zwecke fusio-
nierte das damalige Kreisklini-
kum Traunstein-Trostberg mit den
Kliniken des Landkreises Berch-
tesgadener Land zu den Kliniken
Südostbayern AG. 

Herrmann zufolge stand auch
das Thema Bildung ganz oben
auf der Agenda von Hermann
Steinmaßl. Besonders setzte er
sich für den Neubau des Annette-
Kolb-Gymnasiums ein. Die Bil-
dungsangebote an weiterführen-
den Schulen und Berufsschulen
im Landkreis wurden unter seiner
Ägide intensiv ausgebaut. Große
Investitionen wurden in den Bau-
unterhalt getätigt. Energetisch sa-
niert werden konnten in der
Amtszeit Steinmaßls insgesamt
21 Schulen, Schulturnhallen,
Kinderbetreuungseinrichtungen
und Verwaltungsbauten. 

Seniorenkonferenz

„Steinmaßls besonderes Au-
genmerk galt der älteren Genera-
tion. Mit seinem tatkräftigen Ein-
satz hat er es geschafft, dass die
drei Altenheime in der Träger-
schaft des Landkreises Traunstein
blieben“, erklärte Herrmann. Im
Jahr 2006 wurde auf seine Initia-
tive hin die Traunsteiner Seni-
orenkonferenz gegründet. Dieses
Netzwerk zielt auf die Verbesse-
rung der Lebensqualität älterer
Menschen in allen Lebensberei-
chen ab.

Starke Akzente habe Steinmaßl
auch im Straßenbau gesetzt, mach-
te der Innenminister deutlich. Ei-
nes der herausragendsten Kreis-
straßenprojekte war die Beseiti-
gung des Bahnüberganges in
Übersee im Zuge der Kreisstraße
TS 45, ein äußerst komplexes,
technisch und städtebaulich an-
spruchsvolles Projekt, das auf eine
planerische Vorgeschichte von
rund 80 Jahren zurückblickte.
Großes Anliegen war Steinmaßl
auch die bessere Anbindung der
großen Industriebetriebe in Traun-
reut an die B 304. 

Hermann Steinmaßl war
langjähriger Präsident der EuRe-
gio Salzburg-Berchtesgadener
Land-Traunstein und Verbands-
vorsitzender des Regionalen Pla-
nungsverbandes Südostbayern.

Ebenfalls zwölf Jahre lang
lenkte Alfred Reisinger die Ge-
schicke des Landkreises Strau-
bing-Bogen. Joachim Herrmann,
der den Landkreischef mit der
Kommunalen Verdienstmedaille
in Silber auszeichnete, konstatier-
te: „Alfred Reisinger hat den
Landkreis Straubing-Bogen fit für
die Zukunft gemacht. Seine Ziele,
Wirtschaft und Umweltschutz
gleichermaßen zu fördern, hat er
vorbildlich in die Tat umgesetzt.“

Zu den Hauptanliegen des
früheren Landtagsabgeordneten
und ehemaligen Wirtschafts- und
Fremdenverkehrsreferenten
des Landkreises zählten die För-
derung von Wirtschaft und Um-
weltschutz. „Gerade auch seinem
Engagement ist es zu verdanken,
dass bedeutende Einrichtungen
im Landkreis Beheimatung ge-
funden haben“, betonte der In-
nenminister. So ist Straubing heu-
te nicht nur Sitz des Polizeiver-
waltungsamtes mit 250 Arbeits-
plätzen sondern auch des Polizei-
präsidiums Niederbayern. 

Laut Herrmann ist mit dem Na-
men Reisinger auch die städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahme
Straubing-Sand eng verbunden.
Hier haben sich der Landkreis
Straubing-Bogen, die Stadt Strau-
bing und die Gemeinde Aiterhofen
zum Zweckverband ‚Industriege-
biet mit Donauhafen Straubing-
Sand‘ zusammengeschlossen. Mit
vier Millionen Tonnen Güterum-
schlag ist der Donauhafen Strau-
bing-Sand zwischenzeitlich das
leistungsstärkste Güterverkehrs-
zentrum in Niederbayern – das da-
zugehörige Industriegebiet bietet
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denschätze zur Energiegewinnung.
2. Verbot von Tiefbohrungen mit
Fracking-Technik in Einzugsge-
bieten von Trinkwasserbrunnen.
Auch was die von Bundesumwelt-
ministerium und Umweltbundes-
amt vorbereitete Novelle des Ab-
wasserabgabengesetzes mit Gut-
achten anbelangt, hat sich der
VKU Braun zufolge deutlich posi-
tioniert: Keine finanziellen Mehr-
belastungen für die kommunale
Abwasserwirtschaft, Kostener-
sparnis, Vereinfachung des Voll-
zugs und die Anpassung von Ver-
rechnungsmöglichkeiten an beste-
hende Herausforderungen lauten
hier die Forderungen des VKU.

Rücklagenbildung

Unter der launigen Überschrift
„Gute und andere Nachrichten
aus dem Umweltministerium“
traf  Bayerns Umweltminister Dr.
Marcel Huber auf den Präsiden-
ten des Bayerischen Gemeinde-
tags, Dr. Uwe Brandl. Die beiden
Kenner der Wasserszene nahmen
zu den Themen Rücklagenbil-
dung, zur Klärschlammausbrin-
gung und zu dringend erforderli-
chen Förderszenarien kein Blatt
vor den Mund.

Wie Huber im Vorfeld der Ta-
gung erklärt hatte, sei es das er-
klärte Ziel des Freistaats, zum
Schutz der Trinkwasserqualität
die Klärschlammausbringung
auf landwirtschaftlichen Flächen
zu beenden. Eine Gefährdung
des Bodens oder des Trinkwas-
sers durch eine Ausbringung von
Klärschlamm müsse vermieden
werden.

Die Wasserwirtschaft liefert
Trinkwasser „de luxe“ zu einem
durchschnittlichen Preis von
rund 1,45 Euro für 1000 Liter.
Man beachte die Größenord-
nung: Am Tagungsort in Bad
Wiessee beträgt der Preis für nur
einen halben Liter Wasser im
Restaurant durchschnittlich 3
Euro. Hochgerechnet kostet ein
einziger Liter „Sprudelwasser“
also 6 Euro. Für 1.000 Liter wird
in der Gastronomie folglich ein
Umsatz von 6.000 Euro für et-
was erzielt, was jeder Bürger für
1,45 Euro über die Wasserlei-
tung frei Haus geliefert be-
kommt. 

Höchstfristen

Mit der Frage „Was bringt die
KAG-Änderung 2014?“ befasste
sich Monika Weinl vom Staats-
ministerium des Innern, für Bau
und Verkehr. Als wesentliche
Änderungen des Gesetzentwurfs
führte Weinl die Höchstfristen
für die Beitragserhebung, neue
Zinsregelungen, die Verrentung
beim Straßenausbaubeitrag, Mo-
difikationen bei der Kalkulation
von Friedhofsgebühren, grund-
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eine geordnete Staateninsolvenz
möglich sein. Dazu soll auch die
Möglichkeit gehören, die Eurozone
vorübergehend zu verlassen und
wieder eine eigene Währung einzu-
führen. Dieser Prozess soll durch
gezielte Wirtschaftshilfe und die
Möglichkeit zum Wiedereintritt in
die Eurozone begleitet werden.

Deutsche Banken und deutsche
Sparer dürften nicht zur Haftung
für andere europäische Banken
herangezogen werden. „Deshalb
lehnen wir einen europäischen
Einlagensicherungsfonds ab. Je-
des Land muss selber für die Si-
cherheit seiner Spareinlagen sor-
gen. Für die Rettung notleidender
Banken ist ebenfalls das jeweilige
Land zuständig.“ 

Wie CSU-Spitzenkandidat
Markus Ferber auf dem Parteitag
deutlich machte, „kann Bayern
Vorbild und Modell für Europa
sein“. Der Freistaat sei heute der
Motor für die wirtschaftliche Dy-

mittlerweile 2.000 Menschen Ar-
beit.

Der Bund zeichnete die Region
Straubing 2009 als eine der 25
Bioenergieregionen Deutsch-
lands aus. Mit ausschlagegebend
dafür ist das heutige Kompetenz-
zentrum für Nachwachsende
Rohstoffe - das Centrale Agrar-
Rohstoff-Marketing- und Ener-
gie-Netzwerk (e.V.), kurz
C.A.R.M.E.N. „Alfred Reisinger
hat es geschafft, dieses Zentrum
nach Straubing zu holen. Damit
wurde der Startschuss für eine zu-
kunftsweisende Ausrichtung der
Region bei der Erzeugung erneu-
erbarer Energie gegeben“, so
Herrmann.

Auch im Straßenbau habe Rei-
singer starke Akzente gesetzt, un-
terstrich der Innenminister. Er ha-
be die erforderlichen Sanierungs-
arbeiten an der A 3 und die Aus-
baumaßnahmen auf der B 20 stets
konstruktiv und mit großem Ver-
ständnis begleitet, ebenso die Ver-
besserungen im Labertal.

Überaus positiv entwickelt ha-
ben sich nach Herrmanns Worten
auch die kommunalen Finanzen
des Landkreises: Lasteten auf
ihm bei Reisingers Amtseintritt
noch fast 20 Millionen Schulden,
werden sich diese bis Ende 2016
um fasst zwei Drittel, auf sieben
Millionen Euro, verringert haben. 

24 Jahre lenkte Wolfgang Dan-
dorfer als Oberbürgermeister die
Geschicke der Stadt Amberg.
Wie Herrmann darlegte, sei Am-
berg heute eine beeindruckende
und prosperierende Stadt. Dan-
dorfer gehe als anerkannter,
äußerst engagierter und hochver-
dienter Oberbürgermeister in die
Stadtgeschichte ein. 

„Unter Wolfgang Dandorfer
leistete die Stadt Amberg wahre
Pionierarbeit bei der Neugestal-
tung des Stadtzentrums“, sagte
Herrmann. Seit 1990 wurden für
Maßnahmen in der Stadt Amberg
insgesamt mehr als 26 Millionen
Euro Städtebauförderungsmittel
der Europäischen Union, des
Bundes und des Freistaates Bay-
ern eingesetzt. 

„Zu den tiefgreifendsten Ent-
wicklungen unter der Ägide von
Wolfgang Dandorfer zählt die
Gründung der Staatlichen Fach-
hochschule“, stellte der Innenmi-
nister fest. An der ostbayerischen
Technischen Hochschule Am-
berg-Weiden werden an vier ver-
schiedenen Fakultäten Studi-
engänge in den Bereichen Ma-
schinenbau und Umwelttechnik,
Elektroinformationstechnik,
Wirtschaftsingenieurwesen und
Betriebswirtschaft angeboten. 

Wegweisende Akzente habe
Wolfgang Dandorfer auch im
Wohnungsbau gesetzt. So wurde
beispielsweise auf dem ehemali-
gen Kasernengelände ab 1993
das Wohngebiet an der Kennedy-
straße geschaffen. Durch die Um-
nutzung von Kasernengebäuden
oder Neubauten konnten insge-
samt 203 Wohnungen geschaffen
werden. Auch der Bau von Stu-
dentenwohnungen erlebte eine
wahre Blüte. 

„In der Amtszeit Wolfgang
Dandorfers konnten im Raum
Amberg auch wichtige Straßen-
bauvorhaben umgesetzt werden“,
äußerte der Verkehrsminister. So-
wohl die B 85 als auch die B 299,
die beide das Stadtgebiet von Am-
berg durchqueren, wurden weiter
ausgebaut. 2013 konnte der dreist-
reifige Ausbau der B 85 von Am-
berg bis Sulzbach-Rosenberg ab-
geschlossen werden – ein rund 20
Millionen Euro teures Bundespro-
jekt, an der sich auch die Stadt
Amberg finanziell beteiligte. 

30 Jahre lenkte Karl Köhler die
Geschicke der Gemeinde Utten-
reuth. „Mit Karl Köhler verliert
Uttenreuth einen Bürgermeister,
der sein Amt nicht nur als Beruf
sondern als Berufung verstand. Er
hatte sein Ohr stets bei den Men-
schen vor Ort, er fühlte den Puls
des gemeindlichen Lebens. Be-
sonderes Zeichen des Dankes und

Anerkennung für die Verdienste
um die Kommunale Selbstverwal-
tung ist die Auszeichnung mit der
Kommunalen Verdienstmedaille
in Silber“, würdigte Herrmann den
mittelfränkischen Rathauschef.  

„Besonderes Augenmerk legte
Karl Köhler auf die Lebenssituati-
on von Kindern und Familien.
Unter seiner Ägide entwickelte
sich Uttenreuth zu einer besonders
familienfreundlichen Gemeinde“,
so Herrmann. In Uttenreuth gibt
es 300 Plätze in Krippen, Kinder-
gärten und dem Schulhort. Eine
Mittagsbetreuung sorgt für das
leibliche Wohl der Kleinen. Die
örtlichen Kinderbetreuungsein-
richtungen wurden vielfach sa-
niert und umgebaut, ein Jugend-
club wurde neu gebaut. 

Auch die Finanzlage Uttenreut-
hs habe sich unter Karl Köhler
vorbildlich entwickelt, so der In-
nenminister. Die Verschuldung
konnte Schritt für Schritt abge-
baut werden. Herrmann: „Beson-
ders stark gemacht hat sich Karl
Köhler auch für die Seniorenar-
beit, die Feuerwehren und den
Bau des Ortszentrums.“ Nicht zu-
letzt erhielt die Verwaltungsge-
meinschaft Uttenreuth 2011 ein
Gebäude, das energetisch auf
dem neuesten Stand ist und den
Ansprüchen einer modernen Ver-
waltung voll genügt.

Vordenker

Mit einer festlichen Stadtrats-
sitzung im Historischen Reichs-
saal endete schließlich die 18 Jah-
re dauernde Amtsperiode von
Regensburgs Oberbürgermei-
ster Hans Schaidinger. Minister-
präsident Horst Seehofer würdig-
te das scheidende Stadtoberhaupt
als Mann der Tat, Vordenker und
politisches Kraftpaket. 

Wer nach Regensburg komme,
sehe eine blühende Stadt, konsta-
tierte Seehofer. Regensburg gehe
es gut, es sei ein Juwel unter den
bayerischen Großstädten. Zu den
bleibenden Dingen aus Schaidin-
gers 18-jähriger Amtszeit zählte er
die Technische Hochschule, die
Arbeitsplätze und die Entwick-
lungsmaßnahme Burgweinting,
„die größte Siedlungsmaßnahme
seit der Römerzeit“, den Ritter-
schlag durch die Unesco zur Welt-
erbestadt und das Museum der
bayerischen Geschichte. Regens-
burg habe eine ungeheure Wirt-
schaftskraft, „Die Stadt ist fast ei-
ne Zone der unbegrenzten Mög-
lichkeiten“, hob Seehofer hervor.

Als Dank an Schaidinger, auch
für dessen jahrelanges Engage-
ment als Vorsitzender des bayeri-
schen Städtetags, übereichte der
Ministerpräsident den Bayeri-
schen Löwen aus Nymphenbur-
ger Porzellan. Schaidingers
Nachfolger Joachim Wolbergs si-
cherte er ebenfalls eine gute Zu-
sammenarbeit zu, denn dem Frei-
staat könne es nur gut gehen,
wenn es seinen Kommunen gut
gehe. DK

stücksbezogene Benutzungs-
gebühren und Erstattungsan-
sprüche für Grundstücksan-
schlüsse als öffentliche Last,
neue Einkommensfreigren-
zen bei der Zweitwohnungsteuer 
sowie redaktionelle Anpassun-
gen an.

Weinl informierte unter ande-
rem darüber, dass die Einkom-
mensfreigrenzen für die Erhe-
bung der Zweitwohnungsteuer
nicht mehr in absoluten Zahlen
ausgedrückt werden sollen (der-
zeit 25.000 Euro bzw. 33.000
Euro), sondern durch ein Vielfa-
ches des Grundfreibetrags (mo-
mentan 28.455 Euro bzw. 36.585
Euro). Hintergrund dieser Ände-
rungen in Art. 3 Abs. 3 KAG sei
das gestiegene Nominaleinkom-
men. Von den nach der neuen
Berechnungsmethode höheren
Einkommensfreigrenzen seien
keine signifikanten Auswirkun-
gen auf die Einnahmemöglich-
keiten der Gemeinden aus der
Zweitwohnungsteuer zu erwar-
ten, so der Gesetzentwurf.

Darüber hinaus wird laut
Weinl für Straßenausbaubeiträge
die Möglichkeit der Verrentung
eingeführt. Diese bewirkt, dass
die Beitragsschuld in mehreren
aufeinander folgenden Jahreslei-
stungen zu begleichen ist. Bei
der Kalkulation von Gebühren
für die Inanspruchnahme ge-
meindlicher Bestattungseinrich-
tungen wird wiederum auf die
ausdrückliche Anordnung ver-
zichtet, dass Kostenüber- und
–unterdeckungen im nächsten
Kalkulationszeitraum auszuglei-
chen sind.

Kalkulation von
Friedhofsgebühren

Da auch für die Kalkulation
von Friedhofsgebühren die all-
gemeinen Grundsätze des Abga-
benrechts, insbesondere das Ko-
stendeckungsgebot und das
Äquivalenzprinzip, gelten, kann
laut Gesetzentwurf zugunsten ei-
nes praxisgerechten Vollzugs auf
das gesetzlich normierte ver-
pflichtende Erfordernis des Aus-
gleichs von Gebührenüber- und -
unterdeckungen verzichtet wer-
den. Gemeinden, die den Aus-
gleich vornehmen und weiterhin
vornehmen wollen, sind daran
nach wie vor nicht gehindert.

„Personelle und organisatori-
sche Anforderungen an Trink-
wasserversorger - in welche
Richtung geht das neue W
1000?“ lautete das Vortragsthe-
ma von Bernd Traue, DVGW-
Landesgruppe Bayern. Die An-
forderungen dieses überarbeite-
ten Arbeitsblattes mit einer Ein-
spruchsfrist bis 30. Juni 2014
sind Traue zufolge so gestaltet,
dass sie sowohl bei Trinkwasser-
versorgern mit einfachen Orga-
nisationsstrukturen und gerin-
gem Personalbestand als auch
bei Versorgern mit komplexen
Organisationsstrukturen mit ho-
hem Personalbestand angewen-
det werden können. Daraus re-
sultiert je nach Trinkwasserver-
sorger ein unterschiedlicher or-
ganisatorischer Aufwand. Die
Umsetzung der Anforderungen
dieses Arbeitsblattes ist somit
auf die spezifische Situationen
des Wasserversorgers anzupas-
sen. Dies betrifft insbesondere
die Anforderungen an die Quali-
fikation der Technischen Füh-
rungskraft.

Qualifikationsniveau

Weiterhin wurden die Syste-
matik und das Qualifikationsni-
veau in Bezug auf das Personal
an den Qualifikationsrahmen für
den Erwerb von technischer
Handlungskompetenz bei Fach-
und Führungskräften (QRT) in
der Strom-, Gas- und Wasserver-
sorgung angepasst. Bei den Auf-
gaben- und Tätigkeitsfeldern des
Wasserversorgers sind nun die
Tätigkeitsfelder ausgewiesen,

die auch durch einen qualifizier-
ten Dienstleister erbracht werden
können. 

Über die Finanzierung kom-
munaler Investitionen mit der
BayernLabo informierte schließ-
lich Markus Riedl, Kundenbe-
treuung Kommunalkredit Bay-
ern. Wie Riedl darlegte, ist die
Bayerische Landesbodenkredit-
anstalt die Kommunal- und För-
derbank des Freistaats Bayern.
Ihr gesetzlicher und satzungs-
gemäßer Auftrag ist es, den Frei-
staat und seine Kommunen und
kommunalen Zweckverbände
bei der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben zu unterstützen. Die-
sen öffentlichen Auftrag setze
die BayernLabo seit 2006 konse-
quent um.

Finanzierungslösungen

Als Kommunalbank des Frei-
staats Bayern hilft die BayernLa-
bo bayerischen Kommunen und
deren Eigenbetriebe, kommuna-
len Zweckverbänden und deren
Eigenbetriebe sowie kommuna-
len Schulverbänden ihren Finan-
zierungsbedarf z. B. für Investi-
tionsfinanzierung, Umschul-
dung, Zinsanpassung oder Zins-
sicherung mit passenden Finan-
zierungslösungen im Rahmen
ihrer Kommunalkredite zu
decken.

Die BayernLabo bietet auf den
individuellen Bedarf zugeschnit-
tene Finanzierungsinstrumente,
z. B. Festkredite mit Zinsbindun-
gen von bis zu 30 Jahren, For-
ward-Kredite und variabel ver-
zinste Kredite auf Euribor-Basis.

Derzeit offeriert das Institut in
Zusammenarbeit mit der KfW
Bankengruppe bayerischen Kom-
munen und Zweckverbänden ver-
schiedene zinsvergünstigte För-
derkredite für eine Vielzahl von
Investitionen im Infrastrukturbe-
reich. Die kommunalen Förder-
programme der BayernLabo
decken Themen wie Daseinsvor-
sorge, Infrastruktur und Bil-
dungseinrichtungen (Investkredit
Kommunal Bayern), energetische
Gebäudesanierung (Energiekredit
Kommunal Bayern) sowie den
Barriereabbau im öffentlichen
Raum (Inklusionskredit Kommu-
nal Bayern) ab. Die bayerischen
Förderprogramme der BayernLa-
bo bieten den Kommunen neben
der Förderung auf Bundesebene
durch die KfW einen weiteren, ei-
genen bayerischen Fördervorteil
in Form einer zusätzlichen Zins-
verbilligung.

Konjunkturentwicklung

Nach Riedls Angaben betrug
der Kommunalkreditbestand der
Bayern Labo zum 30.12.2013
insgesamt 4,9 Mrd. Euro mit ei-
nem Marktanteil von ca. 26 %.
Das Neugeschäft 2013 belief
sich auf ca. 841 Mio. Euro (da-
von ca. 35 % Förderkredite und
ca. 65 % Kapitalmarktkredite). 

Mit Blick auf die Wirtschafts-
entwicklung im Euroraum wies
Riedl darauf hin, dass die Kon-
junktur dort seit Sommer 2013
wieder aufwärtsgerichtet ist, die
regionale Divergenz aber hoch
bleibt. 2014 ermögliche ein ge-
ringerer Bremseffekt der Haus-
haltskonsolidierung ein Wachs-
tum um etwa 1 %. Vor dem Hin-
tergrund von Maßnahmen zum
Abbau der anhaltend hohen Ver-
schuldung der privaten und öf-
fentlichen Haushalte sowie der
Banken dürfte die Erholung nach
Einschätzung des BayernLabo-
Repräsentanten über 2014 hin-
aus jedoch wenig dynamisch
ausfallen.

Der deutlicher werdenden
konjunkturellen Belebung stün-
den politische Unsicherheiten im
Euro-Raum gegenüber. Der
Renditeanstieg werde auf Jahres-
sicht daher moderat ausfallen.
Peripherie-Anleihen werden
2014 erneut höhere Erträge ab-
werfen als Bunds. DK

namik in der gesamten Europäi-
schen Union. Diese Spitzenstel-
lung habe man erreicht, weil man
immer im Blick hatte, wie man die
Potenziale in Bayern mobilisieren
könne. Als Beispiele nannte Fer-
ber die Bildungspolitik, die Infra-
struktur und die Mittelstandsförde-
rung. Auf EU-Ebene sei dagegen
meist versucht worden, zu regulie-
ren und zu drangsalieren. 

Die CSU stehe für den Grund-
satz: Mehr Europa im Großen,
aber weniger Europa im Kleinen.
Wer durch eigene Leistung so er-
folgreich sei wie Bayern, dürfe
auch den Anspruch erheben, dass
die Grundlagen dieser Politik
auch in Berlin und Brüssel einge-
bracht werden. „Bayern macht
richtig, was Europa besser ma-
chen kann“, betonte CSU-Chef
Seehofer. Auch personell sei die
CSU in Europa stark aufgestellt
und warte für die Wahl am 25.
Mai mit einer starken Kandidaten-
liste auf. DK

Europaplan...

Anerkennung und.. Klartext in Bad Wiessee...
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IFAT-Schlussbericht:

München erlebt 
sein grünes Wunder

Über 135.000 Besucher aus rund 170 Ländern - 3.081 Aussteller aus 59 Nationen

Fünf Messetage rund um Umwelttechnologien sind in München zu
Ende gegangen und Eugen Egetenmeir, Geschäftsführer der Messe
München, ist überwältigt von der Resonanz: „Die IFAT hat alle Re-
korde gebrochen. Wir konnten mehr als 135.000 Besucher aus aller
Welt begrüßen. Das ist beeindruckend.“ Laut Dr. Johannes F.
Kirchhoff, Vorsitzender des Fachbeirats der IFAT und Geschäfts-
führender Gesellschafter der FAUN Umwelttechnik, zeigen die Er-
weiterung derAusstellungsfläche und die sehr guten Besucherzah-
len, „dass wir den richtigen Weg eingeschlagen haben.“

Die IFAT bietet mit ihrem Mes-
seprogramm die weltweit größte
Fülle an Innovationen und Lösun-
gen im Umwelttechnologiebereich.
Klimawandel, steigende Rohstoff-
preise, die zunehmende Anzahl an
Megacities und die voranschreiten-

de Industrialisierung in Schwellen-
ländern verstärken die Nachfrage
nach Gütern und Dienstleistungen
für Umwelt- und Klimalösungen.
Die Messe zeigt hier in den Berei-
chen Wasser-, Abwasser-, Abfall-
und Rohstoffwirtschaft Strategien

und Anwendungen, wie man Res-
sourcen in intelligenten Kreisläufen
so nutzen kann, dass sie langfristig
erhalten bleiben. 

Eindrucksvolle 
Internationalität

Mit rund 60.000 Besuchern aus
dem Ausland (2012: 49.840), das
entspricht fast 45 Prozent, ver-
zeichnet die IFAT den höchsten
Auslandsanteil ihrer Geschichte.
Rainer Köhler, Vorstand Vertrieb
bei Huber SE, zieht Bilanz: „Die
IFAT hat auch dieses Jahr be-

stätigt, dass sie die Messe für uns
darstellt. Wichtig für uns ist neben
der großen Besucheranzahl aus
Deutschland auch die gestiegene
Besucherzahl aus dem Ausland.“

Die Aussteller heben zudem die
hohe Qualität der Besucher hervor,
wie die von TNS Infratest durchge-
führte Umfrage bestätigt: 94 Pro-
zent der ausstellenden Unterneh-
men befinden die Qualität der Be-
sucher „gut“ bis „ausgezeichnet“.
Herwart Wilms, Geschäftsführer
bei Remondis, sagt hierzu: „Auch
in diesem Jahr war das Publikum
durch eine große Internationalität
und hohe Entscheidungskompe-
tenz geprägt, so dass eine Vielzahl
an interessanten und geschäftseröff-
nenden Gesprächen geführt wer-
den konnte.“ 

Insgesamt 3.081 Aussteller aus
59 Ländern (2012: 2.939 Ausstel-
ler aus 54 Nationen) präsentierten
vom 5. bis 9. Mai auf 230.000
Quadratmetern Ausstellungsfläche
(2012: 215.000 Quadratmeter) In-
novationen und Trends für den
Umwelttechnologiesektor. Auch
hier wurde mit einem Auslandsan-
teil von 44 Prozent – das entspricht
einem Plus von fünf Prozentpunk-
ten – eine neue Bestmarke erzielt. 

Branchenprimus IFAT

Mit diesen Werten unterstreicht
die IFAT einmal mehr ihre Positi-
on als die Nummer 1 der Branche.
Insgesamt 92 Prozent der ausstel-
lenden Unternehmen beurteilen
den Leitmessecharakter der welt-
weit wichtigsten Umwelttechnolo-
giemesse mit „gut“ bis „ausge-
zeichnet“. So auch Dr. Markus
Beukenberg, Chief Technical Offi-
cer bei WILO SE: „Für uns ist
die IFAT uneingeschränkt die
Weltleitmesse der Wasserwirt-
schaft und Umwelttechnik.“

Die nächste IFAT findet vom
30. Mai bis 3. Juni 2016 in Mün-
chen statt. 

Freiburger Öko-Institut:

Vorfahrt für Recycling
Ergebnisse der Studie „Beitrag der Kreislaufwirtschaft zur Energiewende“

Die Abfallwirtschaft muss auf Recycling statt auf Müllverbrennung
setzen, um einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Zur Energie-
wende kann sie nur dann beitragen, wenn sie Abfall möglichst um-
fassend stofflich verwertet und verbleibende Abfallstoffe flexibel
und effizient zur Energieerzeugung einsetzt. Zu diesen Ergebnissen
kommt die aktuelle Studie „Beitrag der Kreislaufwirtschaft zur
Energiewende“ des Öko-Instituts e.V., Freiburg, im Auftrag des
Bundesverbands der Deutschen Entsorgungs-, Wasser- und Roh-
stoffwirtschaft e. V. (BDE).

Durch einen konsequenten und
zügigen Ausbau des hochwerti-
gen Kunststoffrecyclings können
die klimaschädlichen CO2- Emis-
sionen aus der Verbrennung von
Kunststoffen in Müllverbren-
nungsanlagen signifikant verrin-
gert werden. Alleine bei den Ge-
werbeabfällen beziffert das unab-
hängige Forschungsinstitut das Po-
tential an zusätzlichen Wertstoffen
auf drei Millionen Tonnen. Das ist
das Siebenfache der Menge, die
heute noch in den Abfällen aus Pri-
vathaushalten gesehen wird. 

In dieser Studie werden die
Rahmenbedingungen, die ei-
ne konsequente Umsetzung der
Energiewende für die Kreislauf-
wirtschaft vorgeben wird, be-
schrieben und die Konsequenzen,
die sich daraus für die Kreislauf-
wirtschaft in Zukunft ergeben wer-
den, aufgezeigt. In einer Bilanz
werden dann der Situation in 2011
jeweils zwei Szenarien für 2030
und 2050 gegenübergestellt, die
zum einen den Status Quo fort-
schreiben, zum anderen gegenüber
den Bedingungen der Energie-
wende optimiert wurden. 

Dabei wurde zugrunde gelegt,
dass das Mindestziel der Bundes-
regierung, nämlich die Reduktion
der Treibhausgasemissionen um
80 %, erreicht wird. Außerdem
wurde u. a. auch unterstellt, dass
das Ziel, den Anteil erneuerbarer
Energie an der Stromerzeugung
auf 80 % zu steigern, erreicht wird.
Die Rahmenbedingungen des
geänderten Energiemarktes wur-
den bei den vier Zukunftsszenari-
en gleich berücksichtigt. 

Nach Ansicht des Öko-Instituts
ist unter anderem die Bereitstel-
lung ausreichender Stromerzeu-
gungskapazität sowie von System-
flexibilität zentral für das Gelingen
der Energiewende. Der Bedarf an
Grundlasterzeugern wird dabei ge-
nerell abnehmen, der Bedarf an
Reservekapazität jedoch zuneh-
men. Stromerzeugung aus Abfall
ist bislang jedoch nicht ausrei-
chend flexibel, um einen solchen
Beitrag zu leisten. 

Eine Flexibilisierung kann und
muss einen deutlichen und wichti-
gen Beitrag zur Umsetzung der
Energiewende leisten, weil ökolo-
gisch vertretbar produzierte Bio-
masse allein dafür nicht reicht und
außerdem für andere Bereiche wie
Ernährung, Mobilität, Produkti-
onsrohstoff etc. gebraucht wird.
Andere (fossile) Flexibilitätsoptio-
nen wie Gas oder Kohle führen
wiederum zu Treibhausgas-Emis-

sionen. Daraus könne geschlossen
werden, dass der Beitrag der
Kreislaufwirtschaft für das Gelin-
gen der Energiewende künftig
nicht mehr darin bestehen wird,
grundlastfähigen Strom zu erset-
zen (aufgrund des nicht vorhande-
nen Bedarfs und der deshalb gerin-
gen CO2-Gutschriften), sondern
vor allem Flexibilität bereit zu stel-
len, soweit das möglich ist. 

Im Jahr 2050 kann die Kreis-
laufwirtschaft einen relevanten
Beitrag für die Bereitstellung von
flexibler Reservekapazität leisten.
Um die Ziele des Energiekonzepts
zu erreichen, muss die Stromer-
zeugung zu einem überwiegenden
Anteil auf fluktuierende Erneuer-
bare Energien wie Photovoltaik
und Windkraft umgestellt werden.
Die Stromerzeugung aus Kraft-
werken, deren Einsatz flexibel
steuerbar ist, geht bis 2050 sehr
stark zurück. Der Beitrag der
Kreislaufwirtschaft an der flexibel
steuerbaren Stromerzeugung steigt
auf 10 % an. Zusätzlich können
nach der Bilanz für das Szenario
„2050 optimiert“ durch Ersatz-
brennstoffe in Prozessfeuerungen
etwa 2 Mio. Mg Steinkohle (oder
vergleichbare fossile Brennstoffe)
eingespart werden. 

Treibhausgas-Emissionen

Wenn Abfallverbrennungsanla-
gen weiterhin in Grundlast betrie-
ben werden, steigen die Anteile an
den Gesamtemissionen aus der
Stromerzeugung bis 2050 sehr
stark an, ohne dass ein adäquater
Nutzen erbracht wird. Sollen die
Treibhausgas-Emissionen insge-
samt weiter sinken (z. B. bis 2050
um 80 bis 95 % in Bezug auf
1990), müssen auch die THG-
Emissionen im Stromsektor deut-
lich reduziert werden. Dies kann
nur gelingen, sofern zum einen die
THG-Emissionen der Abfallver-
brennung reduziert und zum ande-
ren möglichst viele fossile Reser-
vekraftwerke (Kohle, Gas) ersetzt
werden. 

Aus diesem Grund sollte der
Fokus auf einer Reduzierung des
fossilen Anteils des energetisch
genutzten Abfalls liegen. Dies
kann durch die konsequente
Durchsetzung der getrennten Ab-
fallerfassung, unterstützt durch ei-
ne hochwertige Sortierung und
Aufbereitung der verschiedenen
Abfallfraktionen sowie des Rest-
abfalls gelingen. 

Durch das Recycling werden
heute schon erhebliche Beiträge

zum Klima- und Ressourcen-
schutz geleistet, die durch die an-
gesetzten Optimierungen noch ge-
steigert werden können. So wer-
den in der Summe bereits 2011
knapp 20 Mio. Mg Sekundärroh-
stoffe inklusive Kompost bereitge-
stellt. Durch die angesetzten Opti-
mierungen bei der Getrenntsamm-
lung, Sortierung und Aufbereitung
konnte dieser Beitrag auf über 23
Mio. Mg gesteigert werden. Damit
sind erhebliche Einsparungen bei
der Gewinnung und Aufbereitung
von Primärressourcen sowie der
damit einhergehenden erheblichen
ökologischen und sozialen Be-
lastungen verbunden. Auch der
Beitrag zur Energiewende - durch
den eingesparten Energiever-
brauch gegenüber der Primärroh-
stoffgewinnung - ist erheblich. Da-
mit wird ein wesentliches Ziel der
Energiewende, nämlich die Redu-
zierung des Energieverbrauchs un-
terstützt. 

Des Weiteren kann die Kreis-
laufwirtschaft aus den getrennt
erfassten organischen Abfallbe-
standteilen neben der stofflichen
Nutzung als wertvollen Kompost
auch hochwertig aufbereitetes Gas
in Erdgasqualität zur Verfügung
stellen (Kaskadennutzung). Dieses
kann für sehr kurzfristig benötigte
Gasturbinen und Gasmotoren für
die Bereitstellung von Reserveka-
pazität genutzt werden. Dazu ist
aber die politisch vorgegebene Ge-
trenntsammelpflicht für Bioabfälle
konsequent umzusetzen. Weitere
verfügbare Gase sowie Festbrenn-
stoffe aus Abfall können dafür ge-
nutzt werden, die verbleibende
fossile Stromerzeugung weiter zu
reduzieren. Dabei ist auf möglichst
hohe Wirkungsgrade (Kraft-Wär-
me-Kopplung, Mitverbrennung)
zu achten. 

Der Müllverbrennung im her-
kömmlichen Sinne kommt in ei-
nem an der Energiewende orien-
tierten Szenario nur noch die Be-
deutung zu, schadstoffhaltige Ab-
fälle, die aufgrund ihrer Schad-
stoffbelastungen nicht ökologisch
vertretbar verwertet werden kön-
nen, zu beseitigen. Ein Verwer-
tungsstatus, den die meisten
MVAs heute besitzen, ist dann
nicht mehr gerechtfertigt. 

Fazit: Ohne dass die notwendi-
gen Maßnahmen zur Optimierung
der Kreislaufwirtschaft angegan-
gen werden und die dafür notwen-
digen Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, steht nach Auf-
fassung des Öko-Instituts zu be-
fürchten, „dass der heute erreichte
Beitrag der Kreislaufwirtschaft
zum Klimaschutz nicht – wie er-
forderlich – verbessert werden
kann, vermutlich könnten wir ihn
nicht einmal halten“. Die Bilanzen
der vorliegenden Studie zeigten,
dass das Potenzial der Kreislauf-
wirtschaft, zur Energiewende bei-
zutragen, erheblich ist. DK

Abfallaufkommen in Deutschland:

Fast siebzig Prozent
sind mineralische Abfälle
Der größte Teil stammt aus dem Baubereich. Auch Aschen
und Schlacken aus Verbrennungs- und Hüttenprozessen fal-
len in großen Mengen an. Mehr als achtzig Prozent dieserAb-
fälle werden verwertet. Und hier liegt das Problem: Über die
Anforderungen an die Qualität der Abfälle für die Verwer-
tung gibt es keine bundeseinheitliche Regelung. Die dafür ge-
schaffenen Merkblätter der Länderarbeitsgemeinschaft Ab-
fall gelten seit einem Gerichtsurteil von vor zehn Jahren nicht
mehr; in den Ländern herrschen unterschiedliche Auffassun-
gen darüber, welche dieser Abfälle verwertet werden dürfen
und welche beseitigt werden müssen.

Seit mehr als zwei Wahlperioden – inzwischen sind es mehr
als neun Jahre – kündigt der Bund eine verbindliche Regelung
an, die aber wegen der unterschiedlichen Auffassungen der
beteiligten Länderbehörden und Wirtschaftsunternehmen bis-
lang nicht zustande kam. Seit Dezember 2012 liegt ein über-
arbeiteter Entwurf der so genannten Mantelverordnung vor,
doch hat sich die Industrie für eine grundlegende Überarbei-
tung ausgesprochen. Eine Einigung liegt offensichtlich in
weiter Ferne.

Akzeptanz von Recyclingbaustoffen fördern

Die Bundesregierung beabsichtigt, mit dieser Mantelverord-
nung ein Gesamtkonzept für die Verwertung von Ersatzbau-
stoffen auch dem Grundwasserschutz und dem Bodenschutz
Rechnung zu tragen. Weiterhin soll nach dem Willen der Re-
gierung mit dem Deutschen Ressourceneffizienzprogramm
ProgRes die Akzeptanz von Recyclingbaustoffen gefördert und
das hohe Niveau des Einsatzes dieser Mineralien unter Einhal-
tung der in den Verordnungsentwürfen vorgesehenen Grenz-
werte gesichert werden.

Mit dieser vielschichtigen Problematik, die auch die wirt-
schaftliche Existenz zahlreicher auf das Recycling angewiese-
ner Wirtschaftzweige berührt, befasst sich am 30. Juni und 
1. Juli die Berliner Konferenz „Mineralische Nebenprodukte
und Abfälle“. Rund fünfzig Wissenschaftler und Vertreter der
Praxis werden über rechtliche, wirtschaftliche und technische
Aspekte der Verwertung von Aschen, Schlacken und Baurest-
massen referieren und diskutieren. In Anbetracht der hohen
Aktualität und Brisanz des Themas sind – wie im vergangenen
Jahr – etwa dreihundert Führungskräfte und Fachleute aus den
betroffenen Bereichen zu erwarten. 
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Defizite beim Grünen Punkt
Gutachten des Betriebswirtschaftlichen Instituts für

Abfall– und Umweltstudien – FORSA-Umfrage im Auftrag des VKU

In einer im April 2014 im Auftrag des Verbandes kommunaler
Unternehmen durchgeführten repräsentativen FORSA-Um-
frage gehen 62 Prozent der Befragten fälschlicherweise davon
aus, dass die Verantwortung für die Entsorgung von Ver-
packungen bei den Kommunen liegt. Darüber aufgeklärt, dass
dem nicht so ist, befürworten 59 Prozent eine Rückübertra-
gung der gesetzlichen Verantwortung auf die Kommunen. In
Einklang mit dieser Umfrage steht ein vor kurzem vom VKU
in Berlin vorgestelltes Gutachten von Professor Heinz-Georg
Baum vom Betriebswirtschaftlichen Institut für Abfall– und
Umweltstudien, das sich mit den Defiziten beim Grünen Punkt
befasst.

Nach diesem Gutachten gibt es
enorme Schwachstellen beim
Grünen Punkt sowohl in Bezug
auf die ökologischen Ergebnisse
als auch im Hinblick auf die Ak-
zeptanz der verschiedenen Ziel-
gruppen, sprich der Bürger und
der Inverkehrbringer von Ver-
packungen. Zudem werden die
zweifelhaften Erfolge der Wettbe-
werbsöffnung bei den dualen Sy-
stembetreibern dargelegt und der
ruinöse Wettbewerb unter den
Systembetreibern kritisiert, der
nach Auffassung von Professor
Baum keine Anreize für eine Er-
höhung der Recyclingquote setzt.

Kostenfaktor

Die erzeugten Sortierfraktionen
führen Baum zufolge summa-
risch betrachtet nicht zu Netto-Er-
lösen, sondern stellen neben Er-
fassung und Sortierung ebenfalls
einen Kostenfaktor dar. Von einer
selbsttragenden Recyclingwirt-
schaft sei man unter den gegebe-
nen Rahmenbedingungen deut-
lich entfernt. Das deutsche Ver-
packungsregime sei weniger auf
die Erzeugung von Verwertungs-
fraktionen gerichtet; die Entsor-
gung der Sortierreste gehe zu La-
sten des Sortierunternehmens. Es
werde kein Anreiz zur Generie-
rung hochwertiger Verwertungs-
fraktionen gesetzt. Damit sanktio-
niere das System schlechte Sor-
tierleistung nicht – im Gegenteil.

MaximalerVerbrauch

Durch die Verpackungsverord-
nung sollte die Menge an Ver-
packungen gesenkt, zumindest
aber ihr Verbrauch von der Wirt-
schaftsleistung abgekoppelt wer-
den. Das Ziel wurde laut Studie
verfehlt. Deutschland hat aktuell
mit den höchsten Pro Kopf-Ver-
brauch aller EU-Staaten. 

Entgegen den Anfängen der
Verpackungsverordnung haben
mittlerweile wettbewerbliche

Strukturen auf Entsorger- und Sy-
stembetreiberebene Einzug ge-
halten. Baum: „Der Wettbewerb
zwischen den Entsorgungsunter-
nehmen ist auf allen Wertschöp-
fungsstufen gelebter Alltag,
wenngleich sich durchaus Über-
legungen anstellen lassen, die
Funktionen der Bürger, der Kom-
munen sowie der Erfassung/
Sammlung zu bündeln, um auf
diese Weise dem drängenden Pro-
blem der Fehlwurfquote respekti-
ve der Fehlmengenanteile abhel-
fen zu können.“

Hemmender Wettbewerb

Hingegen erweise sich der
Wettbewerb auf Systembetrei-
berebene als Hemmnis bei der Er-
reichung stofflicher Verwertungs-
ziele. Es bestehe kein Anreiz,
konsequent auf den stofflichen
Wiedereinsatz der eingesammel-
ten Mengen zu setzen. Insoweit
werde faktisch die Verwertung
von der Verbrennung dominiert.
Selbst der Verwertungspfad sei
nicht hochqualitativ angelegt.
Vielfach würden für die generier-
ten Verwertungsfraktionen Zu-
zahlungen begehrt. Der Markt
signalisiere damit, diese Stoffe ei-
gentlich nicht zu wollen. Zudem
seien die am Ende des Verwer-
tungsweges erzeugten Produkte
nicht selten inferior. Die hohe Ex-
portquote aufbereiteter Altkunst-
stoffe runde das Bild ab.

System reformieren

Nach dem Gutachten sollte die
geplante Einführung des Wert-
stoffgesetzes dazu genutzt wer-
den, das System der Verpa-
ckungsentsorgung grundlegend
zu reformieren und die Steue-
rungsverantwortung wieder auf
die Kommunen zurück zu über-
tragen. Insofern wird kritisiert,
dass sich die Schaffung eines Pa-
rallelsystems zur kommunalen
Hausmüllentsorgung nicht be-

währt habe. Dies gelte umso
mehr, weil es sowohl in der
Sammlung als auch in der Sortie-
rung und Verwertung massive
Qualitäts- und Mengenverluste
gibt. So liegt die tatsächliche
Wiedereinsatzquote an hochwer-
tigen Kunststoffmaterialien nur
bei rund 20 Prozent der Erfas-
sungsmenge. Auch eine Steue-
rungswirkung auf Produktion und
Einsatz von Verpackungen – das
eigentliche Ziel der Verpackungs-
verordnung – sei nicht erkennbar.
So sei nachgewiesen, dass die
Kunststoffverpackungen in den
vergangenen Jahren um 25 Pro-
zent zugenommen haben. 

Hinzu komme, dass laut einer
Studie des Umweltbundesam-
tes nur 44 Prozent der sich in Um-
lauf befindlichen Verpackungen
lizensiert sind. Damit werde
aber das zentrale Prinzip der
Verpackungsverordnung, wo-
nach die Inverkehrbringer der
Verpackungen diese auch lizen-
sieren müssen, unterlaufen.

„Das System Grüner Punkt hat
nicht gehalten, was es verspro-
chen hat“, stellte VKU-Vizepräsi-
dent Patrick Hasenkamp fest.
„Nach über 20 Jahren Ver-
packungsverordnung darf man
annehmen, dass wir es nicht mehr
mit Kinderkrankheiten zu tun ha-
ben. Die geplante Einführung des
Wertstoffgesetzes sollte genutzt
werden, das System der Ver-
packungsentsorgung grundlegend
zu reformieren und die Entsor-
gungsverantwortung wieder auf
die Kommunen zurück zu über-
tragen. Die Schaffung eines Par-
allelsystems zur kommunalen
Hausmüllentsorgung hat sich
nicht bewährt und entspricht auch
nicht den Vorstellungen und den
Wünschen der Bürger.“

Höchste Zeit fürAnreize

„Auch aus ökologischer Sicht
gibt es kein überzeugendes Argu-
ment, das System in der jetzigen
Form beizubehalten“, ergänzte
VKU-Hauptgeschäftsführer Hans-
Joachim Reck. Es sei höchste Zeit,
die gesetzliche Grundlage so zu
verändern, dass tatsächlich Anrei-
ze für mehr Recycling und den
sparsameren Einsatz von Ver-
packungen gesetzt werden. DK

Kasseler Abfall- und Bioenergieforum: 

Kreislaufwirtschaftsgesetz
im Mittelpunkt

Mit über 1.000 Teilnehmern lockte das 26. Kasseler Abfall- und
Bioenergieforum, europaweit eine der größten Veranstaltun-
gen dieser Art, erneut ein breites Fachpublikum aus ganz
Deutschland an, angefangen von Unternehmen der Abfall- und
Wasserwirtschaft, Abwasserzeckverbänden, Müllrecycling-
und Kompostierbetrieben bis hin zur Biogasbranche. Zentra-
les Thema waren Konsequenzen und Erfahrungen mit der
Umsetzung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. 

Unter der wissenschaftlichen
Leitung von Prof. Klaus Wiemer
und Dr. Michael Kern boten hoch-
rangige Wissenschaftler und Ver-
treter aus Politik und Wirtschaft
dem Publikum einen umfassenden
und interessanten Einblick in
komplexe Fragestellungen. Veran-
staltet wurde das Forum vom Wit-
zenhausen-Institut für Abfall, Um-
welt und Energie.

Diverse Fachforen boten die
Möglichkeit, einen detaillierten
Einblick in die jeweiligen The-
menfelder wie Bioenergie und
Bioabfallbehandlung, E-Schrott
und Wertstoffe sowie Stoff-
strommanagement zu erhalten,
sich aber auch rege in vielfältige
Diskussionsmöglichkeiten einzu-
bringen. Einen Schwerpunkt stellte
die zum 1. Januar 2015 vorge-
schriebene getrennte Erfassung von
Bioabfällen und Wertstoffen dar. 

Mit der 6. Novelle der Ver-
packungsverordnung ist viel Be-
wegung im Entsorgungsmarkt für
Verpackungsabfälle. Aktuell zum
Thema wurden unterschiedliche
Erfassungs- und Verwertungssy-
steme vorgestellt. Zudem wurden
Konsequenzen der erweiterten
Wertstofferfassung für die MBA,
MVA und EBS-Wirtschaft kri-
tisch betrachtet. Darüber hinaus
stellte das Forum aktuelle Ten-
denzen im Bereich der Elektroalt-
geräteerfassung und -verwertung
dar und präsentierte neue innova-
tive Konzepte der kommunalen
Kreislaufwirtschaft. 

Effizientes Instrument

Wie es um die Kreislaufwirt-
schaft in der neuen Legislaturperi-
ode bestellt ist, erläuterte Florian
Pronold, Parlamentarischer Staats-
sekretär bei der Bundesministerin
für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit. Er verwies dar-
auf, dass die Kreislaufwirtschaft
zu einem effizienten Instrument ei-
ner nachhaltigen Stoffstromwirt-
schaft entwickelt werde. Geschaf-
fen würden rechtliche Grundlagen
zur Einführung der gemeinsa-
men haushaltsnahen Wertstoffer-
fassung für Verpackungen und an-
dere Wertstoffe. 

Anspruchsvolle Recyclingquo-
ten, Wettbewerb und Produktver-
antwortung würden als Eckpunk-
te einer modernen Kreislaufwirt-
schaft gefestigt, so Pronold. Die
Europäische Elektroaltgeräte-
richtlinie werde zügig in nationa-
les Recht umgesetzt, Sammel-
mengen von Elektro- und Elek-
tronikschrott erhöht, Rücknahme-
systeme für wieder verwendbare
Produkte ausgebaut und die
Rückgabe von Gebrauchtgeräten
erleichtert. 

Beim Recycling von Produkten
der Informations- und Kommu-
nikationstechnik seien Datensi-
cherheit und -schutz zu gewähr-
leisten. Um die illegale Ausfuhr
von Elektroschrott einzudäm-
men, erfolge eine Beweislastum-
kehr. Künftig müsse der Expor-
teur nachweisen, dass es sich
nicht um Abfälle handelt. 

Für die kommunale Entsor-
gungswirtschaft wies Patrick Ha-
senkamp,Vizepräsident des VKU
und Vorsitzender des Leitaus-
schusses Abfallwirtschaft und
Stadtreinigung VKU, Berlin, dar-
auf hin, dass die kommunale Ab-
fallwirtschaft das Thema Abfall-
vermeidung sehr ernst nehme.
Die vom Europäischen Parlament
geforderten Informations- und
Sensibilisierungskampagnen sei-
en seit Jahrzehnten ein Schwer-

punkt der Tätigkeiten kommuna-
ler Abfallentsorger, so Hasen-
kamp. Darüber hinaus übernäh-
men Kommunen und ihre Unter-
nehmen in zahllosen Projekten
Verantwortung dafür, die Vermei-
dung der Entstehung von Abfäl-
len voranzutreiben. Auf Grund ih-
rer Nähe zu den Bürgern hätten
kommunale Unternehmen hier
eine besondere Rolle inne. 

Der VKU ermuntere die Eu-
ropäische Kommission, weitere
mutige Schritte in Richtung Ver-
wertung und Vermeidung von
Abfällen zu gehen, machte Ha-
senkamp deutlich. Das in Europa
bereits bestehende Deponie-
rungsverbot unvorbehandelter,
recyclingfähiger und energetisch
verwertbarer Abfälle sollte konse-
quent umgesetzt werden. Zudem
biete die Ökodesign-Richtlinie
großes Potenzial, Produkte von
vorneherein auf eine Art und Wei-
se zu entwickeln, dass Ressour-
cen geschont und die eingesetzten
Ressourcen leicht wiederverwer-
tet können. Dieses Potenzial soll-
te nicht ungenutzt bleiben. Sollte
der Gebrauch von Kunststofftü-
ten nicht verhindert werden kön-
nen, komme dem Design eine be-
sondere Bedeutung zu. Wieder-
verwendung von Kunststoffabfäl-
len könne nur durch Maßnahmen
signifikant gefördert werden, die
im Vorfeld der Entsorgungsphase
ansetzen, insbesondere bei der
Gestaltung der Produkte, betonte
der VKU-Vizepräsident. 

Neben Referenten aus Deutsch-
land, die über ihre Erfahrung der
Bioabfallsammlung berichteten,
trug auch ein Vertreter der Mailän-
der Gesellschaft für Umweltservi-
ce (AMSA), die die Abfallsamm-
lung und Verwertung in der Stadt
organisiert, deren Erfahrungen mit
der Einführung von kompostierba-
ren Bioabfallsäcken vor.

NATURABIOMAT® als einer
der Pioniere auf diesem Sektor,
der bereits in den 1990er Jahren
österreichische Kommunen mit
Bioabfallsäcken aus Biokunst-
stoff ausstattete, war mit einem
Stand auf dem Herstellerforum
vertreten und präsentierte dort
seine neuesten Produkte. Die
Umwelt- und Energieexperten
des TÜV Thüringen wiederum
hatten ihr Leistungsspektrum für
die Abfall- und Ressourcenwirt-
schaft im Gepäck. Darunter auch
neueste Lösungen für Biogas-
und Klärgasanlagenbetreiber. Ins-
gesamt verzeichnete die Fachaus-
stellung fast 70 Hersteller, Dienst-
leistungsunternehmen und wissen-
schaftliche Einrichtungen. DK

17. InternationalerAltkunststofftag des bvse:

Kunststoffe und Umwelt 
in Einklang 

Das zentrale Branchentreffen des Kunststoffrecyclings findet am
3. und 4. Juni 2014 unter dem Motto „Kunststoffe und Umwelt“ in
Bad Neuenahr statt. In diesem Jahr ist Österreich das Partnerland
der bvse-Tagung.

Den Auftakt der Veranstaltung
am 3. Juni bilden die drei Work-
shops „Kunststoffrecycling im
Österreich“, „Wege zur Qualität“
sowie der Workshop „Zukünftige
Rücknahme und Verwertung von
Verpackungen“, der in Kooperati-
on mit der BKV – Plattform für
Kunststoffe und Verwertung orga-
nisiert wird. Eine Vielzahl re-
nommierter Experten aus Recyc-
lingunternehmen, Anlagenbau,
Forschung, Politik und Verbänden
angrenzender Branchen werden
dabei ihre Erfahrungen austau-
schen und darüber diskutieren,
welche Voraussetzungen für erfol-
greiches Kunststoffrecycling in
Zukunft erfüllt sein müssen.

Bei der Tagung am 4. Juni steht
zunächst die Neuordnung des
Kunststoffrecyclings in Deutsch-
land im Mittelpunkt, zu der Dr.
Dirk Textor (bvse-Vorsitzender
Fachverband Kunststoffrecycling)
seine Einschätzung abgibt. Damit

eng verbunden ist auch die Fra-
ge nach Qualitätsanforderungen.
Über die chinesische Importpolitik
informiert deshalb Peng Yu (China
Entry-Exit Inspection and Quaran-
tine Association).

Nicole Seidl (BASF SE) zeigt
aus Sicht ihres Unternehmens das
Potenzial von Kunststoffen als inno-
vative Materialien über ihren Le-
benszyklus auf. Hier gibt es viele
nachhaltige Möglichkeiten der Nut-
zung der Ressource Kunststoff.
Dennoch sind Kunststoffe oftmals
auch Gegenstand einer kontrover-
sen Diskussion. „Kunststoffe -
Fluch oder Segen“ ist deshalb das
Thema von Dr. Olaf Wirth (Ökopol
Institut für Ökologie und Politik).

Unter Leitung der Journalistin
Elena Rüth und DDr. Thomas 
Probst (bvse-Referent für Kunst-
stoffrecycling) findet im An-
schluss eine Podiumsdiskussion
über Kunststoffe und Umwelt
statt. 

Klarstellung der
Stadtwerke Augsburg

Bezugnehmend auf die Ver-
handlung gegen ein Recycling-
Unternehmen vor dem Landge-
richt München haben die Stadt-
werke Augsburg folgende Klar-
stellung veröffentlicht: „Die
Stadtwerke Augsburg waren
und sind nicht Auftraggeber 
des Recycling-Unternehmens
und unterhalten auch keine Ge-
schäftsbeziehungen zu dem
Unternehmen, sind also auch
kein Kunde der Firma. Viel-
mehr hatte ein von den Stadt-
werken Augsburg beauftragtes
Bauunternehmen im Zuge ei-
ner Straßenbahnbaumaßnahme
das Recycling-Unternehmen
mit der Entsorgung von Erd-
aushub aus dem Straßenraum
beauftragt.“ 
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Unser Zug – Ihr Heimatort.
 Jetzt abstimmen für 10 Zugtaufen!

Große Abstimmung

bis 20. Juni 2014!

Namensgeber für einen von zehn Zügen werden!
38 Orte (Orts- und Stadtteile) mit einem DB Haltepunkt entlang 
der Strecken des „Franken-Thüringen-Express“ haben die Chance, 
Namensgeber von Zügen zu werden. Da nur 10 Züge getauft werden, 
zählt jede Stimme, auch Ihre: ganz einfach abstimmen per Abstim-
mungspostkarte oder unter www.zugtaufen-ftx.de
Wir wünschen Ihnen eine gute Fahrt!

Die Bahn macht mobil.

Erste Fachtagung von AGFK und ADFC in Würzburg:

Lebenswerte Städte
für bewegte Lebensstile

„Es ist eine große Wertschätzung fürden Radverkehr, dass die erste
Fachtagung der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Kom-
munen AGFK und des Allgemeinen Deutschen Fahrradclubs
ADFC Bayern hier in Würzburg stattfinden konnte“, sagte Armin
Falkenhein, Landesvorsitzender des ADFC am Ende der Fachta-
gung Radverkehr. „Wir erkennen die großen Anstrengungen an,
die Würzburg für den Radverkehr unternimmt“, fügte er hinzu.
Über 100 Personen, Planer, Vertreter aus Politik und Fahrradver-
bänden sowie Fachleute aus ganz Bayern trafen sich in Würzburg,
um Trends in der Radverkehrsinfrastruktur zu beleuchten und
Möglichkeiten zur Umsetzung zu diskutieren. Veranstaltet hatten
die Tagung AGFK und ADFC, die Stadt Würzburg hatte sich im
vergangenen Jahrals Tagungsstandort beworben. Oberbürgermei-
ster Christian Schuchardt eröffnete die Veranstaltung. 

Mit der Entwicklung von Rad-
achsen, die Stadtteile und Höhen-
züge verbinde, befinde sich Würz-
burg auf einem guten Weg, sagte
der Oberbürgermeister in seinem
Grußwort. Würzburg sei sich be-
wusst, dass das neue Radwege-
konzept auf bestehenden Planun-
gen überarbeitet und noch besser
vernetzt werden müsse. Doch die
Stadt Würzburg unternimmt große
Anstrengungen, um sich den er-
höhten Anforderungen des Rad-
verkehrs zu stellen und in die
AGFK aufgenommen zu werden.

So wurden im Haushalt 2014
über 500.000 Euro für den Rad-
verkehr bereitgestellt. Der Radver-
kehrsbeirat und der Stadtrat hatten
bereits in den vergangenen Jahren
über die Errichtung der Radachsen

beraten. Ziel der Radachsen ist es,
die Innenstadt zu umfahren zur
Entlastung der Fußgängerzonen
und der Anschluss an die umlie-
genden Gemeinden bzw. sogar
überregional an das Bayernnetz.
Natürlich sollen diese Achsen aber
auch innerhalb des Stadtgebiets
vernetzt werden. Die Radachse 1
soll eine durchgehende Verbin-
dung vom Hubland über die San-
derau bis in die Innenstadt bieten,
erste bauliche Veränderungen sind
bereits erfolgt.

„Engagierte 
Aufnahme des Themas“

Bei der Pressekonferenz der
Fachtagung betonte Thomas Neu-
bauer, Geschäftsführer der AGFK,

die „engagierte Aufnahme des
Themas Radverkehr in Würz-
burg“ und wies darauf hin, dass
ein gelungenes Radwegenetz nicht
aus dem Hut gezaubert werden
könne: „Es muss nicht alles bis auf
den letzten Meter durchgeplant
sein, sondern Schwierigkeiten
können dann gelöst werden, wenn
sie auftauchen.“ 

Gute Ansatzpunkte

Gert Wassenaar vom ADFC
Nürnberg berichtete vom Rad-
schnellwegenetz in Nürnberg und
Ineke Spapé von schnellen Lö-
sungsansätzen aus Holland. „Für

Würzburg nehme ich auch mit“,
kommentierte Baureferent Profes-
sor Christian Baumgart, „dass wir
hier wohl gute Ansatzpunkte ha-
ben, aber noch kein geschlossenes
System und ich finde es sehr er-
mutigend aus Holland zu hören:
Nicht zu lange diskutieren, son-
dern anfangen. Auch kleine Fort-
schritte sind Fortschritte auf dem
richtigen Weg.“ 

Zur Aufnahme in die AGFK gilt
es noch weitere Aufgabenfelder zu
erfüllen. In einer Vorbereisung im
April 2013 gaben Mitglieder der
AGFK der Stadt Empfehlungen.
Diese gilt es in den nächsten Jah-
ren Stück für Stück abzuarbeiten.
An der Erarbeitung eines komplet-
ten Radwegekonzeptes sollen
auch die Bürger mit ihren Erfah-
rungen teilnehmen. Neben der Op-
timierung des Fahrradnetzes in der
Stadt sollen jedoch auch die Nach-
bargemeinden angebunden wer-
den, um den Berufsfahrradverkehr
zu erhöhen. 

Von links: Josef Austermayer, Landrat Wolfgang Berthaler, Bür-
germeister Georg Huber, Frau Herrmann, Bayerischer Staatsmi-
nister des Innern, für Bau und Verkehr Joachim Herrmann, Karl 
Fischer, Bürgermeister Jürgen Seifert, Konrad Sterflinger.

Bild: LKZ Prien GmbH/Foto Berger

8. Symposium „Logistik Innovativ“:

Staatsempfang 
auf Herrenchiemsee

Zum Auftakt des 8. Symposiums „Logistik Innovativ“ hatte der
Bayerische Staatsminister des Innern, für Bau und Verkehr, Jo-
achim Herrmann, vor kurzem zu einem Staatsempfang auf Her-
renchiemsee eingeladen. Rund 350 Gäste, neben den Teilneh-
mern des Symposiums auch zahlreiche hochrangige Vertreter
aus Wirtschaft, Wissenschaft, Gesellschaft und Politik, waren
der Einladung gefolgt. 

In seiner Eröffnungsrede unter-
strich Staatsminister Herrmann die
Bedeutung der Logistikbranche,
denn, so Herrmann, wirtschaftli-
cher Erfolg sei unmittelbar mit Lo-
gistik verknüpft: Eine funktionie-
rende Logistik sei das Rückgrat ei-
ner global vernetzten Gesellschaft.
Wachstum und Vollbeschäftigung
basierten darauf, so der Staatsmi-
nister weiter, dass in unserer ar-
beitsteiligen Wirtschaft die Liefer-
ketten reibungslos funktionieren.

Fokus auf Infrastruktur

Konrad Sterflinger, der Vorsit-
zende des Informationskreises der
Wirtschaft Traun/Alz, der erstmals
Mitorganisator der Abendveran-
staltung neben dem Logistik-
Kompetenz-Zentrum (LKZ), war,
unterstrich in seiner Rede die Be-
deutung der Infrastruktur, insbe-
sondere der Verkehrsinfrastruktur
für die Wirtschaftsunternehmen 
in der Region. Karl Fischer, Ge-

schäftsführer der LKZ Prien
GmbH, freute sich über die stetig
wachsende Teilnehmerzahl, die
sich jährlich zu diesem wichtigen
Branchentreffen in Prien einfin-
den. Fischer wies in seiner Anspra-
che auch auf die historische Be-
deutung des Veranstaltungsortes
hin – 1948 tagte im Augustiner
Chorherrenstift und im damaligen
Schloßhotel Herrenchiemsee der
Verfassungskonvent. 

Im Rahmen des von der Bayern
Innovativ GmbH in Partnerschaft
mit dem Logistik–Kompetenz-
Zentrum Prien (LKZ) entwickel-
ten achten Symposiums „Logistik
Innovativ – Effizienz in der Supp-
ly Chain“ in Prien am Chiemsee
präsentierten Experten aus Logi-
stik- Wirtschaft und -Wissenschaft
neueste Trends und Entwicklun-
gen. Die Veranstaltung führt natio-
nale und internationale Experten
und Entscheidungsträger aus un-
terschiedlichen Bereichen und
Branchen in Prien zusammen. 

V. l.: Bürgermeister Dr. Adolf Bauer, Heribert Düthmann (Leiter
der Fachabteilung Stadtentwicklung Würzburg), Thomas Neu-
bauer (Geschäftsführer AGFK Bayern), Romanus Scholz (ADFC
München), Baureferent Professor Christian Baumgart, Armin 
Falkenhein (Landesvorsitzender ADFC Bayern), Ineke Spapé 
(Direktorin des niederländischen Beratungsbüros SOAB), Johan-
nes Ziegler (Vertreter der Obersten Baubehörde im Bayerischen
Staatsministerium des Innern). Foto: Matuszynski

Bayerische Bauwirtschaft: 

Nachhaltig mehr Mittel
für den Verkehrsetat!

„Für den Bundesverkehrsetat müssen in Zukunft deutlich
mehr Etatmittel bereitgestellt werden als in den letzten
Jahren. Wir müssen wieder auf das Haushaltsniveau von
2003, vor der Einführung der Lkw-Maut, kommen“, for-
dern die Präsidenten der bayerischen Bauverbände, Dipl.-
Ing. Josef Geiger, Bayerischer Bauindustrieverband, und
Dipl.-Ing. Franz Xaver Peteranderl, Landesverband
Bayerischer Bauinnungen. 

„Grundsätzlich begrüßen wir die von Verkehrsminister
Dobrindt geplante Ausweitung der Nutzerfinanzierung über
die erweiterte Lkw- und die Pkw-Maut für Ausländer“, so die
Präsidenten. „Wir warnen die Politik aber ausdrücklich davor,
wieder die Trickserei wie bei der Einführung der Lkw-Maut
2004 nach dem Motto ‘Oben drauf, unten raus’ zu wiederho-
len.“ Bei der Einführung der Lkw-Maut hatte man 2004 formal
das Autobahnmautgesetz erfüllt, nach dem die Mauteinnah-
men „zusätzlich“ dem Haushalt zugeführt werden sollten. Vor-
her aber wurde der ordentliche Verkehrsetat von 9,7 Mrd. Eu-
ro 2003 auf 7,5 Mrd. Euro 2004 abgesenkt, so dass 2004 mit
9,1 Mrd. Euro insgesamt (Haushalt und Lkw-Maut) weniger
Mittel übrig blieben als 2003 vor der Lkw-Maut. 

„Jedes Jahr hätte man diesen Fehler, die Absenkung der
Haushaltsmittel um 2,2 Mrd. Euro, korrigieren können und
auch müssen. Bisher ist das noch nicht geschehen. Es ist höch-
ste Zeit, die ordentlichen Haushaltsmittel wieder auf ein nach-
haltiges Niveau zu bringen“, so die Bauverbands-Präsidenten. 

Ein besonderes Anliegen ist der Bauindustrie und dem Bau-
gewerbe der Etat 2014. „2014 weniger Mittel als 2013 – das
nehmen wir nicht hin. Nach den einhelligen Forderungen aus
Politik und Presse nach deutlich mehr Mitteln für die Infra-
struktur fühlen wir uns massiv getäuscht“, so die Präsidenten:
„Im Wahljahr 2013 war man einig: 7,2 Milliarden Euro für al-
le Verkehrsträger jährlich mehr.“ 

Um nur die bestehende Verkehrsinfrastruktur instand zu set-
zen und zu erhalten, forderten die Daehre- und die nachfol-
gende Bodewig-Kommission 2013 einhellig, den Verkehrsetat
mindestens 15 Jahre lang um 7,2 Mrd. Euro jährlich anzuhe-
ben. „Die Medien haben uns damals so massiv unterstützt wie
noch nie. Das muss die Politik jetzt umsetzen und zwar ehr-
lich!“, so die Präsidenten abschließend. 

Unterfranken:

Neues Outfit für
Regionaltriebzüge 

DB Regio Franken setzt neue Fahrzeuge bei der Flotte des
Main-Spessart-Express und bei der Mainfrankenbahn ein 

Eine Frischzellenkur erhalten derzeit zwölf Regionaltriebzüge der
Baureihen ET 425 und 426 in der Werkstätte in Würzburg. Seit
Dezember 2013 verkehren einige der Züge mit dem bequemen
Niederflureinstieg zweistündlich auf der Strecke nach Bamberg.
Dort ersetzen sie Dieseltriebzüge der Baureihe VT 612. Der Rest
der Züge soll nach und nach – spätestens jedoch zum Fahrplan-
wechsel 2015 – in den Fahrplan der Mainfrankenbahn eingebun-
den werden und die zur Kapazitätsverstärkung eingesetzten Lok-
garnituren ersetzen. 

Bislang fuhren die elektrisch
betriebenen Züge in Südbayern.
Für das neue Einsatzgebiet ver-
passt DB Regio Franken den
Fahrzeugen derzeit ein neues
Outfit. „Wir modernisieren die
Züge von Grund auf, vom Lack
bis zu den Sitzpolstern, vom WC
bis zu den Abfallbehältern. So
können wir unseren Fahrgästen
auf der wichtigen Verbindung
zwischen Würzburg und Bam-
berg mehr Komfort bieten“, be-
tont Anja Steidl, Geschäftsleite-
rin DB Regio Franken.

Die Fahrzeuge werden im Rah-
men der sogenannten Qualitäts-
straße behandelt. Bei dem Moder-
nisierungsprogramm von DB Re-
gio Bayern, das zur Hälfte vom
Freistaat Bayern finanziert wird,
erhalten die Züge während eines
mehrtägigen Werkstattaufenthalts
ein ganzes Paket von Verbesserun-
gen. Dazu gehört unter anderem,
dass der Außenlack der Züge er-
neuert, sämtliche Armlehnen und
etwa die Hälfte der Sitzpolster aus-
getauscht werden. Der Rest der
Polster erhält eine Grundreini-
gung. Auch modernisiert DB Re-
gio Franken die WC-Anlagen der
Regionaltriebzüge, erneuert die In-
nenbeleuchtung und montiert neue
Abfallbehälter im Einstiegsbe-
reich der Fahrzeuge. 

Sanierungskosten

Die Kosten für die Sanierung 
eines ET 425 (206 Sitzplätze) be-
laufen sich auf rund 47.000 Euro,
beim ET 426 (100 Sitzplätze) sind
es rund 23.500 Euro. Insgesamt
kostet die Frischzellenkur damit
knapp 450.000 Euro. Zusätzlich
erhalten die Fahrzeuge von Ende
2014 bis Mitte 2015 noch eine
Korrosionssanierung im Fußbo-
denbereich.

Die Reisenden zwischen Würz-
burg und Bamberg kommen alle
zwei Stunden in den Genuss der
dann runderneuerten Elektro-
triebzüge, die über ein helles und
freundliches Innendesign sowie
breite Türen verfügen. Auch er-
leichtern die Fahrzeuge mit ihrer
fahrzeuggebundenen Einstiegs-
hilfe Fahrgästen mit einge-
schränkter Mobilität den Ein- und
Ausstieg.

Ergänzend zu den ET 425/426
verkehren ebenfalls zweistünd-

lich die modernen Regionalzüge
des Franken-Thüringen-Express.
Zusammen ergibt sich damit ein
Stundentakt zwischen Würzburg
und Bamberg mit neuen bzw.
modernisierten Zügen. 

„Mainfrankenbahn“:
Mobil in der Region

Seit 2010 fährt die Mainfran-
kenbahn auf den Strecken Würz-
burg – Kitzingen – Nürnberg,
Würzburg – Schweinfurt – Bam-
berg, Würzburg – Ansbach –
Treuchtlingen und Würzburg –
Lohr bzw. Gemünden – Schlüch-
tern. Mit den modernen Zügen der
Mainfrankenbahn fährt man noch
komfortabler, zügiger und ent-
spannter an sein Reiseziel. Egal,
ob man beruflich oder privat reist
– schnelle Verbindungen und ein
dichtes Streckennetz bieten opti-
male Mobilität in der Region.

Ein attraktiver Fahrplan und
moderne Fahrzeuge sorgen dafür,
dass man bequem, preiswert und
zudem umweltfreundlich reist.
Aus allen Richtungen kommen
die Fahrgäste mindestens stünd-
lich mit der Mainfrankenbahn zu
ihrem Ziel. 
Weitere Info unter:www.bahn.de/
mainfrankenbahn

„Main-Spessart-Express“
verbindet Franken
mit Hessen

Einsteigen und Erholen: Weite
Aussichten, naturnahe Wege und
natürliche Stille prägen die Land-
schaft. Romantische Fachwerk-
städtchen begleiten den Main am
Übergang vom Fränkischen
Weinland zum Spessart - ent-
decken Sie die vielfältige Frei-
zeitregion in den komfortablen
Zügen des Main-Spessart-Ex-
press (Regional-Express-Linie
„Schweinfurt – Würzburg – Karl-
stadt – Gemünden – Lohr –
Aschaffenburg – Frankfurt“). So
startet man entspannt ins Aus-
flugsvergnügen: Ohne Stress,
ohne Stau oder Parkplatzsorgen.

Ab Dezember 2015 sind eine
Ausdehnung der Linie bis Bam-
berg sowie eine Erweiterung des
Fahrplanangebotes mit neuen
Fahrzeugen geplant.
Weitere Info unter: www.bahn.de/
main-spessart-express 
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BayernTour Natur 2014:

Natur erleben und verstehen
Mit über 6.500 Veranstaltungsterminen die größte Umweltbil-
dungsaktion Deutschlands, lädt die BayernTour Natur 2014 von
Anfang Mai bis Ende Oktober zu einem besseren Kennenlernen
der Natur ein. Seit 2001 wird die BayernTour Natur jedes Jahr
vom Bayerischen Umweltministerium unter Beteiligung von
Vereinen, Verbänden, Umweltbildungseinrichtungen, Kommu-
nen und Einzelpersonen organisiert. Heuer beteiligen sich rund
900 Veranstalter am Programm. Wichtigster Unterstützer der
Gemeinschaftsaktion sind die bayerischen Sparkassen.

Beim offiziellen Startschuss
der BayernTour Natur im Um-
weltzentrum Schloss Wiesenfel-
den (Landkreis Straubing-Bo-
gen), das für seinen ganzheitli-
chen Ansatz bereits mehrfach
ausgezeichnet wurde, erklärte
Bayerns Umweltminister Dr.
Marcel Huber: „Bayern ist be-
sonders artenreich und unsere
Landschaften sind einzigartig.
Dank des großartigen Einsatzes
hunderter, oft ehrenamtlicher
Naturführer, lassen sich Bayerns
Naturschätze bei der BayernTour
Natur hautnah erleben.“ Dabei
verbinde die BayernTour Na-
tur-Erlebnisse im Grünen mit
Umweltwissen, Spaß, Abenteuer
und Bewegung. Huber zufolge
ist die BayernTour Natur ein Ur-
gestein der Umweltbildung und
öffnet den Menschen die Augen
für die Schönheit der Natur und
ihre Schutzbedürftigkeit. Alle
seien eingeladen, an diesem Er-
lebnis teilzuhaben. Im vergange-
nen Jahr nahmen rund 80.000
Besucher an den geführten Na-
turbegegnungen teil. 

Wanderausstellung

Wie schön Umweltbildung
sein kann, zeigt die Wanderaus-
stellung „Natur im Fokus on
tour“, die ebenfalls auf Schloss
Wiesenfelden eröffnet wurde.
Die 26 ausgestellten Fotos wur-
den 2013 im Rahmen des Wett-
bewerbs „Natur im Fokus“ aus-
gezeichnet. Sie stammen von
Kindern und Jugendlichen, die
vor der eigenen Haustür mit
ihren Kameras unterwegs waren.

Huber zufolge haben die Kin-
der bei ihrer Fotosafari in der
Natur kleine Wunder entdeckt.
Jedes Foto erzählt eine Ge-
schichte. Jede Aufnahme ist ein
Naturerlebnis.“ Die Wanderaus-
stellung tourt in diesem Jahr zum
3. Mal durch verschiedene Re-
gierungsbezirke und wird in fünf
staatlich anerkannten Umwelt-
stationen zu sehen sein: Um-
weltzentrum Schloss Wiesenfel-
den (Landkreis Straubing-Bo-
gen), Umweltstation Königs-
dorf (Bad Tölz-Wolfratshausen),
Umweltstation Unterallgäu Le-
gau (Unterallgäu), Umweltstati-
on Natur- und Umweltgarten
Reichelshof (Schweinfurt) und
Umweltstation Kloster Ensdorf
(Amberg-Sulzbach).

Über 1.000 Veranstaltungen
in Oberbayern

Ob zu Fuß, mit dem Fahrrad,
Pferd oder Boot, ob eher erleb-
nisorientiert, sportlich, kreativ,
genüsslich oder naturwissen-
schaftlich – die BayernTour Na-
tur hält für jede Altersgruppe,
Vorliebe und körperliche Fitness
etwas Passendes bereit. Weit
über 1.000 Veranstaltungen bie-
tet die diesjährige BayernTour
Natur allein für Naturliebhaber
in Oberbayern. Unter dem Motto
der oberbayerischen Auftaktver-
anstaltung „Von der Helm-Azur-
jungfer zum Schneider – ge-
heimnisvolles Leben im Dach-
auer Moos“ informierten die Re-

gierung von Oberbayern, die Na-
turschutzbehörden und die inter-
kommunale Trägergemeinschaft
„Biodiversitätsprojekt Dachauer
Moos“ über das Dachauer Moos
und seine einzigartige Tier- und
Pflanzenwelt am Rande der
Großstadt. 

„Mit unserem Besuch im Da-
chauer Moos im Rahmen von
‚BayernTour Natur für Oberbay-
ern‘ gehen wir auf Entdeckungs-
reise zu den letzten und daher
besonders schützenswerten Na-
turschätzen vor den Toren der
Großstadt München. Wer hätte
etwa gedacht, dass Arten wie die
Helm-Azurjungfer, das Gefärbte
Laichkraut oder die Kleine Wie-
senraute hier noch ihre deutsch-
landweit bedeutendsten Vorkom-
men besitzen“, hatte Regie-
rungspräsident Christoph Hillen-
brand im Vorfeld der Wanderung
betont. 

Dachauer Moos

Bis gegen Ende des 18. Jahr-
hunderts war das Dachauer
Moos eine ursprünglich unge-
nutzte Niedermoorlandschaft,
die vom Wasser geprägt war.
Durch Entwässerung und Torf-
abbau wurde es in eine intensiv
landwirtschaftlich genutzte Kul-
turlandschaft mit begradigten
Bächen verwandelt. Gleichzeitig
sorgten Siedlungs- und Straßen-
bau für weitere Flächenverluste.
Das ursprüngliche Moor ist heu-
te bis auf einige wenige Reste
zerstört. Umso mehr verwundert
es, dass man in den Gräben des
Dachauer Mooses noch eine
Reihe hochgradig gefährdeter
Tier- und Pflanzenarten findet,
für deren Erhalt Bayern eine be-
sondere Verantwortung trägt.

Ehrenamtliches Engagement

Ohne das Engagement ehren-
amtlich tätiger Bürger und Ver-
bände wäre das Dachauer Moos
heute um vieles ärmer. Ihrem
über Jahre unermüdlichen Ein-
satz sowie der Unterstützung
von Fachbehörden und Kommu-
nen ist es zu verdanken, dass vie-
le Lebensräume gefährdeter
Tier- und Pflanzenarten erhalten
geblieben oder neu geschaffen
wurden. Das interkommunale
Biodiversitätsprojekt „Neues Le-
ben im Dachauer Moos – ein
Projekt zur Förderung der Arten-
vielfalt“ wurde mit Hilfe der Re-
gierung von Oberbayern ins Le-
ben gerufen und soll die Arten-
vielfalt im Dachauer Moos auch
für die Zukunft sicherstellen. 

Unter Federführung des Ver-
eins Dachauer Moos haben sich
mit der Landeshauptstadt Mün-
chen, der Stadt Dachau, der Ge-
meinde Karlsfeld, dem Land-
schaftspflegeverband und dem
Bund Naturschutz Dachau sechs
Träger zusammen geschlossen,
um so ehrgeizige Ziele wie
Bachrenaturierungen, Entwick-
lung artenreicher Wiesen und
Wiederherstellung eines stand-
orttypischen Wasserhaushalts für
das Dachauer Moos auf den Weg
zu bringen. Auch der Ruf des

einst so weit verbreiteten Kiebit-
zes, der aus der intensiv genutz-
ten Landschaft fast vollständig
verschwunden ist, soll künftig
im Dachauer Moos wieder für
jedermann zu hören sein. Die
Projektkosten sind auf knapp ei-
ne halbe Million Euro veran-
schlagt. Erst kürzlich hat Mini-
ster Huber offiziell einen Förder-
bescheid an die Trägergemein-
schaft des Biodiversitätsprojekts
überreicht, der mehr als die Hälf-
te der Projektkosten abdeckt.

Auch die Regierung von Un-
terfranken beteiligte sich mit ei-
ner eigenen Veranstaltung an der
BayernTour Natur. Regierungs-
präsident Dr. Paul Beinhofer
nahm die Eröffnung mit einer
Entdeckungstour im LIFE-Pro-
jektgebiet „MainMuschelkalk“
vor. Nach dem Start des neuen
LIFE+ Naturprojekts „Weinber-
ge und Streuobst auf Muschel-
kalk (MainMuschelkalk)“ im
vergangenen Jahr waren die Be-
sucher eingeladen, die ersten Na-
turschutzmaßnahmen, die im
Rahmen dieses europäischen
Projekts durchgeführt wurden,
zu entdecken.

LIFE-Projektgebiet

Von der Ruine Trimburg hat-
ten die Tourteilnehmer einen
guten Blick auf einen Teil des
LIFE-Projektgebiets. Auf drei
Rundtouren erfuhren die Besu-
cher, warum die EU dieses Ge-
biet als LIFE-Gebiet ausgewählt
hat, welche Naturschätze darin
vorkommen und wie diese lang-
fristig erhalten werden sollen.
Außerdem wurde gezeigt, wie
die Bevölkerung der drei LIFE-
Landkreise in das Projekt einge-
bunden und welche Angebote es
für Einheimische und Touristen
geben wird. 

Die Höhere Naturschutzbe-
hörde der Regierung von Mittel-
franken lädt wiederum in den

Monaten Mai, Juni und Juli zu
drei geführten Wanderungen
durch die mittelfränkische Natur
ein. Am vergangenen Samstag
führten Dr. Stefan Böger und
Claus Rammler Naturliebhaber
durch das Naturschutzgebiet
Buchleite in Markt Berolzheim
(Landkreis Weißenburg-Gun-
zenhausen). Sie stellten unter an-
derem Obstsortenvielfalt und die
Schaffung von Lebensräumen
für seltene Tier- und Pflanzenar-
ten vor.

Bei der zweiten Tour steht am
21. Juni in Schwabach das The-
ma „Heilpflanzen und Natur-
schutz“ auf dem Programm. Mit
Klaus Gabriel, Leiter des Sach-
gebiets Naturschutz der Regie-
rung von Mittelfranken, können
auf dem früheren Standort-
übungsplatz Eichwasen schöne
Heilpflanzen sowie viele andere
seltene Naturerscheinungen ent-
deckt werden. 

Seltene Lebensräume

Den Abschluss der Regie-
rungstouren bildet am 5. Juli in
Hechlingen am Hahnenkamm
(Landkreis Weißenburg-Gun-
zenhausen), eine leichte Wande-
rung zu seltenen und gefährdeten
Lebensräumen für Tiere und
Pflanzen sowie zu besonderen
kultur- und naturhistorischen
Landschaftsteilen wie Hohlweg,
Steinerne Rinne, Bierkeller oder
Kapelle. Unter dem Motto: „Mit
der Naturschutzbehörde unter-
wegs - was leistet sie konkret für
Mensch und Natur vor Ort“ wer-
den Klaus Gabriel und seine
Kollegen von der Unteren Natur-
schutzbehörde auch die Arbeit
der Verwaltung näher vorstellen. 

Das Veranstaltungsprogramm
ist für jeden Regierungsbezirk
jeweils in einem bunten Magazin
mit vielen Zusatzinformationen
zusammengefasst; es liegt in Rat-
häusern, Behörden, Sparkassen,
Fremdenverkehrsämtern sowie
in den Umweltstationen, Natur-
parken und Nationalparken aus.
Das Veranstaltungsprogramm ist
aktuell unter www.tournatur.
bayern.de abrufbar. DK

Dynaset im Vormarsch!
Mit den hochinnovativen Produkten erzielte die PTV GmbH
Pumpentechnik im Jahre 2013 ein äußerst erfreuliches Ergeb-
nis mit zweistelligen Zuwachsraten. Die Produktvielfalt im Be-
reich hydraulischer Geräte und entsprechendem Zubehör
konnte neben der Serviceleistung überzeugen. Die Zusammen-
arbeit von PTV und Dynaset führte immer wieder zu erfolg-
reichen Problemlösungen.

Herausragend waren hierbei insbesondere die leistungsfähigen
Generatoren, die sich durch ihre Kompaktheit und ihr vergleichs-
weise geringes Gewicht auszeichnen. Vom Feuerwehreinsatz über
Baufahrzeuge bis hin zur Schifffahrt bieten sie kostengünstig Strom
von 3,5 bis 70 kVA.

Ebenso überzeugend war auch das Spektrum der hydraulischen
Kompressoren, die durch ihre Direktmontage, z. B. an Baumaschi-
nen mit Leistungswerten von 400 bis 7.500 l/min Druckluft und 
8 bis13 bar nahezu alle Aufgaben erfüllen können. Auch im Einsatz
in der Industriefertigung haben sie sich bewährt.

Mit einer breiten Typenvielfalt von Hydraulik-Hochleistungs-
pumpen bietet die PTV GmbH auch hier überdurchschnittliche 
Leistungen für jeden Einsatzbereich von 90 bis 1.600 bar Druck bis
zu einer Fördermenge spezieller Tauchpumpen von bis zu 
20.000 l/min. Diese neuen Pumpenkonstruktionen eignen sich be-
sonders für die Baustellenentwässerung und Löschwassergewin-
nung.

Hydraulische Schweißgeräte, Magnetgeneratoren und Spezial-
geräte wie die Rettungseinheit, die Hochdruck-Brandschutzpumpe,
Felsdübelverdichter und Bohrflüssigkeitspumpen decken ebenfalls
breite Einsatzgebiete ab.

Auch im Jahr 2014 wird die PTV GmbH und Dynaset weitere in-
teressante und innovative hydraulische Maschinen anbieten können.
Aufschlussreiche Informationen unter www.ptv-dynaset.com 

Auszeichnung für Unterfranken:

Weinbergsboden bei Castell 
ist „Boden des Jahres“ 

Bayerns Boden des Jahres 2014 ist der gipsreiche Weinbergsboden
im unterfränkischen Castell. Dies gab Richard Fackler, Vizepräsi-
dent des Bayerischen Landesamtes für Umwelt anlässlich der Prä-
mierung in Castell (Landkreis Kitzingen) bekannt. Facklers Be-
gründung für die Wahl: „Die Böden bei Castell entstanden aus Ge-
steinen des sogenannten Gipskeuper, die vor rund 220 Millionen
Jahren durch Eindampfung von Meereswasser ausgefällt wurden.
Der ungewöhnlich mineralreiche Boden ist deshalb durchsetzt mit
Gips und Alabaster. Solch ein besonderer Boden bringt einen cha-
rakteristischen Wein hervor.“ 

Ein weiterer Grund für die Aus-
zeichnung sei, so Fackler, dass vor
Ort viel ehrenamtliches Engage-
ment in den Bodenschutz gesteckt
wird. „In Castell können sich Groß
und Klein entlang eines Wander-
wegs über den Boden informieren.
Gruben und Aufgrabungen ma-
chen die normalerweise unsichtba-
ren, tiefer liegenden Bodenschich-
ten unter unseren Füßen erleb- und
begreifbar; Informationstafeln ge-
ben Auskunft zu Entstehung und
Besonderheiten.“ Die Bodenstati-
on Castell wurde in Zusammenar-
beit mit dem örtlichen Winzer er-
richtet. 

Besonderheit

Eine weitere Besonderheit der
Casteller Böden, auf denen seit
Jahrhunderten Weinstöcke gedei-

hen, ist deren tiefgründige Durch-
mischung. Die Böden wurden von
den Winzern oftmals bis zu einem
Meter Tiefe umgegraben – das so-
genannte ‚Rigolen‘. Ziel des Rigo-
lens ist, den jungen Rebstöcken ei-
ne verbesserte Wasser- und Nähr-
stoffversorgung zu bieten, grobe
Gesteinsbrocken zu entfernen und
gegebenenfalls vorhandene Ver-
dichtungen zu lockern. Zudem be-
herbergen diese gipsreichen Bö-
den oft seltene Pflanzen wie die
gelbe Weinbergstulpe, die im
Frühjahr üppig in den Weinbergen
blühen.

Der Boden des Jahres ist eine
gemeinsame Aktion der Deut-
schen Bodenkundlichen Gesell-
schaft und des Bundesverbandes
Boden. Er wird seit 2005 jährlich
ausgewählt. 2014 fiel die Wahl auf
den Weinbergsboden. 

Umweltminister Dr. Marcel Huber: 

Klimaschutzpaten bringen
Klimaschutz zu den Bürgern

Die Bayerische Staatsregierung setzt beim Erreichen ihrer ehr-
geizigen Klimaziele auch auf das ehrenamtliche Engagement
der Menschen vor Ort. Dies betonte der Bayerische Umwelt-
minister Dr. Marcel Huber bei der Urkundenübergabe an 
17 neue Klimaschutzpaten in der Gemeinde Barbing.

„Klimaschutz ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe. Wir wol-
len zeigen, was jeder Einzelne in
seinem Lebensbereich konkret für
den Klimaschutz tun kann. Ehren-
amtliche Klimaschutzpaten leisten
dazu einen wichtigen Beitrag. Mit
ihrer Kenntnis über die Gegeben-
heiten vor Ort stehen sie der Be-
völkerung leicht erreichbar als er-
ste Ansprechpartner zur Verfü-
gung“, erklärte Huber.

Teil eines Modellprojekts

Die Ausbildung der Klima-
schutzpaten ist Teil des in Barbing
durchgeführten bayernweiten Mo-
dellprojekts „Klimaschutz und
Energiewende in den Köpfen -
Unterstützung von Bewusstseins-
bildung für regenerative Energie-
themen in der Gemeinde. Ziel der
Ausbildung ist es, in jedem Orts-
teil ehrenamtliche Fachleute zu
etablieren, die für die Bürger als
Anlaufstelle für Energie- und Kli-
mafragen zur Verfügung stehen.
Klimaschutzpaten beraten bei-
spielsweise zu Fragen der Energie-
einsparung, Sanierung und Neu-
bau von Häusern und zur Nutzung
von Geothermie. 

Die neuen Klimaschutzpaten

haben an einer umfassenden Fort-
bildung teilgenommen und eine
entsprechende Qualifizierungs-
phase durchlaufen. „Die große Re-
sonanz in der Gemeinde zeigt die
beachtliche Motivation der Bür-
ger, die Herausforderungen beim
Klimaschutz zu meistern. Durch
das Projekt erhalten die Menschen
vor Ort hervorragendes Fachwis-
sen und werden so zu lokalen Ex-
perten beim Klimaschutz“, so Hu-
ber.

Startschuss im Januar 2013

Den Startschuss für das Modell-
projekt gab der bayerische Um-
weltminister im Januar 2013. Ne-
ben der Ausbildung der Klima-
schutzpaten wurde mit den Bür-
gern in Barbing ein Tag des Kli-
maschutzes veranstaltet. Außer-
dem haben die Kinder des Obst-
und Gartenbauvereins Barbing ei-
nen energieautarken Bauernhof
geplant und wurden dafür mit dem
BMW-Umweltpreis ausgezeich-
net. Seit 2011 ist die Gemeinde
Barbing Träger des Gütesiegels
„Nachhaltige Bürgerkommune“.
Das bayerische Umweltministeri-
um fördert das Projekt in Barbing
mit mehr als 50.000 Euro. 

GAB-Altlastensymposium
in Augsburg

Das Jahr 2014 steht für die GAB im Zeichen ihres 
25-jährigen Bestehens. In diesem Jubiläumsjahr findet am
7. und 8. Juli im Kongresszentrum Augsburg das nunmehr
bereits 16. Altlastensymposium der GAB statt.

Das Thema Flächenrecycling mit Praxisbeispielen steht
ebenso auf der Agenda wie aktuelle Entwicklungen in rechtli-
chen und fachlichen Fragen. Außerdem widmet sich das Sym-
posium dem Themenkomplex der natürlichen Schadstoffmin-
derung. Aktuelle Praxisbeispiele aus der Altlastensanierung
runden das Vortragsprogramm ab.

Die Gäste haben die Möglichkeit, an einer Exkursion zum
ehemaligen Gaswerk in Augsburg/Oberhausen einschließlich
dem angegliederten Gaswerksmuseum teilzunehmen. Dort
können Führungen zu Historie und Sanierung des Gaswerks
besucht werden. Anschließend wird eine Stadtführung durch
die Augsburger Altstadt angeboten. 

Das Altlastensymposium führt als bewährte Plattform für
den interdisziplinären Informations- und Erfahrungsaustausch
Entscheidungsträger und Fachleute aus der wirtschaftlichen,
kommunalen und regionalen Praxis, Sanierungspflichtige so-
wie Akteure aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft und For-
schung zusammen. 



15. 05. 2014 BELEUCHTUNGGZ 9

 Sonne im Tank
Laden Sie Ihr Elektroauto. 
Einfach und sicher mit Sonnenenergie.

Ist die Solarladung an Ihrer LEW eBox Solar aktiviert, nutzen 
Sie ausschließlich die Kraft der Sonne zum Tanken Ihres Elek-
troautos. Die komfortable LEW Eco-Box Solar weiß sogar, wann 
dies besonders günstig ist. Die Lechwerke bieten intelligente, 
unkomplizierte und sichere Ladelösungen – für zu Hause, für 
Ihren fi rmeneigenen Fuhrpark und im öffentlichen Raum. 
Informieren Sie sich auf www.lew.de.

REGION GEHT
UNSERE

Leuchtenfamilie Luma LED:

Straßenbeleuchtung
nach Maß

Mit der Leuchtenfamilie Luma LED bietet Philips die erste in-
telligente LED-Leuchte an, die sich nach Kundenwunsch pro-
grammieren lässt. Selbst gegenüber den sparsamsten konven-
tionellen Lampen sind so noch erhebliche Einsparungen mög-
lich. Vier Baugrößen im einheitlichen Design für verschiedene
Lichtpunkthöhen lassen keine Wünsche offen – vom Radweg
bis zur Autobahn.

Ganz gleich, wie viel Licht an
einer vorgegebenen Stelle
benötigt oder gewünscht wird –
in der Produktfamilie Luma
LED findet sich die passende
Lösung: Dank eines intelligen-
ten Treibers lassen sich die
Leuchten nach Projektvorgaben
individuell programmieren. 

Effizienz und Lebensdauer

Der Kunde entscheidet, was für

sein Projekt am wichtigsten ist:
maximale Effizienz und Lebens-
dauer oder eine möglichst geringe
Anfangsinvestition. Mit Leuchten
aus einer einzigen Produktfamilie
lassen sich auf diese Weise Licht-
ströme zwischen 850 und 49.600
Lumen erzielen. Selbst im Ver-
gleich zu den effizienten Natri-
umdampfhochdrucklampen sind
(je nach Anlage) noch Einsparun-
gen von 40 Prozent und mehr
möglich. Im Vergleich zu Queck-

Für eine harmonische und einheitliche Lichtgestaltung im
Straßenbetrieb sorgt die Philips Luma Leuchtenfamilie. 

silberdampf sind es häufig deut-
lich über 70 Prozent.

Vier verschiedene Baugrößen
stellen eine harmonische und
einheitliche Gestaltung über al-
le Lichtpunkthöhen sicher. Von
der MiniLuma, die für niedrige
Lichtpunkthöhen in Wohnge-
bieten konzipiert wurde, bis zur
Luma 3 für Hauptverkehrs-
straßen und Autobahnen, wer-
den alle Ansprüche an moderne
Straßenbeleuchtung abgedeckt.
Da sich die Lumenpakete der
einzelnen Baugrößen über-
schneiden, kann die Größe der
Leuchte zudem nach individuel-
lem Geschmack an die Licht-
punkthöhe angepasst werden.

Eigene Software
für Berechnung

Errechnet wird die jeweils
ideale Beleuchtungslösung mit
Hilfe eines eigens entwickelten
Programms. Dieses ermittelt auf
Basis der für ein bestimmtes
Projekt erforderlichen bzw. ge-
wünschten Faktoren wie zum
Beispiel Lichtstrom, Lichtfarbe
und Lebensdauer, welche Lö-
sung in der Anschaffung, im
täglichen Gebrauch oder im
Verbrauch über die gesamte Le-
bensdauer am kostengünstig-
sten ist. Der Kunde kann auslo-
ten, welche Vorteile für ihn
überwiegen – geringere Investi-
tionskosten oder langfristige
Einsparungen durch niedrigere
Nutzungskosten.

Mit ihrem ausgeklügelten
Thermomanagement erreicht
die Luma eine Lebensdauer von
bis zu 100.000 Stunden und ist
nahezu wartungsfrei. 

Dynamische, gebäudenahe
Fassadenillumination

Die Beleuchtung des Frankfurter Hauptbahnhofs durch iGuzzini

Eine der spektakulärsten Illuminationen auf der LUMINALE
2014 war ohne Zweifel die Beleuchtung der Fassade des
Hauptportals am Frankfurter Hauptbahnhof. iGuzzini illumi-
nazione und der Frankfurter Dipl.- Ingenieur und Lichtplaner
Christian Uitz, Inhaber von RAUMLABOR Christian Uitz,
tauchten die sanierte, historische Fassade in ein dynamisches,
vielfarbiges Lichtbild.

„Hauptanliegen des Beleuch-
tungsprojektes war es, durch eine
gezielte und exakte Lichtrichtung
der installierten Leuchten eine
möglichst plastische Wiedergabe
von Oberflächen und Strukturen
mit viel Tiefenwirkung und Kon-
trast zu erzielen“, so Christian
Uitz. „Vor diesem Hintergrund
war für uns die Akzentuierung ar-

chitektonischer Details wie Alle-
gorien, Türmen und Bögen sehr
wichtig, denn mit ihnen erst er-
schließt sich dem Betrachter das
Gesamtbild der Fassade.“

Um dieses Gesamtbild zu er-
zeugen, wurden insgesamt 70
Einzel- und lineare Strahler mit
unterschiedlichen Ausstrahlwin-
keln und Spot-, Flood- und Wall-

washoptiken eingesetzt. Unter-
stützt werden sie durch flexible,
monochrome LED-Bänder in den
Lichtfarben Warmweiß 3000K
und Kaltweiß 6000K und durch
farbige RGB LED-Lichtbänder.
Alle eingesetzten Leuchten und
Lichtbänder stammen aus dem
Portfolio von iGuzzini. 

97 Einzelansteuerungen

Die Beleuchtungsanlage ist mit
einer DALI-Steuerung versehen
und besteht aus insgesamt 97 Ein-
zeladressen, die auf 24 Steuer-
gruppen aufgeteilt sind. So lässt
sich jede einzelne Leuchte exakt
ansteuern – monochrome Leuch-
ten lassen sich hinsichtlich ihrer
Intensität, RGB-Leuchten hin-
sichtlich ihrer Farbeigenschaften
definieren. Aus den definierten
Steuergruppen werden Lichtszen-
arien programmiert, die während
der LUMINALE ein farbiges und
dynamisches Lichtbild, nach der
LUMINALE ein statisches und
monochromes Lichtbild als
Dauerinstallation erzeugen.

Hohe Lichtausbeute

Für die Illumination kamen
ausschließlich LED-Leuchten mit
hoher Lichtausbeute (ca. 60
lm/W) zum Einsatz. Dank derart
energieeffizienter Leuchten be-
trug die installierte Gesamtlei-
stung der dynamischen Illumina-
tion während der LUMINALE
nur 2,7 kW, ungedimmt. Für das
Bild der Dauerinstallation werden
gerade einmal 1,6 kW benötigt.
Gegenüber der vorherigen Be-
leuchtung durch Flächenstrahler
aus großer Distanz (12 kW) ent-
spricht dies einer Energieerspar-
nis von ca. 80 bis 85 Prozent. 

Der Frankfurter Hauptbahnhof, illuminiert von iGuzzini an-
lässlich der Luminale 2014. Bild: Christian Uitz für iGuzzini

Philips UrbanStyling:

Mit Licht die Stadt gestalten
Zum Wesen von Städten gehört es, dass sie sich kontinuierlich ver-
ändern und verwandeln. Anlagen werden saniert, öffentliche Plät-
ze umgewidmet und neue Projekte geplant. Auch der Blick auf
den Einsatz von Licht in der Stadt wandelt sich. Wurde es früher
eher sachlich und verkehrsorientiert angewendet, geht der Trend
seit einiger Zeit zu ganzheitlichen Beleuchtungslösungen, die die
Eigenheiten eines Ortes berücksichtigen und aufnehmen. Sie be-
tonen, was schön ist, lenken ab von weniger Schönem und setzen
Akzente, die dem Raum Individualität verleihen.

Mit UrbanStyling hat Philips
ein Konzept entwickelt, mit dem
die Lebensqualität und Attrakti-
vität von Städten erhöht wird. Es
markiert gleichzeitig den Start
verstärkter Aktivitäten zum The-
ma „Dekorative Außenbeleuch-
tung“ mit einem Team von Spe-
zialisten. Dazu hat Philips das
Angebot dekorativer Außen-
leuchten erheblich erweitert. 

Das Konzept umfasst eine
ganz neue Produktpalette für die
Gestaltung urbaner Räume. Sie
besteht aus einem „Baukasten“
zueinander passender Leuchten,
Masten, Ausleger und Stadtmö-
bel wie Bänke, Absperrungen,
Fahrradständer, Abfalleimer und
Baumschutzgitter. Dabei greifen
Licht und Form als Gestaltungs-
elemente harmonisch ineinander
und bieten so Lösungen, die mit
überzeugendem Design, hoch-

wertigen Materialien und moder-
ner Lichttechnik höchsten An-
sprüchen gerecht werden. Die
aufeinander abgestimmten Ele-
mente garantieren die einheitli-
che Wirkung der Ensembles.

Technische Exzellenz

Das Konzept beruht auf der Er-
kenntnis, dass es für einen harmo-
nischen Gesamteindruck nicht
ausreicht, etwa eine attraktive
Kirche in der Ortsmitte anzu-
strahlen. Auch der Kirchplatz, die
umliegenden Wege und Gebäude
verdienen Aufmerksamkeit, will
man aus dem Gesamtensemble
eine Umgebung erschaffen, in der
sich Menschen wohl fühlen und
gerne aufhalten. Von entspre-
chenden gestalterischen Maßnah-
men mit Licht profitieren nicht
nur Gäste, sondern in besonde-

rem Maße die Bürger einer Stadt.
Die höhere Anziehungskraft und
die damit verbundene Identifika-
tion der Einwohner mit ihrem
Wohnort werden auch zum Stand-
ortvorteil, wenn es darum geht,
ein attraktives Umfeld für ansied-
lungswillige Wirtschaftsunter-
nehmen zu schaffen. UrbanSty-
ling lädt dazu ein, im Zusammen-
spiel von Licht, Farbe, Material
und Form, Orte mit einzigartiger
Stimmung entstehen zu lassen.
Jedes Teil des Systems ist dabei
technisch für seinen speziellen
Einsatzbereich optimiert und bie-
tet technische Exzellenz und um-
fangreiche Gestaltungsfreiheit.

Der Grundgedanke, mit ganz-
heitlichen Beleuchtungslösungen
die individuelle Schönheit einer
Umgebung zu betonen, wird mit
einer darauf ausgerichteten Pro-
duktpalette nach dem Baukasten-
prinzip, unter dem Namen Urban-
Styling, unterstützt. Ein gutes Bei-
spiel für die gestalterischen Frei-
heiten, die es Planern an die Hand
gibt, ist die Serie Ocean. Mit der
Leuchte Ocean Road LED, ihrer
großen Auswahl an Auslegern,
geraden, geneigten und geboge-
nen Masten verschiedener Höhen
und der Möglichkeit, mehrere
Leuchten spiralförmig an einem
Mast zu gruppieren, schafft sie in
der Straßenbeleuchtung alle Vor-
aussetzungen, Bereiche nach
Wunsch hervorzuheben. In Anlie-
gerstraßen, Fußgängerzonen,
Parks und auf Spielplätzen bietet
sich die Ocean Ambiance LED als
reizvolle Alternative an, die man
zur Akzentuierung von Wegen
und Plätzen durch Ocean LED
Pollerleuchten ergänzen kann. Für
einheitliche Stadtplanungslösun-
gen stehen außerdem Bänke der
Serie Ocean zur Verfügung, deren
klare Linienführung sich auf
Wunsch durch integrierte LED-
Beleuchtung unterstreichen lässt.

Zum großen Angebot dekora-
tiver Beleuchtung gehören auch
passende Lösungen für die Dorf-
sanierung wie zum Beispiel Ci-
tySpirit LED und CityCurve²
LED oder zur Beleuchtung von
Altstadtbereichen mit der LED-

Leuchte Jargeau 400. Für die
Akzentuierung architektonisch
herausragender Gebäude stehen
LED-Strahler, unter anderem
von Philips Colour Kinetics, zur
Verfügung.

Alle Produktfamilien im Be-
reich UrbanStyling haben aber
eins gemeinsam: sie sind mit
hochwertiger LED-Technik und

intelligenter Steuer und Rege-
lungstechnik ausgerüstet. Damit
bietet Philips individuelle Lö-
sungen, die technisch hochwer-
tig und zuverlässig, aber gleich-
zeitig auch emotional und an-
sprechend sind – effiziente Be-
leuchtung auf dem neusten Stand
der Technik, die höchste ästheti-
sche Ansprüche erfüllt. 

Osram baut effizienteste 
LED-Lampe der Welt

Einem Forschungsteam von Osram ist es gelungen, die effizien-
teste LED-Lampe der Welt zu bauen. Die Lampe in Röhren-
form verbraucht halb so viel Strom wie aktuell gebräuchliche
Leuchtstoff- und LED-Röhren. Zudem erreicht sie eine deutlich
höhere Farbwiedergabe. Entwickelt wurde das Rekord-Leucht-
mittel in derzentralen Forschung gemeinsam mit den Geschäfts-
einheiten für die optischen Halbleiter sowie Lampen. 

Die Lampe, die Osram auf der Light+Building 2014 präsentiert,
erreicht eine bisher einmalige Effizienz von 215 Lumen pro Watt.
Damit erzeugt die Lampe genauso viel Licht (Lumen) bei halb so
viel Stromverbrauch (Watt) wie eine aktuell gebräuchliche Leucht-
stoff- oder LED-Röhre. Im Unterschied zu bisherigen Forschungs-
demonstratoren ist sie mit 1,20 Meter genauso lang wie eine klas-
sische Leuchtstofflampe. Die Spitzen-Effizienz lässt sich sowohl
bei warm- als auch bei kaltweißem Licht erzielen.

Technisch basiert der Rekord auf der Kombination von ho-
cheffizienten roten LED-Chips und grün-weißlichen LEDs von
Osram, die einen eigens entwickelten, aber fertigungsnahen
Leuchtstoff enthalten. 
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10. St. Ulrichs-Preis für
Netzwerk für Europa
300 christliche Bewegungen in Dillingen ausgezeichnet

Dillingen (jdt). Ein starkes und weltweit Hoffnung machendes Sig-
nal ging von Dillingen und der Diözese Augsburg aus von der sehr
eindrucksvollen 10. Verleihung des „Europäischen St.-Ulrichs-Prei-
ses“ an das Internationale Netzwerk „Miteinander für Europa“.
Ausgezeichnet wurde eine aus 300 christlichen Bewegungen beste-
hende Gemeinschaft. 

Höhepunkt des Großereignisses
war der ökumenische Gottesdienst
in der Basilika St. Peter inmitten
des historischen „Schwäbischen
Rom“, wie die frühere Residenz
der Augsburger Bischöfe genannt
wird. Der hohe Rang der „Einheit
in versöhnter Vielfalt mit dem un-
verzichtbaren Pilgerweg des Frie-
dens“ rückte in den Mittelpunkt
des Gottesdienstes und des Festak-
tes im Stadtsaal am Kolpingplatz.

Gegründet wurde die „Europäi-
sche St.-Ulrichs-Stiftung“ von
Landkreis und Stadt Dillingen, in
Erinnerung an die Heiligspre-
chung des Bistumspatrons St. Ul-
rich vor über 1000 Jahren (993).
Ideengeber für die in der Regel al-
le zwei Jahre stattfindende Ehrung
war der unterdessen gestorbene
CSU-Politiker und Dillinger
Landrat Anton Dietrich. 

Erster Preisträger war 1993 der

schlesische Erzbischof von Op-
peln, Professor Alfons Nossol. Er
wurde 1997 auch mit dem „Preis
Augsburger Friedensfest“ ausge-
zeichnet. Dann folgten als Geehr-
te: der österreichische Vizekanzler
Alois Mock (1995), Bundeskanz-
ler Helmut Kohl (1997), Bundes-
präsident Roman Herzog (1999),
Marion Gräfin Dönhoff (2001),
Professor Andrea Riccardi von der
Gemeinschaft Sankt Egidio (2003,
der Erzbischof von Prag Miloslov
Kardinal Vlk (2007), die welt-
berühmte Geigerin Anne-Sophie
Mutter (2009) sowie der ehema-
lige Präsident der Republik Po-
len und Friedensnobelpreisträger
Lech Walesa (2012).

Begrüßung

Die „Einstimmung“ zum Got-
tesdienst nahmen vom Stiftungs-
vorstand gemeinsam Landrat Leo
Schrell, Oberbürgermeister Frank
Kunz und Pfarrer Wolfgang 
Schneck vor. Das Willkommen
galt voran dem Präfekten der Or-
denskongregation in Rom, Joáo
Kardinal Braz de Aviz, dem Diö-
zesanbischof Konrad Zdarse (Vor-
sitzender des Kuratoriums der Eu-
ropäischen St.-Ulrichs-Stiftung),
Regionalbischof Michael Grabow
(Oberkirchenrat des evangelisch-
lutherischen Kirchenkreises Augs-
burg und Schwaben), der General-
oberin der Dillinger Franziskane-
rinnen Sr. Roswitha Heinrich und
u. a. rund 100 hochrangigen Ver-
tretern der im Netzwerk verbunde-
nen Gemeinschaften.

Christliche Wurzeln

Bischof Zdarse würdigte die
große Bedeutung der christlichen
Wurzeln Europas, gerade auch im
Blick auf den Namenspatron der
Stiftung mit den familiären Wur-
zeln in Wittislingen, Kreis Dillin-
gen. Der erste Heilige der Katholi-
schen Kirche sei der erfolgreiche
Retter des christlichen Europa ge-
wesen. Sein Vermächtnis wurde
verdienstvoll bewahrt. Frieden in
Freiheit mahnte Regionalbischof
Grabow an.

Zur Notwendigkeit eines wirk-
lich geeigneten Europa könne es

keine Alternative geben, betonte
Landrat Schrell in seiner Rede.
Zwei Weltkriege mit entsetzlichen
Opferzahlen mahnten. Wörtlich
fügte der Vorsitzende der Stiftung
hinzu: „Das Internationale Netz-
werk Miteinander in Europa hat
sich in dieser Hinsicht auf ganz her-
vorragende Weise profiliert... mit
dem Ziel, im Bau von Brücken der
Verständigung und des Verstehens
über Grenzen hinweg. Es ist weit
entfernt von einer Ideologie der
Gleichmacherei. Ganz im Gegen-
teil: „Dieses Internationale Netz-
werk fördert einerseits die nationa-
len Identitäten, baut aber zugleich
Brücken zur Verwirklichung der
politischen Gemeinschaft“.

Bewegung der Hoffnung

Schrell fügte hinzu: „Aus gu-
tem Grund hat der Schatzmeister
der St.-Ulrichs-Stiftung Stadtpfar-
rer Wolfgang Schneck, festge-
stellt: mit diesem Netzwerk ist ei-
ne Bewegung der Hoffnung ent-
standen, die vom Geist des Evan-
geliums geprägt ist und Menschen
zum Einsatz für unsere Gesell-
schaft inspirieren“. Verbunden da-
mit seien ökumenische Initiativen.

Die Laudatio auf den Preisträger
übermittelte Joáo Kardinal Braz de
Aviz in italienischer Sprache, mit
Übersetzung durch einen Dolmet-
scher. Der Präfekt der Ordenskon-
gregation hob hervor, mit dem mit
10.000 Euro dotierten Europäi-
schen St.-Ulrichs-Preis werde eine
Gemeinschaft geehrt, die aus der
Rückbesinnung auf die geistig-
geistlichen Grundlagen des Kon-
tinents Zukunft gestaltet werde.
Als Kernaufgaben für Europa be-
zeichnete der Kardinal u. a. „das
Ja zum Leben, ein Ja zu Umwelt
und Natur, zu einer gerechten
Wirtschaft, das Ja zu Familien,
Kindern und Jugendlichen, zu Ar-
men und Ausgesetzten und Frie-
den und Versöhnung“.

Nach der Übergabe des St.-Ul-
rich-Preises 2014 dankte deren Re-
präsentant, Gerhard Proß (CVJM
Esslingen) für den „bedeutenden
Preis“. Wegweisend zitierte Proß
große Vorbilder wie Chiara Lubich
und Helmut Nicklas, aber auch Ro-
mano Guardini, der einst warnte: „
Europa braucht eine Seele… Und
diese hängt mit ihren Wurzeln und
mit dem Glauben zusammen. Wir
haben diese Wurzeln abgeschnitten
und wundern uns, dass die Früchte
verdorren“. Genau diese christli-
chen Wurzeln aber gelte es zu pfle-
gen und zu fördern, klar, eindeutig
und liebevoll. -jdt-

Ein großes internationales Echo fand die Verleihung des „Europäi-
schen St.-Ulrichs-Preises“ in Dillingen an das „Netzwerk Miteinan-
der in Europa“. In der ersten Reihe von links: Gerhard Proß vom
„Netzwerk“, Landrat Leo Schrell, Joáo Kardinal Braz de Aviz, Diö-
zesanbischof Dr. Konrad Zdarse, Regionalbischof Michael Gra-
bow, Oberbürgermeister Frank Kunz und Franz Jall (Mitglied des
Kuratoriums). In der zweiten Reihe (von links als Dritter) der gast-
gebende Stadtpfarrer Wolfgang Schneck. Bild:-jdt-

Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg:

Mittelstands-Workshop: 
Erfolgreich ins Ausland 

Die Globalisierung bietet mittelständischen Unternehmen erhebliche
Chancen, wie die Exportrekorde der bayerischen Wirtschaft zeigen.
Wer im Ausland auch vor Ort tätig wird, sollte zuvor aber die Risi-
ken in der Zielregion kennen und abwägen. Unter dem Motto „Er-
folgreich im Ausland“ organisierte die Kreissparkasse deshalb kürz-
lich einen Workshop für Unternehmer aus den Landkreisen Mün-
chen, Starnberg und Ebersberg in ihrer Münchner Hauptstelle. 

Susanne Bakenhus, Abteilungs-
leiterin für Spezialprodukte Fir-
menkunden, freute sich über den
hohen Zuspruch und erklärte: „Als
Ihre regionale Sparkasse können
und wollen wir Sie gemeinsam
mit unseren Partnern über die Lan-
desgrenzen hinaus begleiten – bei
der Absicherung und Finanzierung
ihrer Geschäfte sowie bei allen
weiteren Schritten.“ 

Den verantwortungsvollen Um-
gang mit Sicherheitsrisiken im
Ausland beleuchtete Dr. Carsten
Hesse, der für die Beratungsfirma
KDM Sicherheitsconsulting seit
vielen Jahren Unternehmen berät.
Er verdeutlichte, dass Bedro-
hungslagen nicht nur in dauerhaf-
ten Krisenregionen ein Thema
sind. Sie könnten sich überall
schnell und unvorhersehbar ent-
wickeln. Das bewiesen die Lage in
der Ukraine und die Erfahrungen
mit dem „Arabischen Frühling“.
Doch wie damit umgehen? „Jedes
Unternehmen will in Krisensitua-
tionen seine Mitarbeiter vor Ort
schützen“, so Hesse. „Eine Mög-
lichkeit ist, sofort das Engage-
ment abzubrechen. Dann haben
Sie aber Nachsicht im Wettbewerb
mit Firmen, die dort bleiben. Sie
können sich auch umfassend mit
teuren Sicherheitsmaßnahmen ab-
sichern. Das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis ist allerdings fraglich.“

Die Empfehlung des Experten:
„Auch mit kleinem Budget kann
man sich für Krisensituationen gut
wappnen. Dies erfordert aber eine
sorgfältige Vorbereitung. Für jede

Region sind die möglichen Risi-
ken anders gelagert. Analysieren
Sie potentielle Gefahren und tref-
fen Sie Vorsorge für die wahr-
scheinlichsten Szenarien.“ Oft zei-
ge sich: Bedrohungen durch Un-
wetter, Erdbeben, tropische Krank-
heiten oder Aufstände ereigneten
sich weitaus häufiger als gezielte
Angriffe durch Entführungen oder
Raubüberfälle. Unerlässlich seien
besonders in Regionen mit loka-
lem Machtvakuum regionale Kon-
takte und Netzwerke. Mitunter
müsse man auch Kontrakte mit 
lokalen Gruppierungen schließen.
„Bei allem gilt: Erscheinen Ihnen
das Gesamtrisiko oder die für eine
Absicherung nötigen Kompromis-
se als zu groß, ist es mitunter rat-
sam, ein Engagement gar nicht zu
tätigen“, so der Rat des Sicher-
heitsfachmanns.

Welche gesamtwirtschaftlichen
Perspektiven derzeit international
bestehen, analysierte Dr. Jürgen
Michels, Chefvolkswirt der Bay-
ernLB. Er bescheinigte tendenziell
gute Aussichten: Die aktuellen
Wachstumsraten seien positiv und
eine Inflationsgefahr im Euroraum
bestünde auch in naher Zukunft
nicht. Die Geldpolitik der EZB ha-
be hierbei unterstützend gewirkt,
jedoch müsse man sich ihrer Ne-
benwirkungen und weiter anhal-
tender Risiken gewahr bleiben.
Dazu zählten die derzeitigen Re-
kordniedrigzinsen sowie die hohe
Schuldenlast Griechenlands, die
weitere Hilfsmaßnahmen wahr-
scheinlich mache. 

Landkreis Mühldorf a. Inn:

Fortsetzung der
Sprachförderung in Kitas
Die Offensive Frühe Chancen: Schwerpunkt-Kitas Sprache & In-
tegration ist eine Initiative des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), die im März 2011 ins Leben
gerufen wurde, um in Kitas alltagsintegrierte sprachliche Bildung
für die Jüngsten auszubauen.

Im Landkreis Mühldorf a. Inn
haben sich vier Kindergärten ent-
schlossen, die Förderung zu nut-
zen und eine halbe Personalstelle
zur Sprachförderung finanziert zu
bekommen. Dies sind der Kinder-
garten „Maria Schutz“ in Wald-
kraiburg, der Kindergarten „St.
Laurentius“ in Altmühldorf, der
städtische Kindergarten in Neu-
markt-Sankt Veit und der Kinder-
garten „Theresia Gerhardinger“ in
Mühldorf. 

Praxisnahe Fortbildungen
von Sprachexperten

Die Kindergartenteams und die
Sprachförderkräfte in Kitas wer-
den durch die zahlreichen praxis-
nahen und praxiswirksamen Fort-
bildungen von Sprachexperten un-
terstützt und weitergebildet. Um
Sprachliche Bildung und Sprach-
förderung im Landkreis dauerhaft
zu fördern, kommen regelmäßig
Vertreter von Kitas, Grundschu-
len, weiterführenden Schulen,

Staatlichem Schulamt, Amt für Ju-
gend und Familie, dem Gesund-
heitsamt, der Fachakademie
für Sozialpädagogik, dem Ka-
tholischen Kreisbildungswerk,
den Volkshochschulen und Ler-
nen vor Ort zusammen. 

Das Programm „Offensive Frü-
he Chancen: Schwerpunkt-Kitas
Sprache und Integration“ läuft nun
nach drei Jahren Ende 2014 aus.
Daher wird mit den beteiligten Er-
zieherinnen das weitere Vorgehen
besprochen. Im April traf sich ein
Teil der AG-Mitglieder mit den
Sprachförderkräften bzw. Leitun-
gen der teilnehmenden Kitas. Sie
alle bewerten die alltagsintegrierte
Sprachförderung als exzellent auf-
grund der sehr guten Wissensver-
mittlung in der begleitenden Wei-
terbildung. 

Die AG hofft, dass eine hoch-
wertige und verlässliche sprachli-
che Förderung in Kitas im Land-
kreis so ab 2015 auch ohne Förde-
rung fortgeführt und besser noch –
ausgebaut – werden kann. 

Landkreisübergreifende 
Personalpolitik ist besiegelt 

Die Landkreise Schweinfurt und Haßberge sind jetzt Partner der
„Initiative Familienorientierte Personalpolitik“, einerPlattform zur
Vernetzung und zum Austausch über Maßnahmen der familienori-
entierten Personalpolitik. Rudolf Handwerker, der wenige Wochen
nach seinem 70. Geburtstag nach 24 Dienstjahren als Landrat in
den Ruhestand ging, unterzeichnete zuvor noch die Urkunde, die
den Pakt mit dem Nachbarlandkreis besiegelt. Dritter im Bunde ist
die Agentur fürArbeit Schweinfurt.

Von Agentur und Landkreis
Schweinfurt 2007 gemeinsam ins
Leben gerufen, erstreckte sich der
Einzugsbereich der Initiative an-
fänglich auf die Region Schwein-
furt. Seit 2011 werden laut Agen-
tur „alle Unternehmen und Institu-
tionen aus der Region Main-Rhön
eingeladen und beteiligen sich
zahlreich an Veranstaltungen und
Arbeitskreisen“. Seit 24. April ist
auch der Landkreis Haßberge be-
teiligt. „Maßstab für den Erfolg
beziehungsweise die Sinnhaftig-
keit dieses Netzwerkes ist die Zahl
der Mitwirkenden“, betonte Tho-
mas Stelzer (Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Agentur für Ar-
beit Schweinfurt). Bei einem Pres-
segespräch anlässlich der Unter-
zeichnung durch Handwerker,
Stelzer und Landrat Florian Töp-
per (Schweinfurt) sagte Arbeitsa-
genturchef Stelzer: „Wir werden
alle damit konfrontiert, Teil ir-
gendwelcher Netzwerke zu sein,
aber dieses, um das es heute geht,
soll eine Substanz haben“.  

Das Netzwerk verbindet Ko-
operationspartner aus Politik,
Wirtschaft, dem sozialen und an-
deren Bereichen und soll Unter-
nehmen für Familienfreundlich-
keit in der Personalpolitik sensibi-
lisieren, um Fachkräfte zu halten
und neue zu gewinnen. Stelzer er-
läuterte die Wirkungsweise der In-
itiative, die seit gut sechs Jahren

erfolgreich bestehe und sich weiter
entwickle. Handwerker  bezeich-
nete diese Aktivität als „außeror-
dentlich wichtiges Netzwerk“.
Kommunen und Betriebe müssten
kooperieren, um die Aufgaben der
Zukunft zu meistern. 

Es gelte im Wesentlichen, die
Attraktivität der Region als Le-
bensraum zu stärken und damit
Arbeitskräfte zu binden, aber
auch, Bedingungen zu schaffen,
die Familie und Berufstätigkeit er-
folgreich zu gestalten helfen. 

Die Protagonisten waren sich ei-
nig, dass die Unternehmen große
Anstrengungen unternehmen müs-
sten, um qualifizierte Mitarbeiter zu
binden. Eine Personalpolitik, die
den Menschen ermöglicht, Familie
und Beruf unter einen Hut zu be-
kommen, sei dabei unerlässlich.
Das erfordere oft kreative Lösun-
gen. Und genau dabei will die In-
itiative helfen. Sabine Meißner

Main-Spessart:

Erster Fair-Trade-
Landkreis in Bayern

Der Landkreis Main-Spessart
geht beim fairen Handel voran.
Als erster Landkreis in ganz Bay-
ern darf er sich jetzt Fair-Trade-
Landkreis nennen. Die Auszeich-
nung wurde Landrat Thomas
Schiebel auf der MSP Expo in
Lohr übergeben. 

Um die Zertifizierung zu erhal-
ten, waren laut Schiebel viel 
Begeisterung und Engagement
nötig. Schließlich bekomme man
die Auszeichnung nicht ge-
schenkt. Für die Bewerbung mus-
sten verschiedene Kriterien erfüllt
werden. So fasste der Kreistag
bereits Anfang 2013 den Be-
schluss, dass Main-Spessart ein
fairer Landkreis werden will. Zu-
dem legte er fest, dass im Land-
ratsamt und während der Sitzun-
gen ausschließlich fair gehandel-
ter Kaffee ausgeschenkt wird. 

Darüber hinaus galt es unter
anderem, kooperierende Partner
zu gewinnen. Mittlerweile sind
Schiebel zufolge 21 Wirte, zehn
Vereine, sieben Kirchengemein-
den, acht Schulen und über 50
Einzelhändler mit ihm Boot. Zu-
dem habe das Engagement für
den Fairen Handel ein gutes Fun-
dament mit dem Netzwerk der
Weltläden in Gemünden, Karl-
stadt, Lohr, Marktheidenfeld und
Retzbach sowie den Eine-Welt-
Initiativen in Rieneck, Roden-
Ansbach und Retzstadt.

„Main-Spessart spielt jetzt in
der Champions-League“, freute
sich Manfred Holz, Sonderbot-
schafter von Trans Fair Deutsch-
land, der die Urkunde während
einer Feierstunde überreichte.
Der Landkreis stehe nun in einer
Reihe mit Metropolen wie Lon-
don oder Madrid, die ebenfalls
mit dem Gütesiegel ausgestattet
sind. Holz verwies auf die Bedeu-
tung des Siegels und die Auswir-
kungen für die Menschen, die auf
der Schattenseite der einen Welt
leben. Das Siegel solle nicht als
„kleine Gewissensberuhigung“
dienen, sondern zu weiterem En-
gagement anspornen. DK
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„Have you the column in the
forlast Gemeindezeitung on si-
de three read? She talks me
out of the heart.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, hat sich mit
dieser Bemerkung à la „engli-
scher“ Filser-Brief mal wieder
als treuer und aufmerksamer
Leser dieser Zeitung geoutet.
Und pfui, da ist er wieder, die-
ser dumme Hang zu Anglizis-
men, der sich schleichend in
unserer täglichen Kommuni-
kation breit macht.

In der Gemeindezeitung wurde das Anfang
April anhand des Radioprogramms schön ge-
schildert: Manche Stationen senden nur noch
auf Englisch. Zu deren Ehrenrettung sei aller-
dings eingewandt, dass ihre „Playlists“ ja nur
den Geschmack der Zuhörer widerspiegeln und
wenn deutsche Texte gespielt werden, sind die
entweder zotig wie „Skandal“ von Spider Mur-
phy, albern wie „St. Pauli“ von Jan Delay, un-

erträglich schnulzig wie Revolverheld oder sie
haben mit Fußball zu tun wie „54, 74, 2010“
von Sportfreunde Stiller. Kein Wunder, dass
die meisten deutschen Bands in Englisch per-
formen.

Natürlich hätte ich den letzten Satz auch mit
„singen“ oder „auftreten“ beenden können.
Aber das wäre ja „uncool“ gewesen – schon
wieder. Das Alltagsdeutsch wird zunehmend
von englischen Einsprengseln bestimmt. Wir
übertragen englische Wendungen wie „at the
end of the day“ in sinnfreies Deutsch, damit
„am Ende des Tages“ dann etwas steht. Wir er-
finden Wörter, die es im Englischen nicht gibt,
aber englisch klingen wie Handy, Oldtimer oder
Basecap. Philologen machen es sich zur Aufga-
be, das Geschlecht von englischen Lehnwörtern
zu bestimmen, wobei das Selfie und der Laptop
auch meinem Sprachgefühl entsprechen, das
Blog aber die Bayerin in mir beleidigt, die auch
der Butter und der Joghurt sagt.

Allerdings formiert sich Widerstand. Wen die
großen Aufkleber „sale“ (der Abschuss: Mid-
term-sale) an den Geschäften nerven, der wird
sich gerne 4.000 Leuten anschließen, die eine
Petition dagegen eingereicht haben. Auch ge-
gen den Suffix „-gate“, immerhin der Anglizis-

mus des Jahres 2013, lohnt je-
der Kampf, spätestens seit das
Verschwinden der Skulptur ei-
nes mopsähnlichen Hundes in
Stuttgart als „Mopsgate“ be-
zeichnet wurde.

Nun soll nicht bestritten
werden, dass das Englische
ebenso wie Lateinisch, Fran-
zösisch oder Griechisch das
Recht hat, an andere Sprachen
Lehnwörter zu geben. Auch
das Englische hat von uns

nicht nur den „kindergarten“ und die „german
angst“ übernommen. Im Großen und Ganzen
sind 8.000 Wörter englischer Provenienz (ich
könnte auch schreiben Herkunft, aber das klingt
nicht so belesen) im Duden, also knappe 3,7
Prozent aller Wörter, eigentlich nicht der Rede
wert.

Englisch ist heute die weltumspannende
Sprache, die Menschen verbindet. Die nicht-
anglophone Welt gibt jedes Jahr 300 Milliarden
Euro für das Erlernen des Englischen aus.
Trotzdem sollten wir uns den Blick und vor al-
lem das Gefühl dafür bewahren, dass die jewei-
lige Volkssprache auch ein Stück Gemeinschaft
und Gemeinsamkeit stiftet. Im 18. Jahrhundert
hat sich der Adel vom Volk abgesetzt, indem er
Französisch sprach. Heute scheint es, dass eini-
ge den Eindruck erwecken wollen, nur der in-
tensive Gebrauch des Englischen zeige Weltläu-
figkeit und wir anderen versuchen, mit albernen
Anglizismen hinterher zu hecheln. Keine gute
Entwicklung.

My boss, the citizen-master, hat viel Liebe zu
Fremdsprachen, aber eben auch zu seiner Mut-
tersprache. Europäer von heute, davon ist er zu-
tiefst überzeugt, sollten neben ihrer eigenen
Sprache und Englisch zumindest eine weitere
Fremdsprache lernen. Denn Menschen und ih-
re Ansichten kann man nur begreifen, wenn man
wenigstens versucht, auch ihre Sprache zu ver-
stehen und bestenfalls zu beherrschen. Leider
aber ist überall die Neigung, andere Sprachen
außer Englisch zu lernen, wenig entwickelt. So
bleibt es bei dem resignierten Satz von Wolf-
gang Schäuble, den ich dem Chef twittere:
„Schlecht gesprochenes Englisch ist schließlich
eine der verbreitetsten Sprachen der Welt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Tendenz zu
Anglizismen

Pilotprojekt „Bewegtes Licht“ 
Intelligente Straßenbeleuchtung in Friedberg 

Lechwerke installieren innovatives LED-Leuchtensystem
Die Lechwerke (LEW) rüsten ab heute acht Straßenleuchten in
Friedberg mit einem innovativen LED-System aus. Die Leuchten
an dem Geh- und Radweg im Ortsteil Haberskirch zwischen Ro-
senstraße und Weißdornweg gehen schon in wenigen Tagen in Be-
trieb. Mit dem modernen System können die Straßenleuchten au-
tomatisch gesteuert werden. Das Prinzip ist ganz einfach: Die Be-
leuchtung wird stark gedimmt, solange niemand den Weg benutzt.
Erfassen die angebrachten Sensoren jedoch die Bewegung eines
Radfahrers oder Fußgängers, wird die Beleuchtung automatisch
hochgefahren. 

Mit dem Pilotprojekt wollen die
Lechwerke und die Stadt Friedberg
Erfahrungen mit der neuen Technik

Hand. Zum einen ergibt sich eine
Energieersparnis, weil der Weg be-
darfsgerecht beleuchtet wird. Zum

anderen wird die Umwelt
nicht unnötig beeinträchtigt
– das Wegestück führt durch
ein kleines Wäldchen.

Dr. Peter Bergmair, Er-
ster Bürgermeister der Stadt
Friedberg, ist überzeugt:
„Mit dem intelligenten
LED-Leuchtensystem lei-
sten wir einen Beitrag zum
Klimaschutz. Wir sparen
Energie und die Lichtver-
schmutzung nimmt deut-
lich ab. Positiv für die An-
wohner ist natürlich auch,
dass der Weg jetzt immer
bedarfsgerecht ausgeleuch-
tet wird.“

Die Technik kann indi-
viduell programmiert wer-
den und ist daher sehr 
flexibel einsetzbar: Die
Leuchten können je nach
verwendetem Modul um
bis zu 100 Prozent der Lei-
stung gedimmt werden,
wenn die Straße in der
Nacht nicht genutzt wird.
Sobald sich ein Fußgänger,
ein Radfahrer oder auch
ein Fahrzeug nähert, erfasst
ihn der Infrarot-Bewe-

gungssensor und fährt die Leuch-
te zum programmierten Beleuch-
tungsniveau hoch. Gleichzeitig
gibt er ein Signal an die nächste
Leuchte weiter, die ebenfalls

hochfährt. Das Licht begleitet den
Verkehrsteilnehmer auf seinem
Weg. Nach der programmierten
Haltezeit fahren die Leuchten in
den festgelegten, energiesparen-
den Dimmzustand zurück.

Die Lechwerke testen die inno-
vative LED-Technik bereits im
Rahmen eines zweiten Pilotpro-
jekts. Hier wurden fünf bestehen-
de Leuchten an einem Geh- und
Radweg in Königsbrunn umgerü-
stet und mit dem Clever Light-Sy-
stem ausgestattet. 

„Der Einsatz der effizienten
LED-Technik in der Straßenbe-
leuchtung hat sehr hohe Priorität
bei vielen Städten und Gemein-
den“, berichtet Josef Wagner, Lei-
ter Kommunalmanagement bei
LEW. „LEDs brauchen deutlich
weniger Energie und erzielen da-
bei eine sehr gute Ausleuchtung.
Außerdem haben sie eine längere
Lebensdauer und sind wartungs-
arm. Nicht zuletzt lassen sie sich
gut dimmen und können in intelli-
gente Konzepte eingebunden wer-
den. Aus diesen Gründen ist die
LED-Technik so gefragt für den
Einsatz in der kommunalen Stra-
ßenbeleuchtung.“

Die Lechwerke haben in ihrem
Netzgebiet mittlerweile in mehr
als 260 Kommunen LED-
Straßenleuchten installiert und et-
wa 7.300 Leuchten in Betrieb ge-
nommen. Angesichts des großen
Interesses von Städten und Ge-
meinden haben die Lechwerke
im Mai 2011 in Königsbrunn ein
LED-Leuchtenkompetenzzen-
trum eröffnet. Auf dem rund
13.000 Quadratmeter großen
Gelände sind rund 40 LED-
Leuchten verschiedener Herstel-
ler installiert. Vor Ort können sich
kommunale Vertreter über den
aktuellen Stand der Technik in-
formieren. 

Josef Wagner, LEW-Leiter Kommu-
nalmanagement, Dr. Peter Bergmair,
Bürgermeister der Stadt Friedberg, Ste-
fan Meyr, Abteilungsleiter Tiefbau der
Stadt Friedberg, Erwin Rieder, Leiter
der LEW-Bezirksstelle Friedberg (v. l.)
sowie Heinz Lischinski von der LEW
Verteilnetz GmbH (oben). 

sammeln und zudem herausfinden,
wie viel Energie tatsächlich einge-
spart werden kann. Für die Projekt-
partner liegen die Vorteile der neu-
en Beleuchtung schon heute auf der

Euregio Bayerischer Wald - Böhmerwald - Unterer Inn:

Vorsitzender Lankl verabschiedet
Mitgliederversammlung in Röhrnbach

Als Impulsgeber der ländlichen Region hat Landwirtschaftsmini-
ster Helmut Brunner die Euregio Bayerischer Wald-Böhmer-
wald-Unterer Inn bezeichnet. Bei ihrer Mitgliederversammlung
in Röhrnbach dankte Brunner insbesondere dem Euregio-Vorsit-
zenden Landrat Ludwig Lankl (Freyung-Grafenau) für dessen
engagierten Einsatz für die Drei-Länder-Region. Voraussichtlich
im Juli soll die Nachfolge Lankls, der für eine weitere Kandidatur
nicht mehr zur Verfügung steht, geregelt werden.

Nach Grußworten von Röhrn-
bachs Bürgermeister Josef Guts-
miedl und der Landtagsabgeord-
neten Gabriele Lackner-Strauss
für Oberösterreich wurden der
Rechnungsabschluss 2013 und
die Haushaltspläne 2014 für Bay-
ern/Tschechien und Bayern/
Oberösterreich genehmigt. Der
Geschäftsführer der Euregio,
Kaspar Sammer, nannte als dies-
jährige Arbeitsschwerpunkte das
Gedenken an den Beginn des Er-
sten Weltkrieges vor 100 Jahren
und an den Beginn des Zweiten
Weltkrieges vor 75 Jahren. Ju-
biläen seien der Fall des Eisernen
Vorhanges vor 25 Jahren und 
vor zehn Jahren der EU-Beitritt
Tschechiens. 

„Als ehemalige Grenzregion am
Eisernen Vorhang sind wir die
großen Gewinner der europäi-
schen Einheit“, konstatierte Land-
wirtschaftsminister Ludwig Brun-
ner. Die lange Zeit des Friedens in
Mitteleuropa stelle „ein Privileg
unserer Generation“ dar. Sie sei
auch das Ergebnis von Engage-
ment, Verantwortung, Weltoffen-
heit, Idealismus und Bereitschaft
zur Völkerverständigung - dafür
stehe geradezu beispielhaft die 
Euregio Bayerischer Wald – Böh-
merwald – Unterer Inn. 

300 grenzüberschreitende Groß-
projektinitiativen und über 1.500
Kleinprojekte wurden in der Eu-
regio Brunner zufolge ange-
stoßen. „Wichtig für das Ge-

deihen dieser Saat waren in den
vergangenen Jahren die erhebli-
chen Fördermittel, die wir vor al-
lem aus Brüssel für unsere Hei-
mat sichern konnten. Zahlreiche
Zukunftsinvestitionen wurden
mit diesen Geldern erst möglich.“ 

Im vergangenen Jahr galt es, die
Weichen bis ins Jahr 2020 für die
Fortsetzung dieser äußerst erfolg-
reichen Arbeit in München, Berlin
und Brüssel richtig zu stellen, so
der Minister. „Dass wir die Mög-
lichkeiten, die uns die regionale
Wirtschaftsförderung für die wei-
tere Entwicklung unserer Grenz-
landkreise bietet, in der neuen För-
derperiode 2014 bis 2020 erhalten
konnten“, bezeichnete Brunner als
„Riesenerfolg“. 

Verlässliche Perspektiven

Schwer erkämpft sei der Erhalt
der regionalen Wirtschaftsförde-
rung gewesen. Wettbewerbskom-
missar Almunia habe nicht nur ei-
nen Sondergebietsplafonds für die
bayerischen Grenzlandkreise zur
Tschechischen Republik abge-
lehnt, sondern auch zusätzlich 
den deutschen Gesamtplafonds
gekürzt. Bayern wäre somit kom-
plett aus dem Förderprogramm
ausgeschieden. Nur weil es gelun-
gen sei, eine Bund-Länder-Eini-
gung zu erzielen – auch über die
Zuteilung eines C-Fördergebiets
von 500.000 Fördergebietsein-
wohnern – könnten den Unterneh-

men verlässliche Perspektiven für
die gesamte Förderperiode gebo-
ten werden und die Unterschiede
in den Fördergebieten mit anderen
Mitteln ausgeglichen werden.

„Was die Gemeinsame Agrar-
politik (GAP) anbelangt, ist es
mein Ziel, auch für die Förderperi-
ode ab 2014 günstige Rahmenbe-
dingungen für eine wettbewerbs-
starke, vielfältige und innovative
Landwirtschaft zu sichern, die
nachhaltig Lebensmittel erzeugt,
Tiere möglichst artgerecht hält, ei-
nen aktiven Beitrag zur Energie-
wende leistet und zu vitalen länd-
lichen Räumen beiträgt“, betonte
Brunner. Derzeit werde mit Hoch-
druck an der Ausgestaltung des
neuen Programms gearbeitet. Ziel
sei es, das Programm möglichst
noch vor der Sommerpause einzu-
reichen. 

Maßnahmenmix

Für die zielgerichtete Förderung
des ländlichen Raums, mit der den
Menschen eine Bleibeperspektive
verschafft werden soll, werden im
Zeitraum 2014-2020 einschließ-
lich der Umschichtungen aus der
1. Säule voraussichtlich 1,5 Mrd.
Euro zur Verfügung stehen, hob
der Minister hervor. Ganz konkret
wolle er das erfolgreiche bayeri-
sche Kulturlandschaftsprogramm
noch zielgerichteter und moderner
gestalten und einen ausgewogenen
Maßnahmenmix anbieten, der
konventionelle Betriebe und die
Ökolandwirtschaft sowie Ziegen-
halter, Imker und Jäger berück-
sichtigt. Die Ausgleichszulage sei
dabei ein zentrales Instrument zur
Sicherstellung der flächendecken-
den Landbewirtschaftung. 

Ganz oben auf Brunners Agen-

da für die neue Förderperiode ste-
hen auch weiterhin die Interkom-
munale Zusammenarbeit, die Si-
cherung der Daseinsvorsorge trotz
demografischer Entwicklung und
die Reduzierung des Flächenver-
brauchs. Ein neuer Schwerpunkt
ist die Modernisierung des ländli-
chen Wegenetzes. Hierzu hat der
Minister eine entsprechende Initia-
tive gestartet. 

In diesem Zusammenhang ver-
wies Brunner auf das Leader-Pro-
gramm, „mit dem wir unsere länd-
lichen Regionen auf ihrem Weg ei-
ner selbstbestimmten Entwicklung
unterstützen“. Nach der erfolgrei-
chen Förderperiode (2007-2013)
mit rund 100 Mio. Euro (rund 
¾ ELER-Mittel, ¼ Landesmittel)
und bayernweit fast 1.500 Projek-
ten (Niederbayern rund 15 Mio.
Euro und 163 Projekte) wolle man
auch in der neuen Förderperiode
Leader als effektives Instrument
zur Stärkung des ländlichen
Raums nutzen und weiter opti-
mieren. 

Richtungweisende Arbeit

Franz Meyer, Passauer Landrat
und stellvertretender Euregio-Vor-
sitzender, dankte im Anschluss
Ludwig Lankl, der sechs Jahre den
Vorsitz bei der Euregio geführt
hatte, für seine richtungweisende
Arbeit. Besonders hob er dessen
stetes Bemühen um ein fruchtba-
res Miteinander hervor und wür-
digte Lankls Einsatz als „Impuls-
geber“ für die Europaregion Do-
nau-Moldau. Sein Vorstandskolle-
ge, der Chamer Landrat und Be-
zirkstagspräsident der Oberpfalz,
Franz Löffler, verwies darauf, dass
es stets das Ziel der Euregio gewe-
sen sei, „unsere Region auf Au-
genhöhe“ mit den Metropolregio-
nen zu positionieren. Dieses An-

sinnen habe der scheidende Eure-
gio-Vorsitzende hervorragend um-
gesetzt.

Zum Thema „Europäische 
Territoriale Zusammenarbeit/
INTERREG 2014-2020“ refe-
rierte schließlich Ministerialrat
Matthias Herderich vom bayeri-
schen Wirtschaftsministerium.
Was die Neuerungen bei der re-
gionalen Wirtschaftsförderung
anbelangt, liegen die Schwer-
punkte laut Herderich in den
Bereichen Forschung/Technolo-
gie/Innovation sowie Umwelt.
Während in der Zusammenar-
beit mit Österreich das Umwelt-
thema auch mit nachhaltigem
Tourismus verbunden sei, soll
bei gemeinsamen Umweltpro-
jekten mit Tschechien auch das
Thema Verkehrswege erörtert
werden. DK

Familien- und Kinderregion Günzburg:

Mit Familienstützpunkten 
Beratungsangebot verbessern

Der Landkreis Günzburg will mit der verstärken Ausrichtung
auf das Thema „Familienbildung“ künftig noch familien-
freundlicher werden. Deshalb wurde aus Vertretern der Kreis-
politik und der Landkreisverwaltung eine Steuerungsgruppe
eingerichtet. Dies mit dem Ziel, vorhandene Angebote und Ein-
richtungen für Familien vor Ort zu vernetzen und mit vielen
Partnern weiter auszubauen. 

Dabei wird der Landkreis
Günzburg fachlich vom Felsen-
weginstitut aus Dresden beglei-
tet. Im Fokus steht der Ansatz
der ganzheitlichen Bildung im
Sozialraum (GaBi) – Early Ex-
cellence. Im Mittelpunkt steht
das Kind unter Einbezug der fa-
miliären Strukturen und des ge-
samten Sozialraums.

„Der Ansatz von „GaBi“ 
passt genau zu unserem Leit-

bild“, unterstreicht Landrat Hu-
bert Hafner. „Mein Ziel ist es,
im Landkreis familienpolitische
Themen stärker anzugehen und
unter anderem in den nächsten
Jahren sechs bis acht Familien-
zentren im Landkreis einzurich-
ten. Damit wollen wir Kindern
und Eltern leicht zugängliche
Förderung sowie pädagogische
und Beratungsangebote ermög-
lichen z. B. in Kindertagesstät-
ten, die zu einer Art Schnittstel-
le in individuellen sozialen
Netzwerken werden.“

Tag der Familie

Hafner unterstreicht: „Ganz-
heitliche Bildung im Sozial-
raum wird dabei unser Standard
sein.“ Die Ankündigung des
Landrats steht im Zusammen-
hang mit dem Internationalen
Tag der Familie am 15. Mai. Im
September 1993 haben die Ver-
einten Nationen (UN) den 15.
Mai als Tag der Familie prokla-
miert. Gemeinsam wollen die
UN und die Weltgesundheits-
organisation (WHO) die Be-
deutung der Familie als wich-
tigste Grundeinheit jeder Ge-
sellschaft herausstellen. Der
Freistaat Bayern fördert die
Maßnahme. hj
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Kommunale Energieberatung
7. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

26. Juni 2014

2. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

15. Mai 2014

2. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

November 2014
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Holzpellets

Wir liefern Industriepellets
Tel (0)941 696 69-82   Fax -60
industriepellets@schmidmeier.com sc

hm
id
m
ei
er
.c
om

Vorschau auf GZ 11
In unserer Ausgabe Nr. 11, die am 30. Mai 2014 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
 Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
 Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
 Technische Ausstattung öffentlicher Gebäude 

Feierliche Verabschiedung von Bürgermeister Gerhard Preß:

„Immenses Lebenswerk“
Festakt mit Kommunalminister Joachim Herrmann 

In Rödental ist eine Ära zu Ende gegangen. 30 Jahre lang wirk-
te Gerhard Preß äußerst erfolgreich als Bürgermeister der im
Landkreis Coburg gelegenen Stadt. Mit dem Erreichen der Al-
tersgrenze schied ein Politiker aus dem Amt, der Herausragen-
des für seine Heimatstadt geleistet hat. Diese Verdienste hat
der Stadtrat nunmehr mit dem einstimmigen Beschluss hono-
riert, dem ehemaligen Rathauschef die Ehrenbürgerwürde zu
verleihen. 

Bei einem Festakt in Anwe-
senheit hunderter Gäste nannte
Bürgermeisterin Gisela Böh-
nel in ihrer Laudatio Stationen,
die für das „immense Lebens-
werk“ von Gerhard Preß stehen:
die Sanierung der Domäne, das
Hochwasserrückhaltebecken
Froschgrundsee, die Erhebung
Rödentals zur Stadt, die Grenz-
öffnung und Wiedervereini-
gung, der Neubau der Grund-
schule Rödental-Mitte, der Au-
tobahnanschluss und schließlich
der Bau der Umgehung im Zuge
der B 4. 

Hervorragende Kontakte

Landrat Michael Busch hob
seinerseits die Verlässlichkeit
des Stadtoberhaupts und die
gute Zusammenarbeit über Par-
teigrenzen hinweg hervor. Ger-
hard Preß habe die von seinem
Vorgänger Ferdinand Fischer
eingeleitete gute Entwicklung
Rödentals fortgeführt. Busch
bat Preß, seine hervorragenden
Kontakte in die bayerische
Staatsregierung und in zahlrei-
che Behörden, die Oberfran-
kens Regierungspräsident Wil-
helm Wenning zuvor als nahezu
einmalig herausgestellt hatte,

weiterhin für den Landkreis ein-
zusetzen. Als „Botschafter des
Coburger Landes in München“
solle Preß auch künftig wirken.

Für die über 160 Vereine Rö-
dentals würdigte Thomas Gehrli-
cher das Wirken von Gerhard
Preß als Bürgermeister, für die
Wirtschaft sprach Frank Wöhner.
Die Anliegen der Unternehmen
seien für Preß immer Chefsache
gewesen, sein Antrieb der Erhalt
und die Schaffung von Arbeits-
plätzen, stellte Wöhner fest.

Das Amt als Berufung

In seiner Festrede sprach
Kommunalminister Joachim
Herrmann Gerhard Preß „mei-
nen herzlichsten Dank und mei-
ne Anerkennung“ aus. „Sie ha-
ben dieses Amt nicht nur als Be-
ruf, sondern als Berufung ange-
sehen. Die Menschen vor Ort
haben Ihnen mit Ihrer Wahl zum
Ersten Bürgermeister gleich
fünfmal in Folge ihr Vertrauen
entgegengebracht. Die Stadt
Rödental verliert mit Ihnen ei-
nen äußerst versierten, erfolg-
reichen und sympathischen
Kommunalpolitiker“, betonte
Herrmann. 

Als junger Beamter habe Ger-

hard Preß an verschiedenen
Landratsämtern sowie an der
Regierung von Oberfranken
Verwaltungserfahrung gesam-
melt, ehe er vor über 40 Jahren
Kämmerer der Gemeinde Rö-
dental wurde. Bereits in dieser
Funktion sei sein starker Wille,
die Gemeinde Rödental voran-
zubringen, sichtbar geworden.
Das damals mit Hilfe der Städ-
tebauförderung mit der „Ent-
wicklungsmaßnahme Rödental-
Mitte“ entwickelte neue Zen-
trum könne als Modellfall für
eine Entwicklungsmaßnahme
im ländlichen Raum angesehen
werden. 

Pionierrolle

Rödental sei in vielfacher Hin-
sicht Pionier gewesen, fuhr der
Minister fort. Neue Wege zu ge-
hen, erfordere vor allem Ent-
schlusskraft, Mut und Durch-set-
zungsvermögen. „Sie, lieber Herr
Preß, waren stets bereit, mit den
Bürgern neue Projekte in Angriff
zu nehmen. Mit Ihrer Fachkom-
petenz und Ihrem Gespür, Chan-
cen zu ergreifen konnten viele
Vorhaben vorangebracht werden.
So wurden der Stadt Rödental
zahlreiche Preise und Auszeich-
nungen verliehen“, machte Herr-
mann deutlich.

Der Bayerische Landesver-
band für Gartenbau und Lan-
despflege e.V. zeichnete Röden-
tal beispielsweise im Jahr 1989
für naturnahes Anlegen von
Parkanlagen aus. Im Jahr 2002
wurde der oberfränkischen Stadt
vom Bayerischen Wirtschafts-
ministerium und vom Bayeri-
schen Innenministerium im
Rahmen des Bayerischen Qua-
litätspreises der Preis „wirt-
schaftsfreundliche Gemeinde“
verliehen. Mit seinem Stadtteil
Weißenbrunn vorm Wald kam
Rödental im Prämierungswett-

Dank und Anerkennung zollte Kommunalminister Joachim
Herrmann (r.) dem scheidenden Rathauschef Gerhard Preß. 

bewerb 2003/2004 bei der Verlei-
hung des Staatspreises „Ländli-
che Entwicklung in Bayern“
durch das Bayerische Landwirt-
schaftsministerium zum Zuge.
Und im Jahr 2010 wurde der
Stadtteil Weißenbrunn vorm Wald
Bezirkssieger Oberfrankens im
Wettbewerb „Unser Dorf hat Zu-
kunft – Unser Dorf soll schöner
werden“. Für sein seniorenpoliti-
sches Gesamtkonzept erhielt Rö-
dental schließlich im Jahr 2008
vom Bayerischen Sozialministe-
rium den Förderpreis „Kommu-
nale Seniorenpolitik“. 

Ausweisung 
von Gewerbegebieten

Da es nicht genügt, sich auf
seinen Lorbeeren auszuruhen,
um eine Gemeinde zukunfts-
fähig zu machen, hat Rödental
die Initiative für seine künftige
Entwicklung ergriffen. So sollte
durch die Ausweisung von Ge-
werbegebieten Wirtschaftsun-
ternehmen die Möglichkeit zur
Ansiedlung geboten werden.
Um diese Flächen besonders at-
traktiv zu machen, setzte sich
Preß nach Herrmanns Worten
beim Bau der A 73 erfolgreich
dafür ein, dass diese einen gün-
stigen Verlauf an Rödental vor-
bei für die wichtige Anbindung
der Gemeinde nimmt. Im Jahr
2006 konnte die Anschlussstelle
Rödental eröffnet werden. Zu-
sammen mit der seit 2012 voll-
ständig befahrbaren neuen B 4
erhielt die Stadt eine sehr gute
Anbindung an das überregiona-
le Straßennetz. 

Bildung als Herzensanliegen

Um eine Gemeinde lebendig
zu halten und junge Menschen
für den Ort zu gewinnen, ist die
gemeindliche Bildungsinfra-
struktur von großer Bedeutung.
Dass das Thema Bildung Bür-
germeister Preß stets am Herzen
lag, hat er auch außerhalb der
eigenen Gemeinde gezeigt: So
war der CSU-Politiker als Do-
zent an der Bayerischen Beam-
tenfachhochschule (heute: Fach-
hochschule für öffentliche Ver-

waltung und Rechtspflege in
Bayern) und bei der Hanns-Sei-
del-Stiftung e.V. tätig. 

Sein Wissen und seine Erfah-
rungen brachte er auch in weite-
ren wichtigen Funktionen ein:
Seit 1991 war Preß zunächst
stellvertretendes Vorstandsmit-
glied und seit 1994 Vorstandsmit-
glied im Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverband (BKPV).
„Seit 2008 sind Sie nun Ver-
bandsvorsitzender des BKPV.
In dieser Funktion waren Sie
unter anderem damit befasst,
das neue Dienstrecht umzuset-
zen“, erklärte Herrmann. 

Zahlreiche Ehrungen 

„Die zahlreichen Ehrungen,
die Sie erfahren haben, sind ein
besonderer Ausdruck der Aner-
kennung“, fuhr der Minister
fort. Dazu zählten das Ver-
dienstkreuz am Bande des Ver-
dienstordens der Bundesrepu-
blik Deutschland (1996), die
kommunale Verdienstmedaille
in Bronze (2002), die kommu-
nale Verdienstmedaille in Silber
(2005) und der Bayerische Ver-
dienstorden (2012).

„Sie haben sich nicht nur den
jeweiligen Herausforderungen
gestellt, sondern auch in vielfäl-
tiger Hinsicht die Initiative er-
griffen. Sie haben die positive
Entwicklung der Stadt Rödental
tatkräftig mitgestaltet und mit-
geprägt. Mit Leidenschaft ha-
ben Sie sich in den Dienst der

kommunalen Selbstverwaltung
gestellt. Für Ihre Verdienste, auf
die Sie zufrieden und stolz
zurückblicken können, und für
Ihr großes, unermüdliches En-
gagement danke ich Ihnen per-

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine
Beilage der geofora - Fach-
messe für Bohrtechnik, Brun-
nenbau und Wassertechnik -
bei. Wir bitten um freundli-
che Beachtung. 

sönlich und auch im Namen der
gesamten Bayerischen Staatsre-
gierung ganz herzlich“, hob
Minister Herrmann abschlie-
ßend hervor.

Wahlspruch

„Suchet der Stadt Bestes“, sei
stets sein Wahlspruch gewesen,
unterstrich Gerhard Preß in sei-
ner Dankesrede. Heute bleibe
ihm nach wirklich interessanten
und erfolgreichen gemeinsamen
Jahren der große Dank an alle,
„die mit Vertrauen und großer
Gemeinsamkeit meine und un-
sere Arbeit mit unterstützt ha-
ben“. Es sei ihm eine Freude
und Ehre gewesen, „mich für
unser Gemeinwesen insgesamt
und unsere Stadt im Besonde-
ren einzusetzen“. Jede Begeg-
nung sei positiver Anlass und
Bereicherung zugleich gewe-
sen, konstatierte der scheidende
Rathauschef. DK
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